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Die Frage B 53 ist vom Fragesteller zu-
rückgezogen. 
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Funkgebühr, deren Alarmanlagen durch 
Funk ausgelöst werden 

	

9021* D 
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Anlage 56 

Antwort des PStSekr Herold (BMB) auf 
die Frage B 70 — Drucksache 7/2767 vom 
8. 11. 74 — des Abg. Dr. Hupka (CDU/ 
CSU) : 

Falsche Information der Bundesregie-
rung gegenüber dem Bundestag über 
die Verweigerung der Einreise des Ge-
neralsuperintendenten Helbig in die 
DDR 

	

9022* B 

Anlage 57 

Antwort des BMin Matthöfer (BMFT) auf 
die Fragen B 71 und 72 — Drucksache 
7/2767 vom 8. 11. 74 — des Abg. Benz 
(CDU/CSU) : 

Vergabe der Studie über die „Analyse 
und Darstellung der Möglichkeiten 
künftiger wissenschafts- und gesell

-

schaftspolitischer Entwicklungen im 
Hinblick auf den Verbrauch elektrischer 
Energie und die Bedarfsdeckung" an 
das Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftliche Institut des DGB; Zahl der 
von diesem oder dem DGB nahestehen-
den Forschungsinstituten für die Bun-
desregierung erarbeiteten Gutachten 
und Studien 

	

9022* C 

Anlage 58 

Antwort des PStSekr Brück (BMZ) auf 
die Frage B 73 — Drucksache 7/2767 vom 
8. 11. 74 — des Abg. Dr. Jobst (CDU/ 
CSU) : 

Meldung der „Zeit" über Unterstützung 
der rechtswidrigen Besetzung eines 
landwirtschaftlichen Betriebs in Equa

-d

or durch Mitglieder des Deutschen 
Entwicklungsdienstes 

	

9023* C 
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132. Sitzung 

Bonn, den 15. November 1974 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Der Abgeordnete Staak (Hamburg) ist am 13. No-
vember 1974 aus dem Bundestag ausgeschieden. Als 
sein Nachfolger ist mit Wirkung vom 14. November 
1974 die Abgeordnete Frau Dr. Rehlen eingetreten. 
Ich begrüße die neue Kollegin sehr herzlich und 
wünsche ihr alles Gute im Deutschen Bundestag. 

(Beifall) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
Tagesordnung ergänzt werden um die in der Ihnen 
vorliegenden Liste aufgeführten Vorlagen: 

1. Beratung des Berichts und des Antrags des Haushaltsaus-
schusses (8. Ausschuß) zu dem Antrag der Bundesregierung 

betr. Tausch der dem Bund gehörenden Aktien der Gelsen-
berg AG gegen neue Aktien der VEBA AG 
— Drucksachen 7/2724, 7/2815 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Grobecker 

2. Beratung des Antrags des Ausschusses nach Artikel 77 des 
Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) zu dem Ersten Gesetz 
zur Reform des Strafverfahrensrechts (1. StVRG) 

— Drucksache 7/2810 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dürr 

Ist das Haus damit einverstanden? — Die Erwei-
terung der Tagesordnung ist beschlossen. 

Punkt 24, das Energieprogramm der Bundesregie-
rung und dessen Fortschreibung, soll abgesetzt wer-
den. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Es liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen vor, die 
keiner Beschlußfassung bedürfen und die nach § 76 
Abs. 2 der Geschäftsordnung den zuständigen Aus-
schüssen überwiesen werden sollen: 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments über die Euro-
päische Union 

— Drucksache 7/2747 — 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Betr.: Entschließung und Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments zu dem Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften an den Rat betreffend den Jahresbericht 
über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 

— Drucksache 7/2748 — 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Finanzaus-
schuß 

Betr.: Bericht der Bundesregierung über die gesetzlichen Renten-
versicherungen insbesondere über deren Finanzlage in 
den künftigen 15 Kalenderjahren (Rentenanpassungsbericht 
1975) und Gutachten des Sozialbeirats 

— Drucksache 7/2721 —
zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend), 
Haushaltsausschuß 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments über die Dritte 
Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen 

— Drucksache 7/2371 — 
zusätzlich auch an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten mitberatend 
(überwiesen am 20. 9. 1974 an Rechtsausschuß (federführend), 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen) 

Betr.: Üpl. Ausgabe bei Kap. 10 02 Tit. 656 55 im Haushaltsjahr 
1974 

Bezug: § 37 Abs. 4 BHO 

— Drucksache 7/2731 — 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Erhebt sich gegen die beabsichtigte Überweisung 
Widerspruch? — Ich stelle fest, daß dies nicht der 
Fall ist. Es ist so beschlossen. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner Sitzung am 17. Okto-
ber 1974 beschlossene 

Zweite Gesetz über den Kündigungsschutz für Mietverhält-
nisse über Wohnraum 
(Zweites Wohnraumkündigungsschutzgesetz — 2. WKSchG) 

ist vom Vermittlungsausschuß bestätigt worden. 

Das Schreiben des Vermittlungsausschusses wird als Druck-
sache 7/2812 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten hat mit Schreiben vom 13. November 1974 mit-
geteilt, daß der Ausschuß gegen die nachfolgenden, bereits ver-
kündeten Vorlagen keine Bedenken erhoben hat: 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung — für das 
Weinwirtschaftsjahr 1974/1975 — des von den Interventions-
stellen zu zahlenden Preises für den Alkohol, der ihnen im 
Rahmen der vorgeschriebenen Destillation der Nebenerzeug-
nisse der Weinbereitung geliefert wird, und des dabei vom 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft, Abteilung Garantie, zu übernehmenden Höchst-
anteils 
— Drucksache 7/2449 —

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2108/70 zur Bestimmung des gemeinschaftlichen 
Handelsklassenschemas für Schweinehälften 
— Drucksache 7/2313 — 

Dritte Entscheidung des Rates 

über die Gleichstellung von Feldbesichtigungen von Saat-
gutvermehrungsbeständen in dritten Ländern 
über die Gleichstellung von in dritten Ländern erzeugtem 
Saatgut 

sowie eine Entscheidung des Rates zur Änderung der Ent-
scheidungen des Rates vom 26. März 1973 über die Gleich-
stellung von Feldbesichtigungen von Saatgutvermehrungs-
beständen in Dänemark, in Irland und im Vereinigten Kö-
nigreich und über die Gleichstellung von in Dänemark, in 
Irland und im Vereinigten Königreich erzeugtem Saatgut 

— Drucksache 7/2276 — 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der Schwellen-
preise für geschälten Reis und Bruchreis und des in den 
Schwellenpreis für vollständig geschliffenen Reis einzubezie-
henden Schutzbetrags für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 

— Drucksache 7/2198 — 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1695/73 des Rates zur Bestimmung, inwieweit die 
für Rindfleisch anzuwendenden Währungsausgleichsbeträge 
wegen der niedrigeren Bewertung einer Währung höher sein 
können als die Belastung bei der Einfuhr aus Drittländern 

— Drucksache 7/2168 — 
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Verordnung (EWG) des Rates über Sondermaßnahmen für 
Sojabohnen 

— Drucksache 7/2072 — 

Überweisung von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestags hat entsprechend 
dem Beschluß des Bundestages vom 25. Juni 1959 
die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
(EWG) Nr. 232/73 des Rates über die Durchführungsbestim-
mungen zu Artikel 47 der Akte über die Beitrittsbedingungen 
und die Anpassung der Verträge betreffend die Handels-
regelung der Waren, die unter die Verordnung (EWG) Nr. 
1059/69 fallen 

— Drucksache 7/2759 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur Ersetzung der in der Ge-
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung gelten-
den Ausgangszollsätze für die Einfuhr bestimmter Waren 
aus den neuen Mitgliedstaaten 
— Drucksache 7/2760 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur vollständigen oder teil-
weisen Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen Zoll-
tarifs für bestimmte Erzeugnisse der Kapitel 1 bis 24 des 
Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Malta 
— Drucksache 7/2761 —

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über die Aufteilung der Mittel 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1974 und 
über bestimmte Fristen für 1974 und 1975 
— Drucksache 7/2762 —

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts reditzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über Gemeinschaftsanleihen 
— Drucksache 7/2777 — 

überwiesen an den Finanzausschuß (federführend), Ausschuß für 
Wirtschaft, Haushaltsausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Ich rufe nunmehr den Zusatzpunkt 1 auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem 
Antrag der Bundesregierung betr. Tausch der 
dem Bund gehörenden Aktien der Gelsen-
berg AG gegen neue Aktien der VEBA AG 
— Drucksachen 7/2724, 7/2815 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Grobecker 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Erhebt sich gegen den Antrag des Ausschusses 
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Damit ist der 
Antrag des Ausschusses angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 auf: 

Beratung des Antrags des Ausschusses nach 
Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungs-
ausschuß) zu dem Ersten Gesetz zur Reform 
des Strafverfahrensrechts (1. StVRG) 
— Drucksache 7/2810 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dürr 

Das Wort zur Berichterstattung hat der Herr Ab-
geordnete Dürr. 

Dürr (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Bundesrat hat am 8 November 1974 
den Vermittlungsausschuß angerufen, um in sieben 
Punkten eine Änderung des Gesetzesbeschlusses des 
Deutschen Bundestages zum Ersten Gesetz zur Re-
form des Strafverfahrensrechts herbeizuführen. Der 
Vermittlungsausschuß hat sich in seiner Sitzung am 
14. November 1974 mit dem Vermittlungsbegehren 
des Bundesrats befaßt. Er folgte den Vorschlägen des 
Bundesrats in fünf Fällen; in zwei weiteren Fällen 
wurde der Vermittlungsantrag abgelehnt. 

Nach der vom Bundestag beschlossenen Fassung 
war vorgesehen, daß sich die Beteiligten bei Rausch-
giftdelikten in bestimmten Fällen Straffreiheit ver-
dienen können, wenn sie zur Tataufklärung beige-
tragen haben. Der Bundesrat hat dagegen praktische 
Bedenken ins Feld geführt und auf die Gefahr hin-
gewiesen, daß dadurch in Einzelfällen die Neigung 
erzeugt werden könnte, Unschuldige zu bezichtigen. 
Er sah ferner die Gefahr, daß diese Durchbrechung 
des Legalitätsprinzips Schule machen und ein un-
würdiger Handel zwischen Beschuldigtem und 
Staatsanwaltschaft entstehen könnte. Der Vermitt-
lungsausschuß hat sich diese Bedenken zu eigen ge-
macht und deshalb vorgeschlagen, den § 153 f der 
Strafprozeßordnung zu streichen. 

Der Vermittlungsausschuß folgte ferner dem Vor-
schlag des Bundesrats, § 135 der Strafprozeßordnung 
neu zu fassen, um das Eilgebot bei der Vorführung 
stärker zu betonen. In diesem Zusammenhang hat 
der Vermittlungsausschuß in der neuen Vorschrift 
des § 163 a Abs. 3 den Satz 4 gestrichen, da dessen 
Inhalt im Widerspruch zu § 135 steht, auf den in 
§ 163 a Abs. 3 Satz 4 verwiesen wird. 

Der Vermittlungsausschuß folgte auch dem Be-
gehren des Bundesrats, den erst vom Bundestag auf-
genommenen neuen § 161 b der Strafprozeßordnung 
wieder zu streichen. Diese Bestimmung sollte die 
Verpflichtung des Staatsanwalts begründen, bei der 
Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen dem 
Verteidiger des Beschuldigten die Anwesenheit zu 
ermöglichen. Obwohl einige gerade auf diese Be-
stimmung besonderen Wert legten, zeigte sich 
schließlich doch, daß sie zur Wahrung der Rechte 
des Beschuldigten nicht unbedingt erforderlich ist, 
sondern im Gegenteil zu praktischen Schwierigkeiten 
führen könnte. 

Aufgenommen wurde das Begehren des Bundes-
rats, die vorgesehenen Ermittlungspflichten der 
Staatsanwaltschaft im Wiederaufnahmeverfahren zu 
beseitigen. Das geschah im Hinblick darauf, daß nach 
der gegenwärtigen Rechtslage bereits Ermittlungs-
hilfe in allen begründeten Fällen durch die Staats-
anwaltschaft geleistet wird und die erweiterte 
Pflicht zur Ermittlungshilfe von Amts wegen sehr 
wohl Kosten verursachen könnte. Die Entscheidung 
dieser Frage soll darum bis zur Gesamtreform des 
Wiederaufnahmeverfahrens zurückgestellt werden. 

Nicht aufgenommen wurde der Vorschlag des Bun-
desrates, hinsichtlich der Nebenklagebefugnis eine 
stärkere Einschränkung in dem Maße vorzunehmen, 
wie das die Bundesregierung in ihrem Entwurf vor-
geschlagen hatte. Die Bundesregierung hatte sich 
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Dürr 
davon leiten lassen, daß eine wesentliche Ein-
schränkung der Nebenklagebefugnis die Prozesse 
beschleunigen, vereinfachen und billiger machen 
würde. Es ist jedoch nicht erwiesen, daß diese Er-
wartung zutrifft. Vielmehr kann angenommen wer-
den, daß weiterhin ein starkes Bedürfnis der durch 
eine Straftat verletzten Personen an der mit dem 
Betreiben der Nebenklage verbundenen Sachauf-
klärung besteht. 

Der Vorschlag des Bundesrates, auch die vor-
sätzlich uneidliche Falschaussage vor der Staatsan-
waltschaft ebenso unter Strafe zu stellen wie die vor 
Gericht gemachte Falschaussage wurde nicht über-
nommen. Insofern blieb es bei dem Gesetzesbe-
schluß des Bundestages, weil die strafbewehrte 
Pflicht für Zeugen und Sachverständige, auch vor 
dem Staatsanwalt die Wahrheit zu sagen, dazu ge-
führt hätte, daß es dem Zeugen schwer oder gar un-
möglich gemacht worden wäre, in der Hauptver-
handlung eine vorherige unrichtige Aussage zu kor-
rigieren oder zu vervollständigen. Das ändert nichts 
daran, daß der Zeuge und Sachverständige auch vor 
dem Staatsanwalt die Pflicht hat, die Wahrheit zu 
sagen. 

Ein letztes, ebenfalls aufgenommenes Vermitt-
lungsbegehren des Bundesrates betrifft eine redak-
tionelle Berichtigung in Artikel 12. 

Der Vermittlungsausschuß hat beschlossen, daß 
vom Bundestag über die Änderungsvorschläge ge-
meinsam abzustimmen sei. Ich bitte, dem Votum des 
Vermittlungsausschusses zu folgen. 

(Beifall) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, Sie haben den Bericht gehört. Wer dem An-
trag des Vermittlungsausschusses zustimmen will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Die Gegen-
probe! — Enthaltungen ? — Einstimmig angenom-
men. Ich danke sehr. 

Ich rufe nunmehr auf die Punkte 23 a) und 23 b) 
der Tagesordnung: 

a) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Beamtenrechtsrahmengesetzes, des 
Deutschen Richtergesetzes und des Gesetzes 
über die Rechtsstellung der Soldaten 
— Drucksache 7/2432 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Verteidigungsausschuß 
Haushaltsausschuß 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 
— Drucksache 7/2433 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Verteidigungsausschuß 
Haushaltsausschuß 

Das Wort hat Herr Bundesminister Maihofer. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des 
Innern: Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Der Ihnen vorliegende Gesetzentwurf der Bun-
desregierung soll ein Kapitel der Innenpolitik ab-
schließen, das weite Teile unseres Volkes aufge-
wühlt hat. Das leidenschaftlich vorgetragene Für 
und Wider zu dem Thema „Einstellung von Verfas-
sungsfeinden in den öffentlichen Dienst" berührt die 
Grundfesten unserer Vorstellung vom Rechtsstaat. 

Das System des Grundgesetzes ist gekennzeich-
net durch eine sorgfältige Abwägung zwischen 
größtmöglicher Freiheit des Bürgers zur Selbstent-
faltung und der zum Schutze eben dieser freiheit-
lichen Ordnung notwendigen Sicherung. 

Die freiheitlichste Verfassung in der deutschen 
Geschichte, unser Grundgesetz, ist auf das aktive 
politische Engagement unserer Bürger begründet. 
Die Gründung von Vereinigungen und Parteien ist 
darum frei. Sie können nur unter besonderen Vor-
aussetzungen in ihrer Handlungsfreiheit beschränkt 
oder gar verboten werden. Sowohl in den materiell

-

rechtlichen Voraussetzungen als auch in den prozeß-
rechtlichen Sicherungen sind Verbote von Parteien 
und Vereinigungen gegen einen Mißbrauch im poli-
tischen Meinungskampf abgesichert. Dies geht so 
weit, daß auch Parteien mit klarer verfassungsfeind-
licher Zielsetzung ihre politische Aktivität so lange 
fortsetzen können, bis das Bundesverfassungsgericht 
auf Antrag entweder der Bundesregierung oder des 
Bundestages oder des Bundesrates nach eingehen-
der eigener Prüfung ein Verbot ausspricht. 

Auch bei Vorliegen der materiellrechtlichen Ver-
botsvoraussetzungen sind dabei die antragsberech-
tigten Stellen zur Stellung eines Verbotsantrags 
keineswegs verpflichtet. Es liegt in ihrem pflicht-
gemäßen Ermessen, einen Antrag zu stellen oder 
davon abzusehen. Damit hat sich der deutsche Ge-
setzgeber hier für das Opportunitätsprinzip, im Ge-
gensatz zu dem das Strafrecht beherrschenden Lega-
litätsprinzip, entschieden. Dem liegt der Gedanke 
zugrunde, daß auch mit politischen Kräften, welche 
unsere Verfassungsordnung bekämpfen, die Aus-
einandersetzung in erster Linie in der politischen 
Arena und mit politischen Argumenten gesucht und 
bestanden werden soll. Zum Schutz unserer Ver-
fassungsordnung soll ein juristisches Verbot, wenn 
ich es einmal so sagen darf, nur als Ultima ratio der 
Politik, als letzte Waffe der streitbaren Demokratie 
eingesetzt werden. 

Dieser so weit gespannte Freiheitsraum für poli-
tische Aktivität, eine so weitgehende politische To-
leranz auch gegenüber antidemokratischen Kräften 
hat andererseits notwendig zur Bedingung — und 
damit komme ich zu unserem heutigen Thema —, 
daß wir den Bereich der staatlichen Gewalt vor dem 
Eindringen verfassungsfeindlicher Kräfte mit Sicher-
heit bewahren. Zugespitzt ausgedrückt: Die Weither-
zigkeit unserer Verfassung gegenüber politischen 
Bestrebungen der verschiedensten Richtungen erfor-
dert umgekehrt notwendig Engherzigkeit gegenüber 
denen, die den öffentlichen Dienst zur Förderung 
ihrer verfassungsfeindlichen Bestrebungen mißbrau-
chen wollen. Klar gesagt: Verfassungsfeinde haben 
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im öffentlichen Dienst keinen Platz! Über diesen 
Grundsatz sind wir uns alle einig. 

Einig sollten wir uns aber auch darin sein, daß 
nicht schon jede radikale Kritik an unserer beste-
henden Gesellschaftsordnung und geltenden Staats-
verfassung mit Verfassungsfeindlichkeit gleichzuset-
zen ist. Es muß gerade in einer freiheitlichen Ord-
nung, um der Lebenskraft eben dieser Freiheit wil-
len, in jeder nachwachsenden Generation immer 
wieder neu ein radikales Durchdenken über die 
Sinnerfülltheit und Zeitgemäßheit der gesellschaft-
lichen Verhältnisse geben. Auch wenn ich als Libe-
raler etwa ein solches radikales Nachdenken über 
eine „Vergesellschaftung der Produktionsmittel" 
mit aller politischen Leidenschaft bekämpfen würde, 
sie macht doch einen solchen Radikalen, der über 
das öffentlich nachdenkt, was nach Art. 15 unserer 
Verfassung mit einfacher Mehrheit des Bundestages 
jederzeit beschlossen werden könnte, nicht zu 
Extremisten, zum Verfassungsfeind. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Daß das nun eben gerade kein inaktuelles Thema 
ist, das hat das gezeigt, was Ministerpräsident Fil-
binger in der Verfassungsdebatte in diesem Hause 
hierzu irrig behauptet hat. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Sehr wahr!) 

Wohl aber gilt diese Qualifizierung für den, der an 
den Kernbestand dieser unserer freiheitlichen Ver-
fassung rührt, und damit zugleich die Verbürgung 
auch solchen immer wieder neuen Nachdenkens der 
Erfülltheit und Gemäßheit unserer gesellschaftlichen 
Ordnung selbst trifft. Denn eben diese Offenheit 
und damit Veränderbarkeit der gesellschaftlichen 
Verhältnisse und der verfassungsmäßigen Ordnung 
innerhalb eines klar abgesteckten, unverbrüchlich 
selbst gegen verfassungsändernde Mehrheiten ab-
gesicherten Spielraums, reformerischer Aktivität 
machen die tiefere Überlegenheit des demokrati-
schen Systems gegenüber allen totalitären Syste-
men, welchen Vorzeichens auch immer, aus. 

Selbst unser Grundgesetz ist so — das erleben 
wir ja jedes Jahr auch in diesem Bundestag — für 
Veränderungen offen. Es bietet breiten Raum für 
neue Entwicklungen in Staat und Gesellschaft. Un-
veränderbar sind jedoch die fundamentalen Prin-
zipien unserer freiheitlich demokratischen Grundord-
nung. Diese zum Kernbestand unserer Verfassung 
gehörenden Grundwertentscheidungen hat das Bun-
desverfassungsgericht bereits im Jahre 1952 in sei-
ner Entscheidung über das Verbot der Sozialisti-
schen Reichspartei knapp und treffend als die Ord-
nung umschrieben — ich zitiere aus der Begründung, 
denn darauf zielt alles, worum wir im Parlament 
heute ringen —, 

... die unter Ausschluß jeglicher Gewalt und 
Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herr-
schaftsordnung auf der Grundlage der Selbst-
bestimmung des Volkes nach dem Willen der je-
weiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleich-
heit darstellt. Zu den grundlegenden Prinzipien 
sind mindestens zu rechnen: die Achtung vor 
den im Grundgesetz konkretisierten Menschen

-

rechten; vor allem vor dem Recht der Persön-
lichkeit auf Leben und freie Entfaltung, die 
Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, die 
Verantwortlichkeit der Regierung, die Gesetz-
mäßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit 
der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die 
Chancengleichheit für alle politischen Parteien 
mit dem Recht auf verfassungsmäßige Bildung 
und Ausübung einer Opposition. 

Wer diese Grundwerte bekämpft, ist eben nicht nur 
Radikaler, sondern Extremist. Er stellt sich außer-
halb des Bodens unseres Grundgesetzes, 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Gol

-

dene Worte!) 

weil er die für Demokraten unverbrüchliche verfas-
sungsmäßige Basis verlassen hat. — Nun, das sind 
nicht nur goldene, das sind selbstverständliche 
Worte. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wer — um mit dem Bundesverfassungsgericht zu 
sprechen — mit legalen Mitteln die Änderung ein-
zelner Vorschriften, ja, selbst ganzer Institutionen 
unserer Verfassung anstrebt, mag in den Augen 
seiner Mitbürger als radikal erscheinen und Ärger-
nis erregen. Ein Feind unserer Verfassung ist er 
deshalb keineswegs. Das Erfordernis der Verfas-
sungstreue bei einem Bewerber zum öffentlichen 
Dienst darf deshalb nicht zum Vorwand werden, po-
litisch unbequeme und deshalb unerwünschte Bür-
ger von staatlichen Tätigkeiten fernzuhalten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ein Blick in die Vergangenheit zeigt, daß manch 
einer — das wissen gerade Sie, Herr Carstens, aus 
Ihrer Kenntnis der Geschichte sehr genau —, der 
als Vorkämpfer für Freiheit und Recht Bahnbre-
chendes für die Entwicklung der freiheitlichen De-
mokratie in unserem Land zu seiner Zeit geleistet 
hat, seinen Zeitgenossen höchst lästig gewesen ist. 
Unser demokratischer Staat ist gefestigt genug, daß 
er nicht zuletzt um der Wahrhaftigkeit seines Selbst-
verständnisses willen politisch inkonforme, aber 
verfassungstreue Mitarbeiter nicht von sich fernzu-
halten braucht. 

Aber das muß ebenso nachdrücklich auch nach 
der anderen Seite gesagt werden. Die Lebenskraft 
unseres Staates, die sich auf diese seine verbürgte 
Freiheit gründet, bleibt nur dann erhalten, wenn 
seine Bediensteten diesen ihren Staat schützen und 
für seine freiheitliche Ordnung aktiv einzutreten 
bereit sind. Seinen Beamtenpflichten und seiner 
Verfassungstreue handelt nicht nur derjenige zu-
wider, der darauf ausgeht, die freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung durch gewaltsame Aktionen 
umzustürzen, sondern auch, wer ihren Kernbereich 
nur für die Gegenwart, also vorläufig bejaht, in der 
Hoffnung, daß die geschichtliche Entwicklung über 
den freiheitlichen Rechtsstaat hinwegschreiten wird. 

Es kann — auch dies muß klar gesagt werden  — 
kein Opportunitätsprinzip bei der Einstellung von 
Gegnern der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung geben. Diese gehören in keinen Fall in den 
öffentlichen Dienst. Dabei macht es keinen Unter- 
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schied, ob jemand verfassungsfeindliche Bestre-
bungen als einzelner oder im organisatorischen Ver-
band einer politischen Vereinigung oder gar einer 
politischen Partei zu verwirklichen sucht. Die Treue-
pflicht des öffentlichen Dienstes hat Vorrang auch 
vor dem Parteienprivileg des Art. 21 GG. Darin 
besteht Übereinstimmung zwischen dem Regierungs-
entwurf und dem Bundesratsentwurf, wie auch 
Herr Ministerpräsident Kohl am 10. Mai im Bundes-
rat ausdrücklich festgestellt hat. 

Ebenso stimmen beide Entwürfe darin überein — 
und ich glaube, wir sollten zunächst einmal das 
Gemeinsame betonen —, daß die Zugehörigkeit 
eines Bewerbers für den öffentlichen Dienst zu einer 
Partei mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung nicht 
mit automatischer Konsequenz zu seiner Ablehnung 
führen soll. Auch der Bundesratsentwurf — wenn 
Sie ihn genau lesen — sagt, daß die Mitgliedschaft 
in einer solchen Partei nur in der Regel Zweifel an 
der Verfassungstreue eines Bewerbers begründet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja schon 
etwas!) 

— Ich werde sehr genau darauf eingehen; denn 
darüber müssen wir hier miteinander reden und 
rechten. — Damit räumt also auch der Bundesrats-
entwurf die Möglichkeit von Ausnahmefällen ein, 
in denen trotz Zugehörigkeit zu einer verfassungs-
feindlichen Organisation die persönliche Verf as-
sungstreue eines Bewerbers — wenn auch, wie er 
sagt, nur im Ausnahmefall — bejaht werden kann. 

Der Unterschied zwischen den beiden Entwürfen 
liegt so allein in dem unterschiedlichen rechtsstaat-
lichen Verfahrenserfordernis für die Prüfung der 
Verfassungstreue eines Bewerbers für den öffent-
lichen Dienst. Auch der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung geht von der im Bundesbeamtengesetz 
und im Beamtenrechtsrahmengesetz im Einklang mit 
Art. 33 des Grundgesetzes bereits verankerten Ver-
pflichtung zur Verfassungstreue aus. Er ändert 
insoweit die bestehende Rechtslage ganz und gar 
nicht. Die Voraussetzungen für eine Berufung in 
das Beamtenverhältnis bleiben, auch wenn zuwei-
len das Gegenteil behauptet wird, dieselben, wie 
sie im Bundesbeamtengesetz 1953 und im Beamten-
rechtsrahmengesetz 1957 festgelegt worden sind, 
nämlich: Erstens. In das Beamtenverhältnis darf 
nur berufen werden, wer die Gewähr dafür bietet, 
daß er jederzeit für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung eintritt, wie sie in unserem Grund-
gesetz verankert ist. Zweitens. Der Beamte muß 
sich durch sein gesamtes Verhalten zu der freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung bekennen; aber 
nicht nur das, sondern auch für sie eintreten. 

Ausgangspunkt der meisten Angriffe auf den Re-
gierungsentwurf ist eine falsche Interpretation des 
Satzes: „Das gilt auch für Bewerber, die einer Par-
tei angehören." Dieser Satz steht in engem sach-
lichem Zusammenhang mit dem vorhergehenden, der 
da lautet: „In der Begründung einer ablehnenden 
Entscheidung müssen die in der Person eines Be-
werbers liegenden Umstände festgestellt werden, 
die gegen seine Verfassungstreue sprechen." 

Es ist unrichtig, wenn behauptet wird, nach dem 
Willen der Bundesregierung solle die Zugehörigkeit 
eines Bewerbers zu einer Partei, die verfassungs-
feindliche Ziele verfolgt, unerheblich sein. Davon ist 
überhaupt keine Rede. Richtig ist vielmehr: Für Be-
werber, die Mitglied einer Partei sind, gelten keine 
Sonderregelungen, weder im positiven noch im 
negativen Sinne. Kein Bewerber kann sich zu seinen 
Gunsten darauf berufen, daß die politischen Ziele, 
für die er sich einsetzt und die seiner Bewerbung auf 
Grund des Ergebnisses der Einzelfallprüfung ent-
gegenzuhalten sind, von einer Partei oder Vereini-
gung verfolgt werden, die im Rahmen des Art. 21 
bzw. des Art. 9 des Grundgesetzes tätig werden und 
nicht verboten sind. 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates wertet dage-
gen die Mitgliedschaft in einer von den zuständigen 
Behörden nach ihren Erkenntnissen als verfassungs-
feindlich bezeichneten Partei, über deren Verfas-
sungsfeindlichkeit allerdings eine rechtskräftige Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht ge-
troffen ist — auch das müssen wir wohl jeweils 
beachten —, als ein indizielles Kriterium, aus dem 
in der Regel ohne irgendwelche weitere Nachprü-
fung oder gar Anhörung auf die Verfassungsuntreue 
des Bewerbers geschlossen werden könnte. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Er wird im Einzel

-

fall genauso angehört!) 
— Könnte! 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Nein, jeder Einzel

-

fall wird geprüft!) 

— Wenn das für alle gilt, die aus Ihrer Richtung 
sprechen, dann weiß ich überhaupt nicht mehr, wo 
der Grundunterschied zwischen uns liegen soll. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Das wer

-

den wir Ihnen gleich deutlich machen!) 

— Sie erlauben mir, daß ich unseren Entwurf ebenso 
deutlich mache. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Wir 
hören Ihnen mit großer Aufmerksamkeit 

zu!) 

Bei einer solchen pauschalen Prozedur entsteht 
nämlich die Gefahr, daß sich die Prüfung auf weiter 
nichts erstreckt als darauf, ob der Bewerber einer 
bestimmten Partei angehört. Ein solches Verfahren 
führte zu Ergebnissen, die sich mit Grundsätzen der 
Rechtsstaatlichkeit nicht vereinbaren lassen. Es gibt 
keine zwingende Erfahrung, daß jedes Mitglied einer 
Partei mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung sich 
selber diese verfassungsfeindliche Zielsetzung für 
alle Zeiten zu eigen gemacht hat und nie mehr die 
erforderliche Verfassungstreue aufbringen wird. 

(Abg. Rawe [CDU/CSU] : Warum ist er dann 
Mitglied geworden?) 

— Aber nein. Gegen solche pauschalen Verdikte 
gibt es in der Geschichte und in der Gegenwart 
lebendige Zeugnisse übergenug. 

Besonders unter der jüngeren Generation — denn 
das ist hier das aktuellste Problem — gibt es, wie 
manche von uns sehr wohl wissen, Menschen, die 
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sich einer extremistischen Partei anschließen, weil 
sie dort, unter Verkennung der tatsächlichen Gege-
benheiten, Realisierungschancen für an sich aner-
kennenswerte moralische Ideale „menschlicheren 
Lebens" und „besserer Gesellschaft" sehen. Sie 
ignorieren zunächst nicht selten auch eindeutige Hin-
weise auf verfassungsfeindliche Zielsetzungen, be-
werten verfassungsfeindliche politische Aktivitäten 
aus subjektiver Perspektive und glauben womöglich 
— auch das gibt es —, die Tendenzen solcher Orga-
nisationen ins Positive wenden zu können. Wir alle 
wissen, welchem gefährlichem Irrtum junge Men-
schen damit erliegen können. Auch von solchen 
Lehren ist unsere Geschichte voll. In der Tat kann 
auch eine solche wirklichkeitsfremde Haltung ein 
Beweis dafür sein, daß der Betreffende jedenfalls 
derzeit nicht die Gewähr dafür bietet, jederzeit für 
unsere freiheitliche demokratische Grundordnung 
einzutreten. 

Wogegen wir uns mit unserem Regierungsentwurf 
wenden, ist das pauschale Verdikt. Gerade bei jün-
geren Bewerbern — und eben sie sind ja der Regel-
fall bei solchen Einstellungsverfahren; das muß man 
doch ehrlich sehen — zeigt erst eine sorgfältige 
Prüfung des Einzelfalls, eine gründliche Beschäfti-
gung mit den tatsächlichen Aktivitäten und Motiva-
tionen, was von diesem Bewerber zu halten ist. 
Schwierig wird das vor allem auch dann, wenn die 
verfassungsfeindliche Zielsetzung einer Partei nicht 
für jedermann von vornherein klar erkennbar ist. 
Denken Sie an die unendlich vielen linken Grüpp-
chen, etwa an unseren Hochschulen, mit all den Or-
ganisationen und Aufbauorganisationen, die es hier 
jedes Jahr neu wieder und wieder gibt. 

Hier kann doch der mehr von Idealen als von 
der Realität bestimmte junge Mensch nur zu leicht 
getäuscht werden oder sich selbst täuschen. Entschei-
dungen, die ein junger Mensch in seiner Sturm- und 
Drang-Periode getroffen hat, ohne sich ihrer Trag-
weite voll bewußt gewesen zu sein, mögen große 
Anforderungen an unser Verständnis stellen. Solche 
Entscheidungen dürfen einem Menschen aber nicht 
als Stigma für alle Zeiten anhaften. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD) 

Um es noch deutlicher zu sagen — und das meine 
ich so, wie ich es sage; wir haben Anlaß dazu —: 
Wir sollten uns nicht sehenden Auges selbst die 
politischen Desperados in unserer Gesellschaft züch-
ten. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und der SPD 
— Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Sie 
wollen sie lieber in den Staatsdienst hinein

-

nehmen! Das ist die Alternative!) 

— Aber nein. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : So 
stellen Sie es doch dar! — Gegenruf von 

der FDP: Sie müssen mal zuhören!) 

— Ich kann den Unernst nur mit Erstaunen zur 
Kenntnis nehmen, mit dem Sie diese Sache angehen, 
Herr Carstens. 

Die einseitige Hervorhebung der Parteimitglied-
schaft im Bundesratsentwurf bringt jedoch noch eine  

weitere Gefahr: Die Aufmerksamkeit der Einstel-
lungsbehörden wird damit zugleich von denjenigen 
nur allzu leicht abgelenkt, die Feinde unserer frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung sind, ohne 
einer Partei mit verfassungsfeindlicher Zielsetzung 
anzugehören. 

(Lambinus [SPD] : Sehr wahr!) 

Sie sind oft die Allergefährlichsten. Das werden Sie 
doch nicht bestreiten. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Auch und gerade solchen Extremisten, nicht zuletzt 
denen, die ihre Mitgliedschaft tarnen oder die als 
Extremisten jenseits aller Parteien und Vereinigun-
gen im Sinne des Grundgesetzes operieren — von 
denen haben wir in den vergangenen Tagen ja ge-
nug gehört —, muß die besondere Wachsamkeit 
unseres freiheitlichen Staates gelten. Ich möchte so-
gar behaupten, daß von ihnen auf Dauer noch grö-
ßere Gefahren ausgehen können als von erklärten 
Anhängern bestimmter verfassungsfeindlicher Or-
ganisationen, die im Obergrund und nicht im Unter-
grund vor unser aller Augen operieren. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Der Regierungsentwurf begegnet dieser Gefahr 
einer Blickverengung, indem er nicht den Besitz des 
Mitgliedsbuches einer bestimmten Partei zum alles 
entscheidenden Kriterium macht, sondern die Mit-
gliedschaft als einen in der Person des Bewerbers 
liegenden Umstand — wie auch mein Kollege Gen-
scher im Bundesrat erklärt hat — unter anderen 
ansieht. Sicher ist sie ein sehr gewichtiger Umstand; 
wenn es gar die Funktionärseigenschaft ist, ist es 
ein noch viel gewichtigerer Umstand. 

Der Regierungsentwurf stellt klar: Bei einer Ab-
lehnung aus politischen Gründen müssen „in der 
Person eines Bewerbers liegende Umstände" fest-
gestellt werden, die gegen seine Verfassungstreue 
sprechen. Auch bei Bewerbern, die Mitglied einer 
Partei sind, hängt es so von ihrer eigenen Haltung 
und Einstellung ab, ob sie die für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis erforderliche Gewähr bieten, 
jederzeit für die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten. 
Zu diesen Umständen kann auch der Entschluß des 
Bewerbers gehören — das will ich hier ganz klar 
sagen —, einer Partei beizutreten, die erkennbar 
verfassungsfeindliche Ziele verfolgt. Dazu kann 
ebenso der Wille des Bewerbers gehören, als Mit-
glied in einer solchen Partei zu verbleiben, obwohl 
er die verfassungsfeindliche Zielsetzung der Partei 
in der Zwischenzeit erkannt hat. Zu diesen Umstän-
den gehören aber auch politische Aktivitäten des 
Bewerbers, die seine verfassungsfeindliche Einstel-
lung unmittelbar offenbaren, ohne daß diese Ein-
stellung in Form einer Parteimitgliedschaft erkenn-
bar wird. 

Aus alledem ergibt sich, daß die im Regierungs-
entwurf vorgesehene Regelung — wenn man sie 
so nimmt, wie ich sie hier vortrage — sehr wohl 
geeignet ist, Feinde unserer Verfassung vom öffent-
lichen Dienst fernzuhalten. Nur sie allein aber bietet 
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zugleich auch die Gewähr, daß bei jedem solchen 
Einstellungsverfahren die Grundsätze der Rechts-
staatlichkeit beachtet werden. Nur eine sorgfältige 
Prüfung des Einzelfalles — dies müssen ja auch Sie 
wollen, selbst wenn Sie auch nur ausnahmsweise 
einen solchen Bewerber zum öffentlichen Dienst zu-
lassen wollen; auch dann müssen Sie den Einzelfall 
prüfen — unter Berücksichtigung aller Umstände, 
die zu der negativen Prognose führen — eine Pro-
gnose, die hier immer eine schwierige Sache ist —, 
daß der Bewerber nach seinem bisherigen Verhal-
ten nicht die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit 
für diese unsere freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung eintreten wird, kann die Begründung und 
Rechtfertigung dafür liefern, einem fachlich sonst 
qualifizierten Bewerber den Zugang zum öffent-
lichen Dienst zu versagen und damit seine zukünf-
tige Berufstätigkeit damit unter Umständen in eine 
ganz andere als die vom Bewerber angestrebte 
Richtung zu lenken. 

Wer das darin liegende Problem — und das ist ja 
heute beliebt — mit dem Hinweis, daß ohnehin kein 
Bürger einen Anspruch auf Zugang zum öffentlichen 
Dienst besitze, abtun will, macht sich die Sache zu 
leicht. In der ablehnenden Entscheidung über ein 
Einstellungsgesuch für den öffentlichen Dienst kann 
ein tiefer Eingriff in die Existenzplanung und die 
Lebenschancen des Bewerbers liegen. Sie gerät da-
durch in ein Spannungsverhältnis zu dem Grundge-
danken des Art. 12 unserer Verfassung, in dem die 
freie Wahl der beruflichen Betätigung durch den 
einzelnen grundgesetzlich verbürgt wird. Dies be-
deutet nicht, daß jedermann Anspruch auf die ihm 
erwünschte Beschäftigung oder gar ein Recht gegen 
den Staat auf Beschäftigung als Verwaltungs- oder 
Polizeibeamter, als Lehrer oder Richter geltend 
machen könnte. Das Recht der staatlichen Dienst-
herren, unter den Bewerbern eine Auswahl zu tref-
fen, aber muß nach einheitlichen, fairen und trans-
parenten Grundsätzen gehandhabt werden. 

Art. 33 Abs. 2 des Grundgesetzes verbürgt allen 
Deutschen nach dem Maße ihrer Eignung, Befähi-
gung und fachlichen Leistung gleichen Zugang zu 
jedem öffentlichen Amt. Dies begrenzt den Ermes-
sensspielraum der Einstellungsbehörden und steht 
der Zulässigkeit eines Ausschlusses von Bewerbern, 
der lediglich — ohne eine sorgfältige Einzelfallprü-
fung — auf Grund eines pauschalen Verdikts voll-
zogen würde, entgegen. 

Der Bundesrat hat den Regierungsentwurf auch 
deshalb abgelehnt, weil dieser — so die Kritik — 
zu einer Umkehrung der bestehenden Beweislast 
führe. Nach geltendem Recht habe der Bewerber 
seine Eignung nachzuweisen, wenn Zweifel an ihr 
bestünden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Falls er diese Zweifel nicht ausräumen könne, gehe 
dies zu seinen Lasten; so der Entwurf gegen unse-
ren Entwurf. Es bestehe darum keine Veranlassung, 
gerade bei Verfassungsfeinden von diesem Grund-
satz abzuweichen. 

Dazu kann ich nur sagen: Die Wiedergabe der gel-
tenden Rechtslage durch den Bundesrat ist zweifel

-

los zutreffend. Nur seine Behauptung, der Regie

-

rungsentwurf wolle hieran etwas ändern, ist schlicht 
unrichtig. Im Verwaltungsverfahren gilt — um 
Ihnen auch dies im einzelnen auseinanderzulegen — 
der  Grundsatz der Amtsermittlung. Die Behörde hat 
Sachverhalte von Amts wegen aufzuklären; sie ist 
verpflichtet, die materielle Wahrheit zu erforschen. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Muß die Behörde 
das Abiturzeugnis des Bewerbers anfor

-

dern?) 

— Ich komme gleich darauf. — Dabei hat grundsätz-
lich derjenige, der etwas begehrt, die dafür erheb-
lichen Tatsachen vorzubringen. Dies ist nicht anders 
als in anderen Verwaltungsbereichen, bei Anträgen 
auf eine Baugenehmigung, auf eine Steuervergünsti-
gung oder auf einen Gewerbeschein. 

Nachzuweisen sind bei der Einstellung in den 
öffentlichen Dienst die gesetzlich vorgeschriebenen 
und für den erstrebten Beruf erforderlichen Eig-
nungsvoraussetzungen, also beispielsweise daß der 
Bewerber Deutscher ist, daß er die erforderlichen 
Prüfungen abgelegt hat, daß er gesund ist, ein be-
stimmtes Alter nicht überschritten hat und derglei-
chen mehr. 

Zu diesen Einstellungsvoraussetzungen gehört 
eben auch — und das steht seit mehr als 20 Jahren 
im Bundesbeamtengesetz und in den Beamtenge-
setzen der Länder —, daß er die Gewähr dafür bie-
tet, jederzeit für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzu-
treten. Wie kann man daran zweifeln? 

Bei der Verfassungstreue als Einstellungsvoraus-
setzung konnte man sich in der Vergangenheit je-
doch in aller Regel damit begnügen — und tut das 
auch heute in der überwiegenden Zahl der Fälle —, 
die Verfassungstreue des Bewerbers zu vermuten 
und sie zu unterstellen, wenn nicht tatsächliche An-
haltspunkte für begründete Zweifel vorliegen. Die 
Verfassungstreue braucht mit anderen Worten vom 
Bewerber in der Regel nicht näher begründet zu 
werden; er muß dafür keine Unterlagen vorlegen. 
Hierin liegt ein, wenn Sie so wollen, jedem unbe-
scholtenen Bürger in einem freiheitlichen Staat ge-
währter Vertrauensvorschuß, der auch dem Be-
werber um eine Stelle im öffentlichen Dienst zu-
nächst einmal zugute kommt. 

Erst wenn Zweifel an der Verfassungstreue des 
Bewerbers auftreten, setzt eine gezielte Prüfung ein. 
Die Einstellungsbehörde muß die Tatsachen — dar-
unter auch, wie oben dargelegt, die Mitgliedschaft 
oder gar die Funktionärseigenschaft, auf die sie ihre 
Zweifel gründet — dem Bewerber entgegenhalten. 
Dann ist es Sache des Bewerbers, solche auf Tat-
sachen gegründeten Zweifel der Einstellungsbehörde 
auszuräumen. Erst in diesem zweiten Stadium und 
nicht schon davor, obliegt ihm die Darstellungs- und 
Beweisführungslast; um es mit verwaltungsrecht-
lichen Vokabeln zu sagen. Er kann nicht eingestellt 
werden, wenn es ihm nicht gelingt, die tatsächlichen 
Feststellungen, auf denen die Ungewißheit der Be-
hörde über seine künftige Verfassungstreue beruht, 
zu widerlegen. 
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grundsätze decken sich somit voll. Der Regierungs-
entwurf muß daher eine Beweislastregelung gar 
nicht ausdrücklich normieren. Er stellt durch seine 
Fassung nur die allgemeine Rechtslage klar, wie ich 
sie eben hier dargelegt habe. Diese volle Verpflich-
tung zur gewissenhaften Prüfung des Einzelfalls 
macht, bei aller Gemeinsamkeit der beiden Entwürfe, 
jenen Vorsprung an Rechtsstaatlichkeit aus, den der 
Regierungsentwurf dem Bundesratsentwurf voraus 
hat. Denn eben dadurch, daß er klipp und klar die 
rechtsstaatlichen Erfordernisse solcher gezielter Prü-
fung im einzelnen festlegt — mündliche Anhörung, 
gerichtsverwertbare Tatsachen usw. —, sichert er die 
volle Rechtsstaatlichkeit solcher Prüfungsverfahren. 

Ein Wort noch zu der Vorschrift, wonach die Zu-
lassung zu einer Ausbildung, die in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienst- oder Ausbildungsverhältnis 
abzuleisten ist, stets zu gewährleisten ist. Das ist ja 
die andere Streitfrage. — Dies ist deshalb vertretbar, 
weil mit einer bloßen Ausbildung eine eigenverant-
wortliche Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse 
auf Dauer nicht verbunden ist. Diese aber ist es, die 
den Grund für den Funktionsvorbehalt des Art. 33 
Abs. 4 unseres Grundgesetzes mit seiner Abstellung 
auf ein öffentlich-rechtliches Dienst- und Treuever-
hältnis abgibt. 

Die Bundesregierung wird den öffentlichen Dienst 
vor Verfassungsfeinden nach diesen hier dargeleg-
ten Grundsätzen auch weiterhin mit Festigkeit und 
Entschlossenheit schützen. Sie weiß sich in diesem 
Ziel mit allen Demokraten in diesem Lande einig. Sie 
ist jedoch nicht bereit, bei solcher Verteidigung 
unserer Freiheit gegen Feinde der Freiheit die 
Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit beiseite zu lassen. 
Wer der Bundesregierung unterstellt — und das 
wurde ja leider getan —, sie wolle mit ihrem Ent-
wurf — ich zitiere — „der Deutschen Kommunisti-
schen Partei die Teilnahme am politischen Leben er-
möglichen" und sie aus — ich zitiere nochmals — 
„der  Gefahrenzone des Verbots herausholen", pole-
misiert demagogisch. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Lachen 
und Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat niemals einen Zweifel dar-
an gelassen — und auch ich als Bundesinnenminister 
habe das in keiner Fragestunde getan —, wie sie die 
von der DKP oder gar von der KPD verfolgten Ziele 
bewertet. Sie wird sich durch nichts beirren lassen, 
in gleicher Weise auch weiterhin verfassungsfeind-
liche Bestrebungen von linken wie von rechten Ex-
tremisten beim Namen zu nennen. Die Bundesregie-
rung wird aber ebenso entschlossen gewährleisten, 
daß jedem Bürger, der sich um Einstellung im öffent-
lichen Dienst bewirbt, ein Höchstmaß an Rechts-
staatlichkeit zuteil wird. 

Ich meine — und damit möchte ich zum Abschluß 
kommen —, wir sollten uns, Regierung und Oppo-
sition, in Bund und Ländern, wenn wir nicht wei-
teren Studentengenerationen das Evergreen immer 
wieder neu aufgelegter Solidarisierungskampagnen 
gegen sogenannte Berufsverbote bescheren wollen, 
gemeinsam dazu durchringen — auch wenn wir hier  

wie dort über künstlich aufgebaute Gegensätze hin-
wegsteigen müßten —, eine vom Konsens aller De-
mokraten in diesem Lande getragene rechtsstaat-
liche Regelung für das Prüfungsverfahren bei Zwei-
feln an der Verfassungstreue des Bewerbers in un-
serem Beamtenrecht zu verankern. Ich meine, in 
diesem mit Mitteln des Rechts geführten Kampf ge-
gen das Eindringen von Verfassungsfeinden in den 
öffentlichen Dienst stehen wir auch in diesem Hause 
alle — ich darf es einmal etwas pathetisch sagen — 
auf der gleichen Seite der politischen Barrikade. 
Wir sollten diesen Kampf gemeinsam so führen, daß 
darüber unser freiheitlicher Rechtsstaat nicht, zum 
Frohlocken aller wirklichen Verfassungsfeinde, in 
seiner Glaubwürdigkeit gemindert, sondern eher 
noch gestärkt wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Innenminister des Landes Baden-Württemberg, 
Herr Schiess. 

Minister Schiess (Baden-Württemberg) : Ver-
ehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Lassen Sie mich mit dem beginnen, womit Herr Kol-
lege Maihofer aufgehört hat: mit den Gemeinsam-
keiten, die uns hier verbinden. Verfassungsfeinde 
vom öffentlichen Dienst fernzuhalten, muß gerade in 
dieser Zeit, in der die innere Sicherheit wieder stark 
gefährdet ist, ein gemeinsames Ziel aller demokra-
tischen Kräfte sein. Die Entwicklung rechts- und 
linksradikaler Gruppen läßt deutlich erkennen, daß 
Extremisten verstärkt versuchen, in den öffentlichen 
Dienst zu kommen. Sie haben größtes Interesse an 
Staatsämtern, die sie zum Kampf gegen die verfas-
sungsmäßige Ordnung ausnutzen wollen. Alle, die 
Verantwortung tragen, so meinen wir, müssen den 
Anfängen wehren. Wir alle müssen rechtzeitig wach-
sam sein, um den oft zitierten „Marsch durch die 
Institutionen" zu verhindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Der freiheitlich-demokratische Rechtsstaat ist nicht 
nur berechtigt, er ist verpflichtet, Verfassungsfeinde 
vom öffentlichen Dienst fernzuhalten. Nur wenn alle 
politisch Verantwortlichen in der Bundesrepublik in 
dieser Frage zusammenstehen, können die Freiheits-
rechte unserer Bürger erhalten bleiben. 

Meine Damen und Herren, Sie alle wahrscheinlich 
— ich selbst auch — haben es sehr begrüßt, daß die 
Regierungschefs von Bund und Ländern bereits am 
28. Januar 1972 einen Beschluß gefaßt haben, in 
welcher Weise und in welcher Form Verfassungs-
feinden der Zugang zum öffentlichen Dienst verwehrt 
werden kann und muß, und dieser bedeutsame Be-
schluß der Regierungschefs und des Bundeskanzlers 
wurde von diesem Gremium noch einmal im Septem-
ber 1973 bestätigt. Wir meinen daher, daß jede ge-
setzliche Regelung von den dort niedergelegten 
Grundsätzen ausgehen muß. 

(Zustimmung des Abg. Jäger [Wangen] 
[CDU/CSU]) 

Wir können und dürfen uns von dieser Basis, die 
dort gefunden wurde, nicht entfernen. 
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Deshalb hat das Land Baden-Württemberg zusam-

men mit Bayern den vorliegenden Gesetzentwurf im 
Bundesrat eingebracht, wobei nicht verschwiegen 
werden darf, daß die beiden Länder nicht nur den 
gemeinsamen Anfangsbuchstaben „B" als eine Ge-
meinsamkeit empfinden. 

(Dr. Häfele [CDU/CSU] : Sehr gut! — Dr. 
Schäfer [Tübingen] [SPD] : Es könnte auch 

der Buchstabe „C" sein!) 

— Sie dürfen zum „B" durchaus noch ein „C" hinzu-
fügen. Wir fühlen uns dadurch keineswegs verletzt, 
sondern geehrt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Eben!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich be-
daure, daß der Entwurf der Bundesregierung — dar-
über können die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Maihofer nicht hinwegtäuschen — in einem Punkt, 
und zwar in einem uns sehr wesentlich erscheinenden 
Punkt, hinter diesem Beschluß von Bundeskanzler 
und Ministerpräsidenten zurückbleibt. Es geht um 
die Frage, wie die Mitgliedschaft eines Bewerbers 
für den öffentlichen Dienst in einer materiell ver-
fassungswidrigen Partei zu beurteilen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die ist der Kernsatz, um den sich die Diskussion 
dreht. Lassen Sie mich erläutern, was wir hierzu 
meinen und wo wir die manchmal recht fein ge-
sponnenen juristischen Unterschiede aufzuzeigen 
in der Lage sind. 

Nach geltendem Recht darf in ein Beamtenverhält-
nis nur berufen werden, wer die Gewähr dafür bie-
tet, daß er jederzeit für die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes ein-
tritt. Diese Treuepflicht ergibt sich eindeutig aus 
Art. 33 des Grundgesetzes. Sie wird in den einzelnen 
Beamtengesetzen lediglich konkretisiert. Die ent-
scheidende Frage ist, ob ein Bewerber schon deshalb 
abgelehnt werden darf, weil er einer nicht verbo-
tenen Partei angehört, die verfassungsfeindliche 
Ziele verfolgt. Art. 21 des Grundgesetzes bestimmt 
ausdrücklich, daß „Parteien, die nach ihren Zielen 
oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf 
ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundord-
nung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen", mate-
riell verfassungswidrig sind. Das sogenannte Par-
teienprivileg, wonach über die Verfassungswidrig-
keit einer Partei das Bundesverfassungsgericht ent-
scheidet, kann nicht so weit ausgelegt werden, daß 
Mitglieder verfassungsfeindlicher Parteien, die ma-
teriell verfassungsfeindlich sind, in den öffentlichen 
Dienst übernommen werden müssen. In diesem 
Punkt geht die Pflicht zur Verfassungstreue dem 
Parteienprivileg vor. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Grundgesetz räumt zwar den Parteien eine 
weitgehende Freiheit ein; es ist eine politische Ent-
scheidung, ob ein Verbotsantrag gestellt wird. Die-
ser Spielraum, der sich dadurch ergibt, daß für ver-
fassungsfeindliche, aber nicht verbotene Parteien ein 
Spielraum da ist, läßt sich nur vertreten, wenn zu- 

gleich sichergestellt ist, daß Mitglieder oder Anhän-
ger solcher Parteien eben nicht in den Staatsdienst 
kommen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daran, meine Damen und Herren, müssen und 
sollten wir festhalten. Alle Angehörigen des öffent-
lichen Dienstes müssen sich zu der Grundordnung 
unserer Verfassung bekennen und sich aktiv für 
unsere Verfassung einsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach dem Grundgesetz ist die Demokratie unserer 
Bundesrepublik gerade im Gegensatz zur Weimarer 
Verfassung eine streitbare Demokratie. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Wie aber wollen wir uns gegen Verfassungsfeinde 
wehren, wenn z. B. Polizei oder Richterschaft, denen 
diese Abwehr obliegt, selbst mit Verfassungsfeinden 
durchsetzt sind? 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : So ist 
es!) 

Art. 21 des Grundgesetzes will Mitgliedern einer 
materiell-verfassungswidrigen Partei keinen Frei-
brief für den Zugang zum öffentlichen Dienst ver-
schaffen. Eine so weite Auslegung des Parteienpri-
vilegs ist einfach nicht richtig. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

Nun geht der Entwurf der Bundesregierung, Herr 
Kollege Maihofer, zwar verbal — das steht wörtlich 
drin — auch vom Vorrang der Treuepflicht vor dem 
Parteienprivileg aus, 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Aber nur in der 
Begründung!) 

er führt ihn jedoch nicht konsequent durch. Nach 
diesem Entwurf sollen nämlich, wie es ausdrücklich 
im Satz vorher heißt, nur solche Umstände zur Ab-
lehnung eines Bewerbers führen, die in seiner Per-
son liegen. Es ist aber entgegen der von Ihnen ge-
äußerten Auffassung fraglich, ob dann der Mitglied-
schaft in einer verfassungsfeindlichen Organisation 
überhaupt eine Bedeutung zukommt. Sie haben 
heute darzustellen versucht, daß dies so sei. Wir 
meinen aber, daß diese Mitgliedschaft nicht ohne 
weiteres als ein in der Person des Bewerbers lie-
gender Umstand betrachtet werden kann. Solche Un-
klarheiten dürfen in einer so wichtigen Frage nach 
unserer Meinung nicht bestehen bleiben. 

Wir waren uns doch bisher darin einig — minde-
stens die Regierungschefs und der damalige Bundes-
kanzler —, daß die Mitgliedschaft in einer Organi-
sation, die verfassungsfeindliche Ziele verfolgt, in 
der Regel Zweifel daran begründet, ob ein Bewer-
ber jederzeit für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung eintritt. Es war auch allgemeine 
Auffassung, daß diese Zweifel eine Ablehnung dann 
rechtfertigen, wenn es dem Bewerber nicht gelingt, 
sie auszuräumen. Diese Haltung im Entwurf Baden

-

Württembergs und Bayerns, der vom Bundesrat 
übernommen wurde, entspricht nach unserer Mei-
nung dem geltenden Recht in unseren Beamtenge- 
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setzen und auch der nach allgemein geltendem Recht 
bestehenden Beweislast. Sie haben hier vorhin zu 
beweisen versucht, daß eine Umkehr der Beweislast 
bei Ihnen nicht vorliege, aber das können Sie nicht 
damit beweisen, Herr Kollege Maihofer, daß Sie uns 
die rechtstaatlichen Voraussetzungen und die Ver-
fahrensfragen darlegen; 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Sehr rich

-

tig!) 

denn das Problem der Beweislast, Herr Kollege Mai-
hofer, entsteht doch nur dann, wenn alle dem Dienst-
herrn möglichen Ermittlungen zu einem „non liquet" 
geführt haben. Bei dieser Beweislage müßte dann 
konsequent nach Ihrem Entwurf ein Mitglied einer 
verfassungswidrigen Partei oder Organisation ein-
gestellt werden, nach dem Bundesratsentwurf aber 
nicht. Das ist doch der Kern dieser Frage. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn die Unbeweisbarkeit einer Tatsache muß doch 
letztlich zu Lasten desjenigen gehen, der etwas für 
sich beansprucht, nämlich in diesem Falle die Ein-
stellung in den öffentlichen Dienst. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Dem obliegt letztlich die Beweislast hierfür. 

Meine Damen und Herren, diese Haltung erscheint 
uns auch realistisch, weil wir davon ausgehen, daß 
derjenige, der einer verfassungsfeindlichen Partei 
angehört, dies in aller Regel doch wohl aus Über-
zeugung tut und sich nach den Grundsätzen dieser 
Parteien dann auch aktiv für die Verwirklichung 
ihrer Ziele einsetzt und einsetzen muß. Alles an-
dere ist doch an den Realitäten vorbeigesehen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Gesetzentwurf der beiden Länder Baden

-

Württemberg und Bayern hält deshalb klar und 
deutlich daran fest, daß die Mitgliedschaft in einer 
verfassungsfeindlichen Partei ein gravierendes Indiz 
dafür ist, daß ein Bewerber verfassungsfeindliche 
Ziele verfolgt. In der Regel sind deshalb in einem 
solchen Falle nach unserer Überzeugung Zweifel 
daran begründet, daß sich der Bewerber um ein öf-
fentliches Amt jederzeit für unsere verfassungs-
mäßige Ordnung einsetzen wird. Der Bewerber, der 
Mitglied einer verfassungsfeindlichen Organisation 
ist, hat aber immer die Möglichkeit, im konkreten 
Fall nachzuweisen, daß er trotz dieser Mitgliedschaft 
verfassungstreu ist. Darüber — und da sind wir 
wieder mit Ihnen einig — ist in jedem Einzelfall zu 
entscheiden, so daß unser Gesetzentwurf, dem der 
Bundesrat ja zugestimmt hat, nicht zu einem Auto-
matismus oder zu einem Schematismus führt. 

Nach dem Entwurf der Bundesregierung aber — 
und das muß ich noch einmal sagen — wird die 
nach allgemeinem Recht geltende Beweislast in die-
sen Fällen eben umgekehrt. Es wäre nach diesem 
Entwurf nicht möglich, ein Mitglied einer materiell 
verfassungswidrigen Partei vom öffentlichen Dienst 
fernzuhalten, das die durch die Mitgliedschaft be-
gründeten Zweifel an seiner Verfassungstreue nicht 
ausräumen kann. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch bemerken, meine 
Damen und Herren, daß der Entwurf Baden-Würt-
tembergs und Bayerns eindeutige Regelungen ver-
fahrensrechtlicher Art enthält. Er enthält alle denk-
baren rechtsstaatlichen Absicherungen: Jeder Ein-
zelfall muß für sich geprüft werden; nur gerichts-
verwertbare Tatsachen dürfen von der Einstellungs-
behörde berücksichtigt werden; der Bewerber ist 
vor einer Ablehnung zu hören; jede ablehnende 
Entscheidung ist schriftlich zu begründen — das 
geht sogar ein bißchen weiter als die Absicherungen 
im Gesetzentwurf des Bundes, nach dem nur auf 
Antrag eine schriftliche Begründung verlangt wer-
den kann —; jede Entscheidung ist mit Rechtsmittel-
belehrung zu versehen. Die Verfahrensregelungen 
sind also für verfassungsfeindliche Bewerber, die 
aus diesen Gründen abgelehnt werden, erheblich 
günstiger und rechtsstaatlich weitgehender als die 
Ablehnung aus irgendeinem anderen Grunde. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Hört! 
Hört!) 

Ich glaube, daß in dieser Frage die Differenzen zur 
Bundesregierung relativ gering sind. 

Was wir noch anders haben wollen als im Ent-
wurf der Bundesregierung — hier hat die Bundes-
regierung in ihrer Stellungnahme aber bereits eine 
Zusage gegeben —, ist der Bereich der Geltungs-
kraft dieser gesetzlichen Bestimmungen. Während 
der Entwurf der Bundesregierung diese dadurch, 
daß sie das vorne in das Gesetz einschiebt, nur für 
die Bundesbeamten unmittelbar gelten lassen will, 
sind wir der Meinung, daß das ein unmittelbar gel-
tendes Recht im Rahmen des Beamtenrechtsrahmen-
gesetzes sein sollte, das für Bund und Länder ge-
meinsam gilt. 

Meine Damen und Herren, ich darf zum Schluß 
sagen, wenn Sie die beiden dem Bundestag jetzt 
vorliegenden Gesetzentwürfe ansehen, kommen 
Sie nicht um die Feststellung herum: Der Entwurf 
der Bundesregierung weist Lücken und vor allem 
Unklarheiten auf. Man sieht ihm eben an, daß er 
der Versuch eines Kompromisses innerhalb der 
Koalition ist, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Ich könnte das auch aus der Entstehungsgeschichte 
belegen; denn wir haben in der Innenministerkon-
ferenz mehr als einmal über denkbare und mögliche 
Fassungen gesprochen. Solche Kompromisse gehen 
aber meist, Herr Kollege Maihofer, auf Kosten der 
Klarheit. In dieser Frage müssen wir eine glasklare 
gemeinsame Lösung suchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aus dieser Kompromißsituation heraus ist er eben 
letztlich nicht geeignet, die Sicherheit zu geben, 
daß Verfassungsfeinde wirklich vom öffentlichen 
Dienst ferngehalten werden. 

Ich meine deshalb, man täte gut daran, wenn man 
ernstlich und wirklich verhindern will, daß politi-
scher Radikalismus auch den öffentlichen Dienst 
ergreift, den Entwurf des Bundesrates zur Grund-
lage zu nehmen, der auf der Initiative der Länder 
Baden-Württemberg und Bayern beruht. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 
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Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Carstens. 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Über der heuti-
gen Debatte liegt der düstere Schatten des Mordan-
schlags auf den Berliner Kammergerichtspräsidenten 
Günter von Drenkmann, eines Mordanschlags, der 
offenbar von linksradikalen Gruppen in der Bundes-
republik Deutschland und in Berlin organisiert und 
durchgeführt wurde. Es ist dies ein in mehrfacher 
Hinsicht erschütterndes Ereignis: erschütternd, weil 
es einen Mann traf, der wegen seiner objektiven 
und ausgewogenen Einstellung von allen, die ihn 
gekannt haben, gerühmt wird; erschütternd zum 
zweiten, weil es zeigt, mit welchem sinnlosen und 
verbrecherischen Fanatismus Menschen in unserem 
Lande ihre politischen Ziele zu erreichen suchen; 
erschütternd aber nicht zuletzt deswegen, weil es die 
vorangegangenen Beschönigungsversuche über die 
vom Linksradikalismus her drohenden Gefahren in 
einer leider tragischen Weise widerlegt hat. 

An diesen Beschönigungsversuchen beteiligen 
sich seit Jahr und Tag prominente Mitglieder der 
Sozialdemokratischen und der Freien Demokrati-
schen Partei. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Noch vor wenigen Wochen hatten wir in einer De-
batte dieses Hohen Hauses gehört, wie der Bundes-
minister des Innern, Herr Maihofer, die Gefahr des 
Linksradikalismus zu beschönigen versuchte. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Leider wahr!) 

Uns, der Opposition, warf der Innenminister vor, 
wir entwürfen Schauergemälde von wachsender 
linksextremistischer Unterwanderung unserer Ge-
sellschaft, der Anteil der Linksextremisten gehe zu-
rück, die gegenteiligen Behauptungen der Opposi-
tion seien reine Wahlpropaganda. Der Innenmini-
ster warnte uns, die Opposition dieses Hauses, den 
Solidaritätskampagnen — so drückte er sich damals 
aus, und so hat er sich heute wieder ausgedrückt — 
politischer Extremisten noch ein weiteres Jahrfünft 
das Evergreen sogenannter Berufsverbote zu besche-
ren. Damit nahm der Innenminister Stellung zu un-
serer Forderung, Mitglieder extremer Organisatio-
nen und Parteien generell vom Staatsdienst auszu-
schließen. 

Er brachte es fertig, diese im Interesse unseres 
Staates lebenswichtige Forderung als ein Instru-
ment zur Solidarisierung linksextremistischer Grup-
pen abzuqualifizieren. Herr Bundesminister, Sie 
haben diese Erklärung heute wiederholt. Ich möchte 
Sie darauf hinweisen dürfen, daß ein prominentes 
Mitglied Ihrer eigenen Partei, der Vorsitzende der 
Jungdemokraten, Herr Professor Theo Schiller, auch 
Ihren Entwurf, den Regierungsentwurf, mit dersel-
ben Begründung ablehnt, nämlich mit der Begrün-
dung, daß hier ein Berufsverbot verhängt würde. 

Wenn Sie sich irr Ihrer Politik nach diesen Extre-
misten richten wollen, Herr Bundesminister des 
Innern, sind Sie schlecht beraten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Bun

-

desministers Dr. Dr. h. c. Maihofer) 

Im übrigen kann ich Sie beruhigen. In der studen-
tischen Generation und noch mehr in der heran-
wachsenden Schülergeneration breitet sich zuneh-
mend eine andere Auffassung zum Problem des 
Linksradikalismus aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch in der weiter zurückliegenden Zeit hat es 
an Beschönigungsversuchen gegenüber der Gewalt-
anwendung durch Linksgruppen nicht gefehlt. Wir 
erinnern uns alle noch, wie Herr Osswald im Fe-
bruar dieses Jahres von dieser Stelle von den „Re-
volutionsschauspielern" sprach, durch die wir uns 
doch nicht ins Bockshorn jagen lassen sollten. In 
einem nordrhein-westfälischen Schulbuch ist ein 
Text von Ulrike Meinhof abgedruckt. Meine Damen 
und Herren, das ist doch wohl ein eindeutiger Ver-
such der Beschönigung von Gewaltverbrechen, die 
mit dem Namen der Autorin dieses Textes verbun-
den sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kann man wohl 
sagen!) 

Die Bundesregierung vermeidet es ängstlich —
cias hat die Debatte vorgestern wieder gezeigt —, 
die Baader-Meinhof-Gruppe als eine kriminelle 
Bande zu bezeichnen. Der Justizminister, der heute 
leider nicht da ist, beruft sich dabei auf rechts-
staatliche Grundsätze. Meine Damen und Herren, 
das rechtsstaatliche Prinzip hindert uns nicht daran, 
einen Spion einen Spion zu nennen, obwohl das 
Wort Spion seit langer Zeit aus dem Text des Straf-
gesetzbuches verschwunden ist. Dieses Prinzip hin-
dert uns auch nicht daran, eine kriminelle Bande 
eine kriminelle Bande zu nennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Bundesministers Dr. Dr. h. c. Maihofer) 

Ich habe mit großer Freude zur Kenntnis genommen, 
wie der Innenminister des Landes Nordrhein-West-
falen, Ihr Parteifreund Weyer, Herr Bundesminister 
des Innern, mit einer Handbewegung diese lächer-
lichen Pseudoargumente vom Tisch gewischt hat. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Die uns vorliegenden Gesetzestexte beschäftigen 
sich mit der Frage der Einstellung von Feinden un-
serer demokratischen Ordnung in den Staatsdienst. 
Zu diesem Thema hören wir seit langem wohlge-
setzte Reden, auch heute wieder. Ich habe Ihre 
Worte als goldene Worte bezeichnet. Herr Minister, 
das war nicht in einem abschätzigen Sinne, was diese 
Worte anlangt, gemeint, sondern ich meinte damit 
nur, daß Ihre Worte nicht im richtigen Verhältnis 
zu Ihrem Verhalten stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch heute ist wieder gesagt worden, Verfassungs-
feinde haben keinen Platz im öffentlichen Dienst, 
wir seien eine streitbare Demokratie und derglei-
chen mehr. Wenn es aber zu der entscheidenden 
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Frage kommt, ob Mitglieder einer verfassungsfeind-
lichen Organisation, und zwar der zur Zeit wichtig-
sten verfassungsfeindlichen Organisation in unserem 
Lande, ob nämlich Mitglieder der DKP in den 
Staatsdienst als Richter, Staatsanwälte, Lehrer, Po-
lizeibeamte aufgenommen werden sollten, dann 
sehen wir uns plötzlich Ausflüchten und zweideuti-
gen Erklärungen der Bundesregierung und der bei-
den Koalitionsparteien gegenüber. 

Da wird zunächst gesagt, man dürfe nicht nur den 
Linksradikalismus im Auge haben, sondern müsse 
auch an den Rechtsradikalismus denken. 

(Zurufe und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD und der FDP) 

— Gewiß sollte man das tun; warten Sie doch ab, 
was ich dazu zu sagen habe! Die CDU/CSU ist gegen 
die Aufnahme von Verfassungsfeinden in den Staats-
dienst, einerlei, ob sie links oder rechts stehen. 

(Zuruf von der SPD: Stimmt doch nicht!) 

Aber jeder Mensch, der noch in der Lage ist, das 
politische Geschehen in unserem Lande objektiv 
zu erkennen, muß doch feststellen, daß die einzige 
Gefahr, die unserem Staate zur Zeit droht, von 
links kommt. 

(Zuruf von der SPD: Ach wo!) 

— „Ach nee", sagen Sie, aber der Bundesminister 
des Innern, der doch, wie ich annehme, Ihnen näher-
steht als mir, sagte in seinem Bericht über die Ver-
fassungslage 1973, der vor wenigen Monaten, im 
August dieses Jahres, erschienen ist, selbst, der 
Rechtsradikalismus finde kaum noch Resonanz in der 
Bevölkerung, es handle sich bei ihm um Rander-
scheinungen im innerpolitischen Bereich, die Mit-
gliederzahlen seiner Organisationen gehen zurück. 
— Das ist doch die Wahrheit! Dagegen haben wir 
von links eine akute, lebensgefährliche Gefahr un-
seres Staates zu verzeichnen, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]) 

eine Gefahr, die sich in verschiedener Form aus-
drückt — das ist ganz sicher —, angefangen von den 
Mordanschlägen bis zur systematischen Zerstörung 
der geistigen Grundwerte unserer Ordnung in den 
Schulen unseres Landes wie in Hessen auf Grund 
der hessischen Rahmenrichtlinien, die der Marxist 
Herr von Friedeburg dort erlassen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Frage der Einstellung von Mitgliedern der 
DKP in den Staatsdienst ist nicht das einzige Pro-
blem, das in diesem Zusammenhang auftaucht; da 
stimme ich Ihnen völlig zu, Herr Bundesminister des 
Innern. Es wäre verfehlt, wenn wir unseren Blick 
auf dieses Problem sozusagen verengen würden. 
Wir stehen der Tatsache gegenüber — und wir 
müssen ihr ins Auge sehen —, daß es Bewerber für 
den Staatsdienst, für eine staatliche Stellung gibt, 
die nicht einer dieser verfassungsfeindlichen Organi-
sationen angehören und die trotzdem Verfassungs-
feinde sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich müssen wir dem nachgehen. Meine Bitte 
an die Kollegen in dem Ausschuß, der sich mit dieser 
Frage befassen wird, geht dahin, sich zu überlegen, 
was noch zusätzlich geschehen kann, um unseren 
Staat vor dem Eindringen solcher Gruppen und sol-
cher Bewerber zu schützen. Aber das ändert doch 
alles nichts an der Tatsache, daß, wenn wir uns 
schon in der fundamentalen Frage nicht einig wer-
den können, wie wir die Mitglieder der DKP behan-
deln wollen, die Chance doch nahezu gleich Null ist, 
daß wir mit diesem anderen — zugegebenermaßen 
schwierigeren — Problem fertigwerden. Deswegen 
wende ich mich heute — bei voller Anerkennung 
Ihres Standpunkts, Herr Innenminister, daß der an-
dere Komplex ebenfalls von sehr großer Bedeutung 
ist — bewußt der Frage zu, wie wir es mit den Mit-
gliedern der DKP halten wollen. 

Nach unserem Staatsverständnis — das ist ja 
von allen Seiten immer wieder gesagt worden — 
darf zum Beamten nur derjenige ernannt werden, 
der die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für 
die freiheitliche demokratische Grundordnung im 
Sinne unseres Grundgesetzes — daran möchte ich 
noch einmal erinnern — eintritt. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Wer zwei

-

felt daran?!) 

Die Frage lautet daher: Bietet ein Mitglied, Herr 
Kollege Schäfer, der DKP die Gewähr, daß es jeder-
zeit für die freiheitliche Ordnung im Sinne unseres 
Grundgesetzes eintritt? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Die Frage 
stellt sich anders!) 

Um diese Frage beantworten zu können, muß man 
sich doch wohl zunächst einmal die DKP selbst an-
sehen — ihr Programm und ihre Meinungsäußerun-
gen. Dabei stößt man dann auf die These 40 des 
Düsseldorfer Parteitagsbeschlusses von 1971, in der 
gesagt wird, daß die DKP für den Sozialismus 
kämpfe, wie er als Grundmodell in der Sowjetunion 
und in der DDR verwirklicht sei. Dafür kämpft die 
DKP. Das wollen wir uns doch noch einmal in die 
Erinnerung zurückrufen. Es kann doch wohl kein 
Mensch, der im Vollbesitz seiner Kräfte ist, die 
These vertreten, daß derjenige, der für die Ver-
wirklichung des Sozialismus nach dem Modell der 
DDR kämpft, die Gewähr dafür bietet, daß er auf 
dem Boden der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung im Sinne unseres Grundgesetzes steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine, man kann ohne Übertreibung und ohne 
irgend jemandem zu nahe zu treten, sagen, daß er 
die Gewähr dafür bietet, daß er gegen unsere frei-
heitliche Grundordnung arbeiten und kämpfen wird. 

Ich weiß nicht, ob es notwendig ist, aber es 
scheint mir von Zeit zu Zeit doch notwendig zu 
sein, in die Erinnerung zu rufen, worin sich das 
sozialistische Modell, welches in der DDR verwirk-
licht ist, von der freiheitlich-demokratischen Ord-
nung im Sinne unseres Grundgesetzes unterscheidet: 
Es gibt nämlich in der DDR keine Gewaltenteilung, 
keine Pluralität des politischen Parteiensystems, es 
gibt dort nur eine Partei, die Sozialistische Einheits- 
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partei Deutschlands — jedenfalls ist das dort die 
einzige Partei, die die Herrschaft ausübt —, es gibt 
dort kein freies Wahlrecht, es gibt keine unabhän-
gige Justiz, es gibt keinen Schutz der Menschen-
rechte, sondern im Gegenteil eine permanente Ver-
letzung der Menschenrechte durch den Staat selbst 
und seine Organe. Meinungsfreiheit und Pressefrei-
heit werden nicht gewährt, die Religionsfreiheit wird 
beeinträchtigt, und das Recht auf Verlassen des eige-
nen Staates eines der Grundrechte nach der UNO-
Charta — wird nicht nur nicht gewährt, sondern die 
Ausübung dieses Rechts wird durch Schießbefehl 
und andere Unmenschlichkeiten verhindert. Das sind 
doch unter uns wohl unbestrittene Feststellungen. 

Daraus folgt für jeden Menschen, der überhaupt 
noch in der Lage ist, eine logische Abfolge von 
Schlüssen zu ziehen, daß Personen, die dieses Ziel, 
die Einführung des sozialistischen Systems nach 
dem Muster der DDR in unserem Lande, verfolgen, 
nicht auf dem Boden unserer freiheitlichen Ordnung 
stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und nun sagt der Innenminister: Das kann doch 
aber im Einzelfall ganz anders sein, es kann doch 
auch sein, daß jemand, der sich einer solchen Partei 
angeschlossen hat, dennoch für die freiheitlich

-

demokratische Ordnung eintritt. Wie allerdings 
diese Art von Schizophrenie in dem Gehirn des 
Betreffenden zu vollziehen sein soll, 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

das hat der Innenminister nicht gesagt. Immer wie

-

der habe ich durch Zwischenrufe und bei anderen 
Gelegenheiten versucht, aus Ihnen, Herr Minister, 
einmal eine einzige Äußerung darüber zu extrahie-
ren, wann Sie denn einen solchen Fall als gegeben 
erachten, daß ein Mitglied der DKP dennoch ein 
loyaler Verfechter unserer demokratischen Ord-
nung sei. Nicht in einem einzigen Fall haben Sie 
darauf geantwortet. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Bun

-

desministers Dr. Dr. h. c. Maihofer) 

Gucken Sie sich bitte einmal für einen Moment 
die DKP selber etwas genauer an! 

(Bundesminister Dr. Dr. h. c. Maihofer: Das 
tue ich mehr als Sie!) 

Die DKP ist nicht eine Partei wie die Ihre, Herr 
Minister — das gebe ich ja gern zu —, in der Mei-
nungsverschiedenheiten der verschiedensten Art 
kräftig und deutlich und vor der Öffentlichkeit aus-
getragen werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Für die DKP gilt folgende Bemerkung eines der füh-
renden Mitglieder der DKP, des Herrn Gerns 
— hören Sie sich die ruhig einmal an —: 

Unsere Partei ist ein Kampfbund von Gleich-
gesinnten. Seine Stärke besteht in der gemein-
samen Weltanschauung der Theorie von Marx, 
Engels und Lenin. Sie besteht in der festen Or-
ganisation, die auf dieser gemeinsamen Welt-
anschauung, auf der innerparteilichen Demo-
kratie und der für alle Mitglieder gleicherma

-

ßen verbindlichen Disziplin und Beschlußtreue 
beruht. 

Es ist doch das Kennzeichen der kommunistischen 
Partei, daß sie im Gegensatz zu den demokratischen 
Parteien unseres Landes ihre Mitglieder mit eiser-
nem Zwang bei der Stange hält. Und dann wollen 
Sie uns erzählen, Herr Minister, es könnte sound-
so viele Mitglieder — eine unbestimmte Zahl — 
dieser Partei geben, die, obwohl sie dieser Partei 
beigetreten sind, dennoch loyale Diener unseres 
Staates sein! 

(Zuruf des Bundesministers Dr. Dr. h. c. 
Maihofer) 

Das ist eine nicht nachvollziehbare Argumentations-
kette, die Sie uns hier vortragen. 

Sie sagen, es gibt keinen Erfahrungssatz dafür, 
daß ein Mensch, der in seiner Jugend einer verfas-
sungsfeindlichen Organisation beigetreten ist, damit 
für den Rest seines Lebens ein fanatischer Verfas-
sungsfeind sein muß. Das behauptet ja auch kein 
Mensch. Für den Fall, daß er austritt, ergibt sich ja 
eine ganz andere Lage. Aber solange er dieser Par-
tei, wie ich sie hier eben gekennzeichnet habe, 
angehört, spricht eine, ich möchte sagen, erdrücken-
de Vermutung dafür, daß er nicht bereit ist, für un-
sere freiheitliche Ordnung zu kämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Herr Carstens, Sie sagen 

selber „Vermutung" !) 

— „Eine erdrückende Vermutung" habe ich gesagt. 
Wenn jemand im Zustand der Bewußtlosigkeit oder 
unter Zwang der DKP beigetreten sein sollte, dann 
würde ich sagen: In Gottes Namen, das ist ein Son-
derfall, den wollen wir anders behandeln. Aber je-
mand, der im Vollbesitz seiner Kräfte und seiner gei-
stigen Fähigkeiten ist — und das müssen wir von 
jemand, der Beamter werden will, ja wohl anneh-
men —, 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

ist in der Lage, Geschriebenes zu lesen, wenn er 
einer solchen Partei beitritt. Der muß wissen, was 
er tut. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Schäfer? 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Professor 
Carstens, wären Sie so freundlich, Folgerungen aus 
Ihrer eigenen Feststellung zu ziehen, daß es sich 
um eine „Vermutung" handelt? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Ich habe 
die Folgerung ja sofort gezogen, schon als Sie den 
Zwischenruf machten. Ich habe gesagt: Wenn der 
Betreffende nachweist, daß er der DKP unter Zwang 
oder im Zustand der Bewußtlosigkeit beigetreten 
ist, dann würde ich das als einen Sonderfall ansehen, 
den ich anders betrachten würde. Aber sonst spricht 
in der Tat eine erdrückende Vermutung dafür, daß 
er ein Feind unserer verfassungsmäßigen Ordnung 
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ist. Darum herumzureden, meine Damen und Her-
ren, ist, wie ich meine, nicht nur eine intellektuelle 
Unredlichkeit, sondern viel schlimmer. Das bedeutet 
nämlich eine Verwischung der klaren Grenzlinie 
zwischen den freiheitlich-demokratischen Parteien 
in unserem Lande und den Parteien, die die freiheit-
liche Ordnung zerstören wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Darum hilft hier auch nicht all das juristische Bei-
werk, das diejenigen, die so argumentieren, hier 
vorzutragen pflegen; dazu hat der Innenminister 
heute wieder ein Beispiel geliefert. Natürlich wollen 
wir, daß jeder einzelne Fall geprüft wird. Selbstver-
ständlich muß in jedem Fall geprüft werden, ob der 
Betreffende Mitglied der Partei ist oder nicht. Das 
ist ganz selbstverständlich. Dazu soll er natürlich 
auch gehört werden. Das, was festgestellt wird, muß 
gerichtlich verwendbar sein, und selbstverständlich 
soll alles, was gegen ihn verwertet wird, einer ge-
richtlichen Nachprüfung unterliegen. 

Da wird gefragt - Herr Innenminister, Sie haben 
sich um diese Frage vorsichtig herumbewegt, aber 
von anderen, von Ihren Parteifreunden und von 
Ihren Kollegen aus der SPD wird es immer wieder 
gesagt —: Wie soll denn festgestellt werden, ob 
eine Organisation verfassungsfeindlich ist oder 
nicht? 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Sieglerschmidt? 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin, ich möchte jetzt gern im Zusammenhang 
sprechen. 

Meine Damen und Herren, es gibt immer Grenz-
fälle, und in Grenzfällen ist es immer schwierig, 
eine Diagnose zu stellen. Ob sich jemand ein Bein 
gebrochen hat oder nicht, das festzustellen kann in 
der Tat sehr schwer sein, wenn es sich um einen 
Haarriß handelt, den man im Röntgenbild nur von 
einer ganz bestimmten Stelle aus erkennt. Aber, 
meine Damen und Herren, wenn die untere Hälfte 
des Unterschenkels eines Menschen quer zu der 
oberen Hälfte des Unterschenkels dieses Menschen 
steht, kann jedes Kind auf der Straße erkennen, 
daß sich der Mann das Bein gebrochen hat, und ich 
meine, so klar ist die Sache, wenn es sich um die 
Frage handelt, ob die DKP eine verfassungsfeind-
liche Partei oder Organisation ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Da wird gesagt, politische Parteien seien Organi-
sationen besonderer Art. Dazu hat Herr Minister 
Schiess eben das Erforderliche gesagt. Das Parteien-
privileg hindert die Einstellungsbehörde keineswegs 
daran, festzustellen, daß die Zugehörigkeit eines 
Bewerbers zu einer verfassungsfeindlichen Partei 
berechtigte Zweifel an der Verfassungstreue des 
Bewerbers erweckt. Ich möchte das nicht wieder-
holen. 

Dann wird gesagt, hier würden Berufsverbote 
verhängt und es werde eine Hexenverfolgung be- 

trieben. Meine Damen und Herren, absurdere Argu-
mente als diese gibt es nicht. Wir treten dafür ein, 
daß auch die Mitglieder der kommunistischen Partei 
DKP in unserem Lande das Recht haben, ihre Mei-
nung frei zu äußern. Es fällt gar nicht so ganz leicht, 
das zu sagen, wenn Sie in Hamburg an den Unter-
grundbahnhöfen vorbeigehen und Ihnen diese auf-
reizenden, unser System frontal angreifenden Bro-
schüren und Hefte von den kommunistischen Funk-
tionären in die Hand gedrückt werden. Aber wir 
bekennen uns dazu. Es ist Teil unseres Systems, 
Teil unserer Freiheit, daß auch der Gegner, solange 
das Verfassungsgericht nicht eingeschritten ist, das 
Recht zur freien Meinungsäußerung erhält und be-
hält. Wir üben damit ein Maß an Toleranz und ge-
währen ein Maß an Meinungsfreiheit auch den Geg-
nern unseres Verfassungssystems, wie sie es sich 
ihrerseits uns gegenüber nicht im Traume einfallen 
ließen zu gewähren, wenn sie die Macht in diesem 
Lande übernehmen sollten. 

Deswegen ist es eine Perversion moralischer 
Grundwerte, wenn Sie uns Hexenverfolgung vor-
werfen; 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

genauso eine Perversion moralischer Grundwerte, 
wie wenn einer Gefängnisverwaltung Mord vorge-
worfen wird, weil sich ein Häftling, der selbst unter 
dem Verdacht des Mordes steht, selbst das Leben 
genommen hat. Diese Art von Pervertierung 
elementarer Grundwerte des menschlichen Lebens, 
letztlich moralischer Grundwerte, ist eine Erfah-
rung, die wir mit der Zeit des Nationalsozialismus 
hinter uns gebracht zu haben meinten. Sie tritt 
jetzt — leider — wieder im Lager der Linken auf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schließlich wird gesagt, es handele sich ja nur 
um eine kleine Zahl von Fällen und man solle da 
vielleicht nicht so ängstlich sein. Die potentielle 
Zahl der Bewerber aus kommunistischen Organisa-
tionen für staatliche Stellen kenne ich nicht genau. 
Wir können nur feststellen, daß die Zahl der Mit-
glieder der DKP innerhalb von vier Jahren um 50 % 
gewachsen ist, — Zahlen, die der Innenminister zur 
Verfügung gestellt hat. 

Wir haben Berichte gelesen, wonach allein in 
Berlin mehrere tausend Mitglieder kommunistischer 
Organisationen in den nächsten Jahren das Staats-
examen als Lehrer, Juristen und für andere Berufe 
absolvieren werden. Sie werden dann über das 
ganze Bundesgebiet ausschwärmen und um eine 
Stellung im Staatsdienst nachsuchen. Damit stellt 
sich also das Problem als ein vieltausendfaches. 

Die Verhältnisse an der Universität Bremen sind 
nicht anders zu beurteilen. Ich schließe mich dem 
Urteil führender Sozialdemokraten an, die der Mei-
nung sind, daß die Universität Bremen in wesent-
lichen Teilen eine kommunistische Kaderschule ist. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Alle diese von SPD und FDP vorgebrachten Argu-
mente — ich wiederhole es — sind Scheinargu-
mente, die die Hilfslosigkeit beider Parteien gegen-
über dieser Frage verdecken sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Schon die Regierung Brandt/Genscher versuchte, 
einer klaren Antwort auszuweichen, und die Regie-
rung Schmidt/Maihofer setzt diese Politik fort. Der 
Grund dafür liegt nicht in den objektiven Schwie-
rigkeiten bei der Lösung dieses Problems — das 
sind Pseudoschwierigkeiten, die künstlich aufge-
baut werden —, sondern der Grund dafür liegt 
darin, daß in beiden Parteien, in der SPD und in 
der FDP, ein Flügel mit den Kommunisten sympathi-
siert und sich gelegentlich mit ihnen sogar solida-
risiert. 

(Bundesminister Dr. Dr. h. c. Maihofer: Das 
ist ja unglaublich! — Zurufe von der FDP 
— Rawe [CDU/CSU]: Seit wann macht die 
Regierungsbank Zwischenrufe? Gehen Sie 
doch auf die Abgeordnetenbänke! — von 
Bockelberg [CDU/CSU] : Unerhörtes Be

-

nehmen!) 

— Ich darf an das Wort der Hamburger FDP von 
den kritischen Demokraten erinnern, Herr Minister 
Maihofer. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wohlrabe 
[CDU/CSU] : In Berlin auch!) 

Es ist richtig, daß sich ein anderes Mitglied der 
FDP von dieser Äußerung distanziert hat. Das be-
weist die Vielschichtigkeit der Strömungen in Ihrer 
Partei. Aber das beweist doch zugleich auch, daß 
es einen Flügel in der FDP gibt, zumindest in 
Hamburg, 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Und in Berlin!) 

der die DKP als eine demokratische Partei ansieht. 
Das sehe ich als einen Akt der Solidarisierung 
jedenfalls insofern an, als es sich um die funda-
mentale Frage handelt: Wer ist demokratische Par-
tei in diesem Lande? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei der Frankfurter Kundgebung zu Beginn des 
hessischen Wahlkampfes — ich habe das schon ein-
mal vorgetragen — bestand die Gruppe von 400 bis 
500 Störern, die während der ganzen Veranstaltung 
das verhöhnte Kruzifix schwenkten, aus Kommu-
nisten und Jungsozialisten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das war eben eine Solidarisierung der Art, wie ich 
sie eben beim Namen genannt habe. So ist die Lage. 

Den Vorsitzenden der Organisation der Jung-
demokraten, Herrn Professor Schiller, habe ich eben 
schon erwähnt. Er hat vor wenigen Tagen — Sie 
können das vielleicht einmal nachlesen, Herr Mini-
ster Maihofer — der kommunistischen Zeitung „UZ" 
ein Interview gegeben, in dem er auch gegen Ihren 
Gesetzentwurf unter dem Motto „Weg mit dem 
Berufsverbot" polemisiert. 

Die hilflosen Versuche der Parteiführungen von 
SPD und FDP, sich von diesen ihren linken Flügeln 
zu distanzieren oder sie unter Kontrolle zu bringen, 
muten mich manchmal tragikomisch an. 

(Zuruf von der SPD: Sie uns auch!) 

Ich hatte vor wenigen Tagen Gelegenheit, mit Herrn 
Kühn, dem Ministerpräsidenten von Nordrhein

-

Westfalen, eine gemeinsame Fernsehsendung zu ver

-

anstalten. Dabei versuchte er zunächst, das Problem 
des Linksradikalismus in der SPD zu bagatellisieren. 

(Vorsitz : Vizepräsident Dr. Schmitt

-

Vockenhausen) 

Er sagte, es handele sich um einige hundert Perso-
nen, die man notfalls aus der SPD ausschließen 
müsse. Als ich am nächsten Morgen die Zeitung auf-
schlug, fiel mein Blick auf eine Notiz: „Ausschluß 
eines SPD-Mitglieds in Frankfurt am Main." Ich 
dachte: Aha, da hat nun also die politische Parole, 
die Herr Kühn gestern abend im Fernsehen ausge-
geben hat, sehr schnell ihre Früchte gezeigt. Aber, 
meine Damen und Herren, weit gefehlt: Der in 
Frankfurt am Main ausgeschlossene Herr Wenderoth 
gehörte dem rechten Flügel der SPD an und ist von 
seinen linken Genossen an die Luft gesetzt worden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Das sind die Versuche der Parteiführung der SPD, 
sich von ihren linksextremen Mitgliedern zu distan-
zieren! 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] 
[SPD] ) 

-- Ich sagte, es mutet tragikomisch an, Herr Schäfer. 

(Zurufe von der SPD: Sie uns auch!) 

Ich halte diese Äußerung aufrecht. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das ist doch 
nur interessant für Sie!) 

— Herr Wenderoth ist ausgeschlossen worden, weil 
er sich gegen die marxistische Kultur- und Schul-
politik von Herrn von Friedeburg zur Wehr gesetzt 
hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Das können Sie alles nachlesen, wenn Sie die Tages-
zeitungen regelmäßig lesen, Herr Schäfer. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht die An-
fälligkeit und Schwäche der Regierung gegenüber 
den linken Kräften in ihrem eigenen Lager deutlich 
wird. Die dem Bundesminister des Innern nachgeord-
nete Bundeszentrale für politische Bildung gibt eine 
Schriftenreihe heraus, in der gelegentlich dem System 
der DDR der Vorzug vor der freiheitlichen Ordnung 
im Sinne des Grundgesetzes gegeben wird. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Im September erschien dort die Schrift von Wolf-
gang Behr — ich empfehle die Lektüre, Herr Mini-
ster — mit dem Titel „Bundesrepublik Deutschland 
— Deutsche Demokratische Republik, Grundkon-
flikte und Konvergenzerscheinungen". Nach Ansicht 
von Behr gibt es in der Bundesrepublik Deutschland 
eine einseitige politische Herrschaftsausübung. Un-
ser gesellschaftliches Bewußtsein bezeichnet er als 
immobil. Dann lobt er — jetzt zitiere ich wörtlich —: 

. die gesellschaftspolitisch erreichten Bedin-
gungen in der DDR, die sich in der Vergröße-
rung der Chancengleichheit, in verstärkter so-
zialer Mobilität und rechtlichen Reformen — 
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z. B. Recht auf Arbeit, Reform des Scheidungs-
rechts, Legalisierung des Schwangerschaftsab-
bruchs — niederschlagen und Möglichkeiten in-
dividueller Selbstbestimmung eröffnen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich las diese Schrift we-
nige Tage, nachdem mir der Bericht eines evangeli-
schen Pfarrers aus der DDR zugegangen war, der 
sich bitter darüber beklagte, daß nunmehr auch sei-
nem vierten und letzten Sohn der Zugang zu einer 
Universität der DDR versagt wurde. Dies zum The-
ma Chancengleichheit in der DDR! Aber in der unter 
Ihrer Aufsicht, Herr Bundesminister des Innern, her-
ausgegebenen Schrift wird rühmend hervorgehoben, 
daß in der DDR ein zunehmendes Maß an Chancen-
gleichheit verwirklicht würde. 

(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU: Dafür 
zahlen wir Steuergelder! — Bundesminister 
Dr. Dr. h. c. Maihofer: Bei der Ehescheidung 
allerdings! — Gegenrufe von der CDU/CSU) 

Dies ist eine weitere Pervertierung elementarer 
Grundprinzipien unserer Verfassung. 

(Rawe [CDU/CSU] : Wir sind hier nicht in 
der Volkskammer!) 

Wenn man so etwas liest, kann einen die ganze De-
batte, die wir hier führen, nicht wundern. Hier sieht 
man die inhärente Schwäche beider Koalitionspar-
teien, wenn es sich darum handelt, sich mit denen 
auseinanderzusetzen, die unser Verfassungssystem 
verändern und letzten Endes zerstören wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch Herr Kollege Wehner hat sich zu diesem 
Thema geäußert. Es liegt schon etwas länger zurück, 
ist aber, wie mir scheint, immer noch lesenswert. In 
dem Bericht über ein Interview, den Sie in der „Augs-
burger Allgemeinen Zeitung" vom 29. Januar 1973 
nachlesen können, wird das Gespräch mit Herrn 
Kollegen Wehner von der Zeitung wie folgt zusam-
mengefaßt — ich zitiere jetzt wörtlich —: 

In einem Exklusivgespräch mit Redakteuren 
unserer Zeitung anläßlich des Parteitages der 
südbayerischen SPD in Kissing, Kreis Augs-
brg-Ost, stimmte Wehner der Auffassung zu, 
daß es eine Herausforderung für beide Seiten 
sei, daß Deutschland aus der politischen Ent-
wicklung heraus zu einer Art Experimentierfeld 
für die Koexistenz und in der Folge der Koope-
ration verschiedener Gesellschaftsordnungen 
werde, 

(Wehner [SPD] : Dies ist eine verfälschende 
Erfindung einiger Journalisten! Das Ge

-

spräch hat es nie gegeben!) 

— es tut mir sehr leid, dann stellen Sie das an der 
geeigneten Stelle richtig — 

und die Klischees auf beiden Seiten abgebaut 
werden müßten. Der SPD-Politiker sieht dabei 
keinerlei Anlaß für die Bundesrepublik und 
ihre politische Repräsentanz, der kommenden 
Entwicklung gegenüber besorgt zu sein. In die-
sem Zusammenhang hält Wehner auch den Be-
schluß der Länderministerpräsidenten, keine Ex

-

tremisten in den öffentlichen Dienst einzustel-
len, für politisch bedenklich. Einer Auseinander-
setzung, wer das bessere Modell und die grö-
ßere Überzeugungskraft zu bieten habe, solle 
man nicht mit Verboten aus dem Wege gehen. 

Sie sagen, das wäre eine Verleumdung. 

(Wehner [SPD] : Eine verfälschende Darstel

-

lung von Journalisten!) 

— Herr Kollege Wehner, dann gehen Sie gegen die 
Journalisten vor, die das gebracht haben. 

(Wehner [SPD] : Das versuchen Sie mal, 
falls Sie so angefaßt werden!) 

— Ich zitiere hier eine im ganzen als seriös ange-
sehene Zeitung. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Da haben 
Sie ja Ihren Popanz! — Wehner [SPD): Da 

ist kein einziges Wort von mir drin!) 

Meine Damen und Herren, aber das ist ja nur 
eines von unendlich vielen Beispielen; 

(Wehner [SPD]: Nein, nein!) 

ich könnte durch zahllose Äußerungen anderer füh-
render Politiker der SPD die Tatsache belegen, daß 
die SPD in der Auseinandersetzung, in der Frage, 
um die es hier geht, von einer Schwäche ist, die sie 
letztlich unfähig macht, diese Entscheidung, um die 
es geht, zu treffen, und die sie letztlich auch in dieser 
Frage unfähig macht, unser Land zu regieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn zu den Dingen, die wir hier so oft diskutiert 
haben, zu der Unfähigkeit der Koalition, die wirt-
schaftspolitischen Probleme zu lösen, zu der Un-
fähigkeit der Koalition, eine einzige der großen 
Reformen zu verwirklichen, die sie mit so viel Ge-
töse angekündigt hat, zu der Unfähigkeit der Koali-
tion, die Interessen unseres Landes gegenüber den 
osteuropäischen Staaten wirkungsvoll wahrzuneh-
men, tritt hier eben nun auch noch die Unfähigkeit 
der Koalition, in dieser für den inneren Bestand 
unseres Staates und unserer freiheitlichen Ordnung 
entscheidenden Frage eine klare und unzweideu-
tige Antwort zu geben. Dies ist das Fazit, welches 
ich aus der heutigen Debatte ziehe. 

(Lebhafter anhaltender Beifall bei der CDU/ 
CSU — Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Die 
fängt ja erst an! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Liedtke. 

Liedtke (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Carstens, 
eines kann ich Ihnen lobenderweise nicht vorenthal-
ten: Sie steigern sich bis zum Schluß und ziehen 
das Fazit einer Debatte, in die ich mich in meiner 
Bescheidenheit gerade erst hineinbewege. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Diesen 
Punkt konzediere ich Ihnen! — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Wenn er gesprochen hat, 
ist schon alles zu Ende! — Weitere Zurufe) 
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— Herr Kollege Carstens, Sie werden gleich genü-
gend Gelegenheit haben, andere zurückzuweisen. 

Herr Bundesminister Maihofer, ich schließe mich 
Ihrer Auffassung an, — — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Über

-

raschend!) 

— Lassen Sie mich doch einmal reden. Sehen Sie, 
ich habe Herrn Carstens nicht ein einziges Mal un-
terbrochen. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Das haben andere 
gemacht! — Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

— Ich versuche es noch einmal, 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

aber wenn Sie nicht zuhören wollen, lassen Sie es. 

Herr Minister Maihofer, ich stimme mit Ihnen 
darin überein, daß die Toleranzbreite unserer Ver-
fassung dem einzelnen Staatsbürger einen derart 
weiten Freiheitsraum gibt und der Staat zur Zeit 
noch so gefestigt ist, daß auch Narrenfreiheit, ja 
demagogische Narrenfreiheit hier angesiedelt wer-
den kann, ohne daß der Staat unmittelbar gefährdet 
wird. 

(Zustimmung bei der SPD — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU] : Was heißt denn „zur 

Zeit noch" ?) 
— Ich spreche von der Gegenwart; ich kalkuliere sie 
immer mit ein und bin mit meinen Formulierungen 
sehr vorsichtig. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Sagen Sie 
einmal, was das heißt, „zur Zeit noch"!) 

Meine Damen und Herren, das bedeutet auf der 
anderen Seite, daß Verfassungsfeinde, die sich 
außerhalb ansiedeln, uneingeschränkt von allen Par-
teien mit allen Rechtsmitteln zurückzuweisen sind. 
Wenn wir aber jedes Rechtsmittel nicht ganz sorg-
fältig auf seine Rechtsstaatlichkeit hin untersuchen, 
schaffen wir sehr schnell eigene Zerstörungswaffen 
für das Gut, das wir schützen wollen. Das vorweg. 

Nun, Herr Carstens, zu Ihnen. Bleiben wir bei 
dem von Ihnen gewählten Beispiel der Debatte am 
letzten Mittwoch. Ich halte es für richtig, daß sich 
der Bundesjustizminister auch in Richtung Baader-
Meinhof der Sprache des Strafrechts bedient. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Juristische 
Klimmzüge!) 

Ich halte es ebenso für richtig und der guten Ord-
nung des Hauses gemäß, daß der Abgeordnete 
Vogel es für richtiger hält, Vokabeln wie „Bande", 
„Verbrecher" — zutreffend, Herr Vogel — zu wäh-
len. Wenn aber Herr Carstens heute kommt und aus 
der Sprachzucht des Bundesjustizministers und der 
Wortwahl des CDU-Abgeordneten Vogel ein ande-
res Verhältnis des ersten Vogel gegenüber dem letz-
ten zu den Anarchisten konstruieren will, dann ist 
das Demagogie. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hier, meine Damen und Herren, beginnt die erste 
Fehlleistung der Opposition in ihrem Beitrag zur 
inneren Sicherheit allgemein. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Carstens, es macht die Sache nicht besser, 
wenn Sie von der „Baader-Meinhof-Bande" spre-
chen. Ich bin kein Justizminister, Herr Vogel; ich 
bekenne mich zu Ihrer Wortwahl, mache nur aus 
dieser Wortwahl heraus nicht die Unterschiede 
Herrn Carstens. Das sind Kriminelle. Das sind Radi-
kale. Herr Carstens nennt sie „Linksradikale". Für 
mich besteht ein großer Unterschied zwischen je-
mandem, der sich auf dem Boden der Verfassung 
auch einmal in einer radikalen Formulierung deut-
lich artikuliert, und Terroristen und Extremisten, 
die mit Gewalt, Gewaltandrohung und mit innerer 
Organisationskraft diesen Staat aus den Angeln he-
ben wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist die zweite Fehlleistung der Opposition in 
ihrem Beitrag zur inneren Sicherheit in diesem Staat. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Eine be

-

wußte Vermengung!) 

Lassen Sie mich eine weitere kritische Bemer

-

kung machen! Man kann ein sehr ernstes Problem 
durch Überdimensionierung verfälschen. Ich darf 
einmal ein scherzhaftes Beispiel wählen: Wenn je-
mand von einem Auto spricht, einen großen Last-
kraftwagen beschreibt und dann ein Spielzeug-
auto aus der Tasche zieht, ist er schlicht und einfach 
ein Schwindler. 

(Rawe [CDU/CSU] : Wie viele Morde müs

-

sen noch passieren, bis Sie begreifen, was 
los ist? Das ist doch lächerlich, was Sie da 

reden!) 

— Sie sind ja auch so ein Kluger; das weiß ich, Herr 
Rawe. 

Nun wieder zu Ihnen, Herr Carstens. Ich darf an 
die Verfassungsdebatte vom Februar in diesem 
Hause erinnern. Dort malte Herr Dregger mit der 
ihm eigenen magischen Kraft einen breiten Strom 
von Linksextremisten, der sich in den öffentlichen 
Dienst ergießt — mit stiller Duldung der Regierung 
oder auf Grund ihrer angeborenen Schwäche. Die-
ses Bild hat Herr Carstens heute wieder aufgegrif-
fen. Nun kann es, wenn man die hier in Bonn reich-
lich zur Verfügung stehenden Fakten nicht liest, 
natürlich schnell passieren, daß man danebengreift 
und mehr Worte ausgibt, als man Gedanken ein-
nimmt. Die Wirklichkeit sieht folgendermaßen aus. 
Alle haben den letzten Jahresbericht des Bundes-
amtes für Verfassungsschutz. Dort ist in nüchternem 
Zahlenspiel und in nüchterner Sprache nachzulesen, 
was wirklich ist. In diesem Bericht für das Jahr 
1973, dem letzten Bericht steht: Rechts (NPD) 1 343 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst, links (DKP und 
andere Organisationen in diesem Bereich) 1423. 
Ich will Ihnen einmal eine offene Flanke bieten: 
Mir verbietet es der angeborene Respekt vor jedem 
Bürger, die Folgerung zu ziehen: das sind alles Ver-
fassungsfeinde. Das tut natürlich auch das Ver-
fassungsschutzamt nicht, aber das machen Sie, Herr 
Carstens, mit scheinbar gekonnter Nonchalance und 
Endgültigkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Ich unterstelle: darin sind ein paar junge, unreife 
Menschen, auch ein paar Politromantiker, ein paar 
Wirrköpfe, ein paar Schwarmgeister; darin wird 
auch ein Kern gefährlicher Leute sein. Aber sei es, 
wie es sei; ich unterstelle einmal: alle diese Obser-
vierten und nur über die Mitgliedschaft Erfaßten 
sind wirkliche Verfassungsfeinde. Dann bietet sich 
folgendes Bild des öffentlichen Dienstes: 3,3 Millio-
nen Beschäftigte, 2 766 Verfassungsfeinde, links und 
rechts addiert. Ich sage das Wort „Verfassungs-
feinde" einmal ohne Anführungsstriche. Das sind 
0,08 Prozent. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Liedtke, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Pfeffermann? 

Pfeffermann (CDU/CSU) : Herr Kollege, könnte 
Ihnen dabei entgangen sein, daß die neueren Zahlen 
über Bewerbungen im öffentlichen Dienst insoweit 
vielleicht ein anderes Bild ergeben, als der Kultus-
minister des Landes Hessen allein im Regierungsbe-
zirk Darmstadt zur Zeit die Anhörung von 50 im 
Lehrdienst tätigen Personen über deren Einstellung 
zur Verfassung angeordnet hat und diese sich in die-
sen Tagen dieser Anhörung entziehen? 

Liedtke (SPD) : Ich kenne das Darmstädter Bei-
spiel nicht; aber es ist in Ordnung, wenn ein Ver-
dacht vorliegt. Ich bezweifle, daß sich bei der Ent-
wicklung — bleiben wir einmal bei dieser Regierung, 
der Sie alles Mögliche vorwerfen — von 1969 bis 
einschließlich 1973 — der Bericht ist ja 1974 erstellt 
worden —, 0,08 % erfaßte Mitglieder links- oder 
rechtsextremer Parteien im gesamten öffentlichen 
Dienst des Bundes, davon die knappe Hälfte beim 
Bund, 1 600 bei den Ländern, in den wenigen Mo-
naten des Jahres 1974 etwas Grundlegendes geän-
dert haben könnte, zumal kein Wandel in der Hal-
tung der Regierung eingetreten ist. Ich ziehe daraus 
einmal folgende Schlußfolgerungen. 

Erstens. Rechte und Linke, wie man in Schubla-
dendeutsch sagt, sind ausgewogen im öffentlichen 
Dienst angesiedelt. Die Einäugigkeit der Betrachtung 
des Herrn Carstens wird dem Problem nicht gerecht. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Haben Sie 
eigentlich nicht zugehört?) 

— Ich höre immer gut zu. 

Zweitens. Der öffentliche Dienst ist zur Zeit sau-
ber und zuverlässig, und das werden auch die 
Schwarzmaler der Opposition nicht ändern können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hier nehme ich den öffentlichen Dienst ausdrück-
lich in Schutz. 

Drittens. Gegenwartsbezogen besteht kein Sicher-
heitsproblem im öffentlichen Dienst. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich spreche jetzt vom öffentlichen Dienst, und 
darauf zielt auch dieser Gesetzentwurf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!) 

Er zielt nicht auf Studenten und auf das, was Sie im 
Augenblick alles noch hineinziehen möchten. 

Viertens. Daß es so bleibt, ist die gemeinsame 
Aufgabe von Bund und Ländern. 

Ich halte es auch nicht für eine gute Leistung, wenn 
Herr Stücklen, lange bevor die Regierung ihren Ent-
wurf eingebracht und die erste Beratung begonnen 
hat, lapidar, pressemäßig feststellt: „Dieser Entwurf 
öffnet den Extremisten Tür und Tor im öffentlichen 
Dienst." 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Ja, 
das stimmt doch! Das ist doch haargenau 

richtig!) 

— Mein schwäbischer Freund Fritz Schäfer würde 
sagen: Dafür gäb' ich einen Sechser. So billig kann 
man es sich nicht machen. 

Ernster wird es schon, wenn Herr Kohl, Herr In-
nenminister Schwarz und auch Herr Miltner vorpro-
grammiert festlegen, daß dieser Entwurf, falls er den 
Bundestag passieren sollte, im Bundesrat stirbt. 
Meine Damen und Herren, dieses Verfassungsorgan 
beginnt heute mit den Beratungen. Wie eine Streit-
axt schwingen Sie schon Wochen vorher die Dro-
hung mit dem anderen Verfassungsorgan Bundesrat 
gegen dieses Verfassungsorgan Bundestag. Das ist 
eine radikale Umgangsform mit den höchsten Orga-
nen in diesem Staate 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und wiederum kein Beitrag zur inneren Sicherheit. 

Aber nun will ich das abschließen. Jetzt werde 
ich mit Herrn Carstens im Grunde wieder einig; 
nur ziehe ich eine etwas andere Schlußfolgerung. 
Die Linie ist seit langem klar; Herr Carstens hat 
sie noch mal deutlich gemacht. Sie besagt in etwa: 
Diese Regierung ist zu schwach, um sich gegen 
Verfassungsfeinde zu wehren. Richtig, Herr Car-
stens? — Ein bißchen kecker wird vorgebracht: Im 
Grunde sympathisiert diese Regierung zumindest 
mit den Linksextremisten in diesem Staat. Im 
„Bayernkurier" des Herrn Strauß vom 5. Oktober 
1974 — ich will es hier nicht vorlesen — wurde 
verdeutlicht, daß eine Vorleistung der von Bahr 
— ich nenne den Namen, weil er dort erwähnt 
wurde — eingeleiteten Ostpolitik im Grunde die 
Verpflichtung der Sozialdemokraten ist, die DKP 
nicht nur nicht zu verbieten, sondern ihr auch den 
öffentlichen Dienst zu öffnen. Richtig, ja? 

(Rawe [CDU/CSU] : Wenn Sie immer dar

-

auf zurückkommen, wird es wohl so ge

-

wesen sein!) 

— Gut! Und dann bilden Sie eine Achse Bonn–
Moskau und konstruieren eine Gesinnungskumpa-
nei zwischen Sozialdemokraten und DKP. Habe ich 
Ihre Linie begriffen? — Sehen Sie! Wofür braucht 
die CDU/CSU das Zerrbild einer solchen Regierung, 
eines solchen Staates? Denn sie läßt den Staat ja 
niemals außen vor. Das hat uns Herr Carstens 
heute wieder bewiesen. Wir Sozialdemokraten wür-
den dieses Gekläff spielend überstehen. Ich würde 
sagen: Was stört es einen Riesenbaum, wenn ein 
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Dackel ihn anpinkelt. Aber hier wird der Staat 
mit hineingezogen, 

(Beifall bei der SPD) 

und aus diesem Zerrbild des Staates bauen Sie 
dann Ihre politische Pseudoposition auf. Diese lau-
tet dann so: „Dieser Staat ist in Gefahr. Bürger, 
wacht auf! Mit der CDU/CSU könnt ihr ihn noch 
retten." Sarkastisch füge ich hinzu: „Den wirklichen 
Führer dieses Staates nennen wir euch nächstes 
Jahr, in diesem Jahr suchen wir ihn noch." 

(Ironischer Beifall bei der CDU/CSU — 
Dr.  Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU]: Nicht 

schlecht!) 

— Schönen Dank für den Beifall. Ich kann Ihnen 
nur sagen: Wenn die CDU so weitermacht, redet 
sie sich wirklich noch den Strauß herbei. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dann wird der „Bayernkurier" staatliches Bulletin, 
und dann sieht der Staat nach kurzer Zeit genauso 
aus, wie Herr Carstens ihn vorhin beschrieben hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber einmal ohne Scherz: So kann man natür-
lich — —

(Zuruf von der CDU/CSU: War das bisher 
ein Scherz?) 

— Wenn Herr Carstens einen derart schwarzen 
Humor entwickelt, dann können Sie hier von mir 
doch nicht „Das Wort zum Sonntag" erwarten. Das 
ist herausgelockt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Rawe 
[CDU/CSU]: Das steht Ihnen gar nicht! — 
Kiechle [CDU/ CSU] : Aber das Wort zum 

„Vorwärts" !) 

— Sehr schön! Hin und wieder ganz gut; immer 
sind wir damit auch nicht einverstanden, aber mit 
dem „Bayernkurier" nie! Das ist noch der Unter-
schied. 

Im Ernst: So kann man die Bevölkerung verun-
sichern, so kann man sie gefühlsmäßig aufladen, und 
so kann man radikale Entladungen vorprogram-
mieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Was ich sagen will: Wenn man sich selbst völlig 
aus der Zucht entläßt, kann man sehr wohl auch 
von diesem Hause aus ein Sicherheitsrisiko für die-
sen Staat herbeireden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das war meine Warnung und meine Antwort auf 
Herrn Carstens. 

Jetzt lassen Sie mich noch einige versöhnliche 
Worte sagen. Ich habe an der Rednerliste gesehen, 
daß die Zeit sehr drängt. Ich kenne, meine Damen 
und Herren, eigentlich kein Mitglied des Bundes-
tages, das ernsthaft hier im Hause oder draußen 
einmal gesagt hätte, es wünsche Verfassungsfeinde 
im öffentlichen Dienst. Das geht quer durch den 
Bundestag. Ich kenne auch kein Mitglied dieses Hau-
ses, das ernsthaft die besonders hervorgehobene 
Treuepflicht des Beamten zur Verfassung in Zweifel 

gezogen hätte, und ich kenne kein Mitglied dieses 
Hauses, das einmal gesagt hätte, die bestehenden 
Beamtengesetze sollten verändert werden. Das muß 
man auch einmal wissen. Wir streiten uns hier ledig-
lich um einheitliche Verfahrensgrundsätze; wir strei-
ten uns nicht um die Änderung von Gesetzen. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Wir streiten uns dar

-

um, was ein Verfassungsfeind ist!) 

— Geben Sie mir einmal die Antwort! Was würden 
Sie auf folgende Frage antworten: Ist ein Bundes-
tagskandidat der NPD (oder der KPD) ein engagier-
ter Anhänger der Partei und folglich nicht in den 
öffentlichen Dienst einzustellen? Würden Sie das 
mit einem klaren Ja beantworten? — Gut! — Ich 
gebe Ihnen meine Antwort: Die Frage kann aus 
Rechtsgründen so pauschal nicht beantwortet wer-
den. Nach dem geltenden Beamtenrecht wie nach der 
gemeinsamen Erklärung der Ministerpräsidenten 
und des Bundeskanzlers vom 28. Januar 1972 muß 
jeder Einzelfall für sich geprüft und entschieden 
werden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Miltner [CDU/CSU]) 

— Herr Miltner als Fachmann hat es schon gemerkt. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Wir 
erkennen das an! — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Sie haben nichts anderes gesagt als 

das, was wir sagen!) 

— Ich habe lediglich den Kultusminister des Landes 
Rheinland-Pfalz, Herrn Vogel, zitiert, der sich in 
einem offensichtlichen Gegensatz zu Herrn Carstens 
zu befinden scheint. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Das 
haben wir schon gemerkt! Wir kannten das 

Zitat auch, Herr Kollege!) 

Ich will Ihnen damit nur sagen, wie außerordentlich 
schwierig diese Frage zu beantworten ist. Es läßt 
sich trefflich darüber streiten, aber die Verwirk-
lichung ist schwierig. Der Vogel an der Front jeden-
falls aus Ihren Reihen hat sehr viel anders kommen-
tiert als der hier im Gehäuse befindliche Vogel am 
letzten Mittwoch. Das sollte uns ein bißchen nach-
denklich stimmen. 

Ich will noch — diesmal bin ich fairer — einen 
Kronzeugen zitieren, der zu Ihnen zu zählen ist: das 
ist der RCDS, der christliche Studentenbund. Er 
nimmt zu beiden Gesetzentwürfen Stellung. Zum 
Entwurf des Bundesrates sagt er: Dann stünde nicht 
mehr der einzelne Bewerber und seine zu überprü-
fende demokratische Grundeinstellung im Mittel-
punkt der Untersuchung. Primär würde mehr oder 
weniger abstrakt eine Entscheidung über die Ver-
fassungsmäßigkeit einer Partei gefällt, die dann als 
generelle Ermessensrichtlinie die Entscheidungen 
der Einstellungsbehörden präjudizieren würde. 

Gerade dieses generelle Urteil über die Ver-
fassungsmäßigkeit von Parteien ist aber nach 
dem Grundgesetz ausdrücklich dem Bundesver-
fassungsgericht vorbehalten. 

So der RCDS zum Bundesratsentwurf. 
(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Das 
ist aber nicht Ihr Standpunkt, den Sie hier 

vortragen!) 
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— Ich bin zwar kein Mitglied des RCDS, aber wegen 
dieser Formulierung würde ich temporär dort gerne 
eintreten. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Dann haben Sie 
nicht kapiert, was die gesagt haben!) 

Jetzt kommt Nummer 2: Zum Entwurf der Bun-
desregierung. Dieser Entwurf stellt kein — —

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Wenn Sie beides haben, sehen Sie es. Dann brau-
chen Sie nicht so viel nachzudenken und hineinzu-
interpretieren. Hören Sie einfach zu. 

Dieser Entwurf stellt keinen Rechtsnachfolgezu-
sammenhang zwischen der Mitgliedschaft in einer 
verfassungsfeindlichen, aber nicht verbotenen Par-
tei und der Zulassung des Bewerbers zum öffentli-
chen Dienst her, allerdings schließt der Entwurf die 
Mitgliedschaft in einer verfassungsfeindlichen Par-
tei nicht aus dem Kreis der in der Person des Be-
werbers liegenden Umstände aus, sondern zählt sie 
ausdrücklich dazu. Es heißt nämlich im Regierungs-
entwurf: 

Kein Bewerber kann sich darauf berufen, daß 
die politischen Ziele, für die er sich einsetzt, 
von einer Partei oder Vereinigung verfolgt 
werden, die im Rahmen der Artikel 21 oder 9 
des Grundgesetzes tätig wird. 

Das ist genau das rechtsstaatliche Verfahren. Das 
hat der RCDS — — 

(Zuruf des Abg. Dr. Miltner [CDU/CSU]) 

— Sie wollen das Datum wissen oder was? Das war 
vom Bundesvorstand des RCDS mit Datum vom 11. 
Juni 1974. Sie können es sich bei mir abholen, ich 
habe es in mehrfacher Ausfertigung. 

(Kiechle [CDU/CSU] : Sie können es ja 
Herrn Steffen geben! — Gegenruf des Abg. 
Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

Meine Damen und Herren, in Anbetracht der Zeit 
will ich keine großen Ausführungen mehr über 
unsere verfassungsrechtlichen Bedenken machen. 
Das wird Herr Kollege Hirsch gleich anschließend 
tun. Lassen Sie mich nur eine Sorge äußern: Der 
Begriff Verfassungswidrigkeit — das ist uns klar, 
das steht in der Verfassung — ist auf Klage vom 
Bundesverfassungsgericht zu beurteilen. Verfas-
sungswidrigkeit schließt Parteien und Organisatio-
nen in ihrer Wirkungsform in dieser Bundesrepu-
blik aus. Dagegen stehen die Nichtverbotenen. Nun 
wird mit Ihrem Begriff „verfassungsfeindlich" eine 
noch nicht verbotene Partei oder Organisation die-
sem Kreis hinzugefügt. Meine Sorge dabei ist fol-
gende — aber wir wollen es gerne gemeinsam in 
den Beratungen noch einmal untersuchen —: Wenn 
der Begriff „verfassungsfeindlich" wie bisher als 
juristischer Begriff — er soll ja in den Gesetzestext 
— auch nicht annähernd von Ihnen definiert werden 
kann, wird die Praxis sein, daß der Bund und jedes 
der elf Länder seine eigene Definition finden muß. 
Wir fallen nicht nur weit zurück gegenüber dem 
jetzigen Zustand, wir fallen auch noch hinter Wei-
mar zurück. Wer sich erinnert: in Weimar stand in 

der Verfassung, daß die Reichsregierung die Ver-
fassungswidrigkeit feststellen konnte. Sie hatte zeit-
weise beispielsweise die KPD und die NSDAP ver-
boten. Eine der Lehren aus Weimar ist, daß wir 
dieses Verbot nicht dem Konkurrenzverhältnis der 
Parteien untereinander zugestanden, sondern dem. 
Verfassungsgericht zugeordnet haben. Wir dürfen 
nicht nur die Lehren aus Weimar nicht vergessen, 
sondern müssen auch aufpassen, daß nicht im Split-
tingverfahren Bund und elf Länder noch hinter 
Weimar zurückfallen. 

Was mir auch nicht gefällt, ist Ihre Interpretation 
des Beweislastproblems. Mir ist es ein bißchen un-
behaglich, wenn der Staat einen Bürger in seinen 
Rechten begrenzt und ihm dann anschließend noch 
die volle Beweislast aufbürdet. Das kann in einem 
Rechtsstaat so uneingeschränkt nicht der Fall sein. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Dann sagen Sie 
jetzt etwas anderes, als eben der Bundesin

-

nenminister gesagt hat! — Dr. Carstens 
[Fehmarn] [CDU/CSU] : Das stimmt nicht 

mit dem Innenminister überein!) 

— Ich habe vorsichtig formuliert: „nicht uneinge-
schränkt". Man muß auch wissen, daß bei den Ver-
waltungsgerichten der Beweis nicht von der einen 
oder anderen Partei geführt werden muß im Gegen-
satz zu ordentlichen Gerichten, sondern daß dort 
das Gericht selbst hinterher Beweis und Zweifel er-
mittelt. Das geht meistens noch ohne einen Anwalt. 
Das ist diese besondere Stellung der Verwaltungs-
gerichte. Das miteinbeziehend, muß man außeror-
dentlich vorsichtig sein, daß man hier den Bürger 
gegenüber dem Staat nicht ins Abseits stellt. 

Ich halte — damit schließe ich — den Begriff „ver-
fassungsfeindlich" im politischen Sprachgebrauch 
durchaus für ziemlich gefestigt. Ihn aber per Ge-
setz in einen Vermutungstatbestand hinüberzu-
transferieren, halte ich im Augenblick noch für sehr 
bedenklich in bezug auf das Gelingen. 

Wie dem auch sei, wir stehen am Anfang einer 
nicht einfachen Beratung. Wir wollen im Prinzip 
dasselbe. Wir wollen nicht einmal bestehende Ge-
setze verändern; wir wollen nur einheitliche Ver-
fahrensregeln auf einem Gebiet finden, das hart den 
Lebenskern dieses Rechtsstaats — auch darin sind 
wir uns einig — berührt. Es sollte eine Bewährungs-
probe für die drei demokratischen Parteien in die-
sem Bundestag sein, daß wir das gemeinsam zu-
wege bringen. Mit dieser Hoffnung schließe ich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe mich zunächst bei dem Innen-
minister des Landes Baden-Württemberg für seine 
sachliche Entgegnung auf die Einbringungsrede des 
Innenministers zu bedanken. Er hat damit in uns die 
Hoffnung erweckt, daß es hier zu einer sachlichen 
Debatte zu dem Gesetzentwurf kommt, der auf dem 
Tisch liegt. 
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Sie, Professor Carstens, haben eine unredliche 

Rede gehalten, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

unredlich in ihrem Ansatz, als ob die Bundesregie-
rung beabsichtige, mit diesem Gesetzentwurf radi-
kale Anarchisten zu unterstützen, unredlich, indem 
Sie uns mangelnde Verfassungstreue vorwerfen. Es 
war für mich erschreckend, mit welcher Leichtigkeit 
Sie glaubten, das sogenannte juristische Beiwerk 
wegwischen zu können; 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

denn in diesem juristischen Beiwerk verwirklicht 
sich der Rechtsstaat. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

In derselben Leichtigkeit, mit der Sie hier das soge-
nannte juristische Beiwerk wegwischen wollten, ha-
ben es die Nationalsozialisten 1933 getan. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Dr. Ritz [CDU/CSU] : Unerhört! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Es ist unredlich, wenn Sie darauf hinweisen, daß 
das rechtsstaatliche Prinzip es erlaube, eine Bande 
„Bande" zu nennen, ohne gleichzeitig zu sagen, daß 
das rechtsstaatliche Prinzip es auch rechtfertigt, 
eine kriminelle Vereinigung „kriminelle Vereini-
gung" zu nennen. Ich warte darauf, daß Sie for-
dern, daß ein Richter einen Angeklagten nicht 
„Angeklagten", sondern „Verbrecher" nennt. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Ich glaube, Sie haben Angst vor der politischen 
Auseinandersetzung. 

(Zustimmung bei der SPD — Lachen bei 
der CDU/CSU) 

Ich glaube, Sie haben kein Vertrauen darauf, mit 
politischer Überzeugung demokratische Positionen 
vertreten zu können, und deswegen sind Sie ein 
Scharfmacher. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Rawe 
[CDU/CSU] : Sie machen das Gesetz doch 
nur deshalb, weil Sie mit Ihren Radikalen 
nicht fertig werden! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Verfassungsfeinde — darin ist sich dieses Haus, 
das, von Ihnen abgesehen, aus der Angst kein Ka-
pital schlagen will, einig — haben im öffentlichen 
Dienst nichts zu suchen. Der Marsch durch die Insti-
tutionen, der planmäßig beabsichtigt wird, wird nicht 
stattfinden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Straß

-

meir [CDU/CSU] : Er findet doch schon 
statt!) 

Wir werden verhindern, daß der Staat dort, wo er 
sich in hoheitlichen Funktionen verwirklicht, von 
Menschen besetzt wird, die seine Rechtsordnung be-
seitigen wollen. Die Verfassungsfeinde, die sich 
gegen den Kernbereich unserer Verfassung wenden, 
dürfen nicht an die Hebel der staatlichen Funktionen 
gelangen, damit sie etwa dort um so leichter ihre 
Ziele erreichen könnten. 

Es ist ganz unzweifelhaft, daß Rechte, die unsere 
Verfassung gewährt, ihre Grenzen dort finden, wo 
sie gegen die Rechtsordnung selbst gewendet wer-
den sollen. Das gilt auch für die Rechte aus den 
Art. 3 und 33 — Rechte der politischen Chancen-
gleichheit —; das gilt für Art. 4 — Schutz des politi-
schen Bekenntnisses —. Dieses alles kann und darf 
sich nicht gegen den Kernbereich der Verfassung 
wenden, wie ihn Professor Maihofer hier im einzel-
nen dargestellt hat. 

Die aktive Verfassungstreue der Beamten ist eine 
Eingangsvoraussetzung für den öffentlichen Dienst. 
Sie ist eine verfassungsmäßige Voraussetzung und 
kann daher nicht etwa durch Beamtengesetze erst 
begründet werden. Sie hat vielmehr selbst Verfas-
sungsrang und muß mit anderen gleichwertigen ver-
fassungsmäßigen Rechten und Pflichten in Einklang 
gebracht werden. Dies ist notwendig, denn die in-
nere Toleranz eines Staates, seine Liberalität, setzt 
seine uneingeschränkte Handlungsfähigkeit voraus, 
also eine verfassungstreue Exekutive. Der Staat 
würde sich sonst in Gruppen um die Macht kämpfen-
der potentieller Diktatoren auflösen. Ich betone das 
deshalb besonders, um deutlich zu machen, daß wir 
uns in dieser Zielsetzung einig sind. Es gibt keine 
Äußerung der Bundesregierung oder der Koalition, 
aus der man daran zweifeln könnte; im Gegenteil, 
sie hat dies immer wieder in diesem Hause betont. 
Es gibt in diesem Hohen Hause keine Polarisierung 
in mehr oder weniger Verfassungstreue, sondern 
der Unterschied, Herr Professor Carstens, besteht 
allenfalls in der Sorgfalt, in der wir uns darum be-
mühen, rechtsstaatliche Mittel einzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Die gemeinsame Erklärung des Bundeskanzlers 
und aller Ministerpräsidenten vom 28. Januar 1972 
beabsichtigte, auf dieser Grundlage eine einheitliche 
Handhabung der seinerzeit schon bestehenden 
beamtenrechtlichen Bestimmungen zu erreichen. Es 
ist eine Frage der Glaubwürdigkeit dieser unserer 
gemeinsamen Überzeugungen, daß bei ihrer Ver-
wirklichung ein einheitliches Verfahren erreicht 
wird. Ich bin etwas betroffen darüber, etwas mehr 
oder weniger deutlich zu hören, daß der Bundesrat 
auf jeden Fall die Vorlage der Bundesregierung 
ablehnen wird, so daß man eigentlich nur noch auf 
die vereinheitlichende Kraft der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung vertrauen kann. 

Ich habe einmal die Entscheidungen der letzten 
zwei Jahre zusammenstellen lassen, insbesondere 
zu dem Spannungsverhältnis zwischen Parteien-
privileg auf der einen Seite und verfassungsmäßiger 
Treuepflicht auf der anderen Seite, und habe fest-
gestellt: es gibt dazu in den letzten beiden Jahren 
29 Entscheidungen, 13 für das eine, 13 für das andere 
und 3 unentschieden. Dieser Zustand muß ein Ende 
haben. Dazu dienen diese Gesetzentwürfe. Dazu 
sollen beide Gesetzentwürfe dienen, auch der des 
Bundesrates. 

Sind die Differenzen wirklich so unüberbrückbar, 
wie Sie sie darzustellen versuchen, Herr Professor 
Carstens? Beide Gesetzentwürfe gehen von einer 
Prüfung im Einzelfall der in der Person des Bewer-
bers liegenden Umstände aus. Auch der Gesetzent- 
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wurf des Bundesrats enthält keine Bestimmung dar-
über, daß Mitglieder der DKP eo ipso nicht in den 
öffentlichen Dienst hinein dürfen. Dort steht: In der 
Regel begründet eine Mitgliedschaft in einer verfas-
sungsfeindlichen Partei eine Vermutung. Das heißt 
doch wohl, daß es auch Ausnahmen von dieser Regel 
gibt, Herr Professor Carstens, nicht wahr? Also Ein-
zelfallprüfung, sonst müßten Sie, Herr Professor 
Carstens, einen Gesetzesantrag einbringen, daß Mit-
glieder der DKP von vornherein vom öffentlichen 
Dienst ausgeschlossen sind. 

Weiter steht in beiden Entwürfen: Zwang zur 
Begründung einer ablehnenden Entscheidung, Be-
schränkung der Entscheidungsgründe auf gerichts-
verwertbare Tatsachen, Recht des Betroffenen zur 
Gegenäußerung, Rechtsmittelbelehrung, damit die 
gerichtliche Nachprüfbarkeit gegeben ist. Dies ist 
besonders wichtig, damit nicht eine Verwaltungsbe-
hörde letztlich darüber entscheidet, was eine verfas-
sungsfeindliche Partei ist, sondern damit die letzte 
Entscheidung bei der dritten Gewalt, bei den Ge-
richten liegt. 

Es gibt nur zwei Positionen, in denen differenzier-
tere Meinungen vertreten werden. Eine ist die Be-
deutung einer Mitgliedschaft in einer verfassungs-
feindliche Ziele verfolgenden Partei, die zweite ist 
die Frage der Beweislastregelung. Wir sind der Mei-
nung, daß bei etwas Nachdenken in Wirklichkeit die 
Parteizugehörigkeit kein praktischer Anknüpfungs-
punkt für eine Entscheidung in einem Einzelfall sein 
kann, weil es doch nicht darauf ankommen kann, ob 
ein Verfassungsfeind sich innerhalb oder außerhalb 
einer Partei betätigt. Wer z. B. Ziele des Marxis-
mus-Leninismus, die wir ebenso wie Sie für verfas-
sungsfeindlich halten, in die Wirklichkeit umsetzen 
will, ist doch dabei nicht weniger gefährlich, wenn 
er das außerhalb irgendeiner Partei tut, als wenn 
er das innerhalb einer demokratischen Partei tut. 
Man kann doch wohl nicht allen Ernstes den Verfas-
sungsfeind, der sich nicht zu einer Partei bekennt, 
sondern sich tarnt, gegenüber dem anderen, der sich 
zu einer Partei bekennt, privilegieren. 

(Beifall bei der FDP und SPD) 

Und umgekehrt: Man kann natürlich einen Verfas-
sungsfeind unter Berufung auf das Parteienprivileg 
nicht dadurch bevorzugen, daß eine Parteimitglied-
schaft ihn vor einer Ablehnung schützt, also sozu-
sagen einen Vermutungstatbestand zu seinen Gun-
sten schaffen. Denn das müßte man ja jedem Ver-
fassungsfeind raten, in eine Partei einzutreten, um 
damit einen Einstellungsanspruch zu bekommen. 
Beides kann nicht richtig sein. Wir wollen vielmehr 
eine Einzelfallprüfung. 

Wenn man nun einmal den Punkt der Beweislast 
auseinanderfieselt, muß man sich fragen: Was für 
eine Entscheidung hat denn die Verwaltungsbehörde 
zu treffen? Im Normalfall — Professor Maihofer hat 
das ausgeführt — kümmert sie sich überhaupt nicht 
um die Frage der Verfassungstreue. Ich möchte ein-
mal hier die verehrten Mitglieder des Hauses, die 
gleichzeitig Beamte sind, fragen, ob sie bei ihrer 
Einstellung — unterstellt, sie erfolgte nach 1945 — 

auf ihre Verfassungstreue hin untersucht worden 
sind. 

(Straßmeir [CDU/CSU] : Zumindest haben 
wir einen Eid geleistet!) 

Natürlich wird in jedem Normalfall die Verfassungs-
treue unterstellt; niemand braucht sie nachzuwei-
sen, und das ist auch vernünftig. Denn wie soll man 
denn etwas Negatives nachweisen, wie soll man 
denn nachweisen, daß man kein Verfassungsfeind 
ist? Es gibt ja doch in dieser Sache keinen regelmäßi-
gen Kirchgang, mit dem man seine Gesinnung äußer-
lich dokumentieren könnte. Die verfassungsmäßige 
Gesinnung kann doch nur dadurch nachgewiesen 
werden, daß man sich eben nicht verfassungsfeind-
lich betätigt. 

Das ist ein Grund dafür, daß so viele Indifferente 
ohne weiteres in den Staatsdienst kommen. Sie kom-
men hinein, das wissen Sie genauso wie ich. 

(Beifall bei der FDP und SPD) 

Ich denke z. B. an den Amtsrichter in Passau, der 
uns alle hier in einer dienstlichen Erklärung — 
man  muß das einmal sagen — als eine Gruppe von 
Leuten betrachtet — so hat er formuliert —, die 
nach einem gelungenen Coup die Beute unter sich 
aufteilen. Zu diesem Schluß kommt er deswegen, 
weil er ein „Hungergehalt" von 3 000 oder 3 500 DM 
bezieht. Ist das ein Mann, der die Gewähr für die 
aktive Verfassungstreue bietet? Ich weiß nicht, ich 
glaube es nicht. Und in diesem Rahmen muß man 
wohl den Anspruch auf Gleichbehandlung verwirk-
lichen. 

Wir sagen alle, es gibt keinen Anspruch auf Ein-
stellung — natürlich nicht, das ist ein alter Satz —, 
und zwar deswegen nicht, weil es keine hemmungs-
lose Vermehrung der Planstellen gibt; das ist der 
Grund für diesen Satz. Aber das ist noch nicht alles. 
Der Anspruch geht darauf, im Wettbewerb mit an-
deren um eine offene Stelle gleichbehandelt zu wer-
den, und das ist zunächst einmal ein Anspruch auch 
in der Annahme und der Vermutung der Verfas-
sungstreue; das ist der Ausgangspunkt. 

Und nun wird von jeder Einstellungsbehörde eine 
Prognose verlangt, nämlich die Aussage über ein 
zukünftiges Verhalten eines Bewerbers. Ich bin der 
Meinung, eine sichere Aussage über ein zukünftiges 
Verhalten irgendeines Bewerbers ist nie möglich — 
ob Tatsachen vorliegen, bekannt sind oder nicht —, 
grundsätzlich ist bei niemandem auf dieser Welt 
eine sichere Prognose darüber möglich, was er in 
Zukunft einmal tun und welche Meinungen er in Zu-
kunft vertreten wird. 

(Zuruf von der SPD: Das gilt auch für Herrn 
Carstens!) 

— Bei niemandem. Natürlich, ich hoffe, daß er sich 
bessert. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

Daraus folgt: Bei jedem Bewerber sind Zweifel an 
seiner zukünftigen Haltung denkbar, trotzdem stellt 
man ihn ein. Wie ist das denn nun mit einer Be-
nachteiligung außerhalb des Falles der Verwirkung 
von Grundrechten, außerhalb des Falles der aktiven 
Unterstützung einer für verfassungswidrig erklärten 
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Partei? Außerhalb dieser Voraussetzungen darf doch 
eine Benachteiligung nur möglich sein, wenn eine 
auf Tatsachen begründete Überzeugung der Einstel-
lungsbehörde besteht, daß ein Bewerber keine Ge-
währ für seine Verfassungstreue bietet. Ich meine, 
daß eine Einstellungsbehörde nicht mit den Schul-
tern zucken und sagen darf: Ich weiß das nicht. Wir 
haben in anderem Zusammenhang ja eine ganze 
Skala von Verwaltungsgefühlen in dieser Preislage 
erlebt: von Zweifel, Bedenken, ungutem Gefühl bis 
zu Bauchschmerzen; die waren es dann aber wieder 
nicht. Ich meine, eine Verwaltungsbehörde muß ent-
scheiden. Sie muß sich eine Überzeugung bilden. Sie 
muß sich auf Tatsachen stützen, die sie belegen kann 
und die gerichtlich nachprüfbar sind. Sie muß sich auf 
der Grundlage dieser Tatsachen im Rahmen ihres 
pflichtgemäßen Ermessens eine Überzeugung bil-
den. Das ist entscheidend für die Behandlung des 
Einzelfalls. Er muß einer gerichtlichen Nachprüfung 
zugänglich sein. Das ist der Ausgangspunkt unserer 
Lösung, die ich ebenso für rechtsstaatlich wie für 
praktikabel halte. 

Das einzige, was man im Grunde dagegen ein-
wenden kann, ist das Problem der Einzelfallprüfung 
überhaupt. Denn wie ist es möglich, in das Gehirn 
eines anderen hineinzusehen? Wie ist das mit dieser 
Einzelfallprüfung? 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Da schei

-

tern Sie!) 

— Herr Kollege Vogel, Sie sagen, da scheitere es. 
Dann müssen Sie diesen Einwand, verehrter Herr 
Kollege, doch genauso gegenüber dem Bundesrats-
entwurf gelten lassen; denn auch er geht von einer 
Einzelfallösung aus, wie mir Minister Schiess vorhin 
mit einem Wort bestätigt hat. 

Die Alternative zur Einzelfallprüfung sind natür-
lich das Parteienverbot, das Organisationsverbot 
und die Aberkennung von Grundrechten. Jedem 
Verfassungsorgan, diesem Hause, dem Bundesrat, 
in dem Sie die Mehrheit haben, und der Bundesregie-
rung, bleibt es unbenommen, diesen Weg zu gehen, 
wenn es ihn für richtig hält. Wir halten diesen Weg 
nicht für richtig, weil wir eine politische Auseinan-
dersetzung mit denen vorziehen, die unsere Ver-
fassungsgrundlage untergraben wollen. Wir wollen 
nicht das scharfe Schwert der Demokratie stumpf 
machen, indem wir es immer wieder benutzen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Anrosten!) 

Ich nehme an, Sie denken wie ich an das Wort von 
Talleyrand, daß sich Bajonette zu allem eignen, nur 
nicht zu einem, sich nämlich darauf zu setzen. 

Die Sicherheit dieses Staates beruht nicht aus-
schließlich auf der staatlichen Macht, sondern auf 
der Anerkennung und der Ü bereinstimmung der Bür-
ger mit seiner Rechts- und Verfassungsordnung. 
Das ist die primäre Grundlage der Sicherheit unserer 
Verfassung. Wir täten schlecht daran, den Anar-
chisten oder den Verfassungsfeinden einen ersten 
Erfolg dadurch zu bescheren, daß wir uns von dieser 
Grundlage der verfassungsgemäßen Rechtsstaatlich-
keit auch nur in Randgebieten abdrängen ließen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Unser Ziel muß sein, eine von allen demokrati-
schen Kräften getragene rechtsstaatliche Lösung un-
seres Problems zu finden. Das wäre ein Erfolg für 
den Rechtsstaat. Wir sind bereit, dazu beizutragen, 
auch im und mit dem Bundesrat zu einer einheit-
lichen Lösung dieses Problems zu kommen. Ich 
appelliere an Sie, sich diesem Ziel nicht zu verschlie-
ßen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Coppik. 

Coppik (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Diskussionsbeitrag von Herrn Pro-
fessor Carstens hat gezeigt, daß es die Ereignisse 
der jüngsten Tage offenbar sehr schwer machen, 
über ein Thema wie das heutige sachlich und emo-
tionsfrei zu diskutieren. Als Gesetzgeber sind wir 
jedoch gehalten, auch in dieser Situation Gesetze 
zu machen, von denen wir überzeugt sein können, 
daß wir sie auch ohne Emotionen jederzeit für 
rechtsstaatlich und verfassungskonform halten wer-
den. 

Dabei ist es notwendig, zunächst einmal die 
Sache herauszustellen, und die Sache ist die, daß 
es ja nicht darum geht, Terroristen in den öffent-
lichen Dienst aufzunehmen. Terroristen, die man als 
solche entlarvt, kommen nicht in den öffentlichen 
Dienst, sondern in eine Justizvollzugsanstalt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die vorliegenden Gesetzentwürfe zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften wollen deshalb auch 
etwas anderes. Sie wollen das Eindringen von poli-
tischen Extremisten in den öffentlichen Dienst ver-
hindern. 

Dazu ist zunächst festzustellen — und dieser 
Grundsatz steht für uns Sozialdemokraten völlig 
außer Frage, und zwar für alle Sozialdemokraten —, 
daß wirkliche Verfassungsfeinde, daß aktive und 
erklärte Gegner unserer Verfassung, Menschen also, 
von denen eine loyale Dienstausübung im Sinne 
einer Bereitschaft zur verfassungskonformen Beach-
tung der geltenden Rechtsordnung überhaupt nicht 
erwartet werden kann, für den öffentlichen Dienst 
nicht geeignet sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das steht außer Frage. Das ergibt sich auch heute 
schon aus den einschlägigen Beamtengesetzen. 

Diese Grundsatzfeststellung entbindet uns aller-
dings nicht von der Verpflichtung, kritisch nachzu-
fragen, wer als Verfassungsfeind in diesem Sinne 
anzusehen ist und wie hier eine rechtsstaatlich ein-
wandfreie Abgrenzung vorgenommen werden kann. 
Im Interesse des Rechtsstaates müssen Gesetze, die 
diese Frage regeln, so ausgestaltet sein, daß sie 
jeden Mißbrauch ausschließen, jeden Mißbrauch, 
der seinerseits die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung ernsthaft gefährden würde. 

Dies ist um so notwendiger festzustellen, als die 
bisherige Verwaltungspraxis zur Ausführung der 
derzeit geltenden Beamtengesetze vielerorts Anlaß 



8980 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 132. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1974 

Coppik 

zu ernsthaften Bedenken gegeben hat, ob hier die 
Grundsätze des Rechtsstaates eingehalten werden. 

Meine Damen und Herren, wenn wir uns nun den 
in Frage kommenden Extremistengruppen zuwen-
den, dann fällt zunächst auf, daß der Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion in seinem Debattenbeitrag die 
Rechtsextremisten so völlig verharmlost hat; 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wo denn?) 

als ob hier in Deutschland nicht schon einmal die 
Rechtsextremisten die Macht übernommen und eine 
parlamentarische Demokratie beseitigt hätten! Wir 
sollten doch aus der Geschichte lernen, Herr Pro-
fessor Carstens. 

(Beifall bei der SPD — Rommerskirchen 
[CDU/CSU] : Wir sind doch gebrannte Kin

-

der! Die Geschichte hat uns Lehren erteilt!) 

Aber auch überall dort, wo in den letzten Jahren 
im Ausland die parlamentarische Demokratie von 
ihren Gegnern beseitigt wurde, und zwar von Geg-
nern, die im öffentlichen Dienst standen, handelte 
es sich um Rechtsextremisten. Wir brauchen nur in 
der jüngsten Geschichte an die Beispiele von Grie-
chenland 1967 oder von Chile 1973 zu denken, in 
denen Verfassungsfeinde im öffentlichen Dienst, 
Rechtsextremisten im öffentlichen Dienst die parla-
mentarisch-demokratische Verfassungsordnung mit 
Gewalt beseitigt haben. 

Geht man aber auf Grund dieser Erfahrungen 
davon aus, daß die Verfassungsfeinde von rechts 
nicht verharmlost werden dürfen, weil sie eine la-
tente große Gefahr für jede parlamentarische Demo-
kratie darstellen können, so wird man gleichzeitig 
feststellen müssen, daß diese Verfassungsfeinde 
von rechts nur sehr schwer zu erfassen sind. Denn 
sie bleiben in aller Regel bei ihrer normalen Dienst-
ausübung unauffällig; als Rechtsextremisten entpup-
pen sie sich erst in Krisensituationen der gesell-
schaftlichen Entwicklung. Ihr Extremismus besteht 
oft eben gerade darin, daß sie mit verfassungswidri-
gen Mitteln, mit Gewalt eine gesellschaftliche Ent-
wicklung zu verhindern versuchen, die die Ver-
fassung zuläßt, die aber den gesellschaftlichen Sta-
tus quo, den die Betroffenen aufrechterhalten wol-
len, erheblich verändert. 

Da sich diese Extremisten erst in solchen Krisen-
situationen als solche darstellen, sind sie vorher, 
zumal bei ihrer Einstellung in den öffentlichen 
Dienst, sehr schwer zu erkennen. Um so größer 
sollte unsere Aufmerksamkeit sein, die wir dieser 
Extremistengruppe widmen, und um so unverständ-
licher ist die Nachsichtigkeit, mit der einige von 
der CDU/CSU regierte Länder Rechtsextremisten 
begegnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun wird man, auch ohne die jüngsten Ereig-
nisse, nicht bestreiten können und wollen, daß es 
auch auf der anderen, auf der linken, oder insofern 
besser gesagt: pseudolinken Seite erklärte Gegner 
dieser Verfassungsordnung gibt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieso „pseudo

-

links"?) 

— Pseudolinks deshalb, weil diese Extremisten nur 
den Kräften der Reaktion in diesem Land in die 
Hände spielen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und wenn ich Ihre Reaktion zu diesen Vorgängen 
manchmal so erlebe, habe ich bisweilen das ungute 
Gefühl, daß Sie über jeden sogenannten Links-
extremisten innerlich jubeln, weil er neues Wasser 
für Ihre alten Mühlen liefert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Niemand wird also bestreiten, daß es auf dieser 
Seite erklärte Gegner dieser Verfassungsordnung 
gibt, Menschen, die nachweislich die unveränder-
lichen Grundprinzipien unserer Verfassung im 
Sinne des Art. 79 Abs. 3 des Grundgesetzes be-
kämpfen und von denen deshalb keinerlei Bereit-
schaft zur loyalen Dienstausübung im öffentlichen 
Dienst erwartet werden kann. Diese Leute können 
keinen Anspruch geltend machen, in den öffent-
lichen Dienst aufgenommen zu werden. Das ist 
aber, glaube ich, nicht die strittige Frage. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Wo fan

-

gen die denn an?) 

Wenn man solche Gesetze macht, muß man sich 
in der Tat ernsthaft die Frage stellen, Herr Kollege: 
Wo fängt es an, und wo hört es auf? In der Tat, die 
Frage muß man sich stellen. Dann muß man sich die 
Frage stellen: Wie kann man bei solchen Bestim-
mungen den Mißbrauch ausschließen? Wie kann 
man ausschließen, daß ein Gesetz, das diese Frage 
regelt, zur Benachteiligung und Einschüchterung 
politischer Minderheiten mißbraucht wird? Wie 
kann man ausschließen, daß dadurch ein Klima all-
gemeiner Unsicherheit erzeugt wird, in dem jeder 
künftige Beamtenbewerber meinen muß, sich bei-
zeiten wirklichen oder vermeintlichen obrigkeit-
lichen Wünschen anpassen zu müssen, und damit 
jede demokratische Regung gedrosselt wird? Muß 
jemand, der vor Jahren als Jugendlicher eine viel-
leicht unüberlegte oder unausgewogene Bemerkung 
gemacht hat, befürchten, künftig in seiner beruf-
lichen Existenz bedroht zu sein? 

(Liedtke [SPD] : Nicht bei dieser Regie

-

rung!) 

Die heutige Verwaltungspraxis in einigen von 
der CDU/CSU geführten Ländern macht diese Fra-
gestellung keineswegs überflüssig. 

(Beifall bei der SPD — Vogel [Ennepetal] 
[CDU/CSU] : Können Sie das mal ein biß

-

chen belegen?) 

— Selbstverständlich, Herr Kollege. Dazu bin ich 
gern bereit. Wenn in Bayern jemand als Verfas-
sungsfeind bezeichnet wird, weil er sich auf August 
Bebel beruft, dann ist das ein solcher Fall. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Namen!) 

Und wenn Herr Carstens dazu kommt, Mitglieder 
der sozialliberalen Parteien teilweise als Extremi- 
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sten zu bezeichnen, dann ist dieser Punkt erreicht, 
dann zeigt das, wie notwendig solche Fragen sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Vogel 
[Ennepetal] [CDU/CSU] : Namen! — Dr. 
Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Die gibt 

es doch auch!) 

Es ist Ihre politische Taktik, Terroristen, Spione, 
Extremisten mit kritischen Demokraten, mit all 
Ihren politischen Gegnern in einen Topf zu werfen, 
um sie dann alle gleichmäßig als Verfassungs-
feinde zu behandeln. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Vogel 
[Ennepetal] [CDU/CSU] : Sind die DKP- 

Kommunisten „kritische Demokraten" !) 

Und dann reden Sie von der Solidarität aller De-
mokraten! 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Scheinheilig ist das und, ich glaube, eine An-
maßung. 

Wir werden dafür sorgen müssen, daß niemand 
von den Millionen unbequemer, kritischer, aber 
verfassungstreuer Staatsbürger, die auch grund-
legende Kritik an der gegenwärtigen Gesellschafts-
ordnung üben, durch ein solches Gesetz in seinen 
Grundrechten der freiheitlichen Demokratie einge-
engt wird. Wer Kritik an der gegenwärtigen Ge-
sellschafts- und Wirtschaftsordnung übt oder wer 
für die Vergesellschaftung der Produktionsmittel 
eintritt — um das nur als Beispiel zu nennen —, 
ist deshalb noch lange kein Verfassungsfeind. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch im Bereich des öffentlichen Dienstes muß die 
verfassungsrechtlich garantierte Vielfalt der Mei-
nungen erhalten bleiben, damit eine Verengung des 
Freiheitsraumes vermieden wird. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Auch einem Beamtenbewerber muß es selbstver-
ständlich erlaubt sein, etwa für Verfassungsände-
rungen einzutreten, die nicht den Kernbereich un-
seres Grundgesetzes betreffen, ohne gleich zum Ver-
fassungsfeind abgestempelt und vom öffentlichen 
Dienst ferngehalten zu werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Sonst würde man die freiheitliche Grundordnung 
durch ein solches Gesetz nicht schützen, sondern ge-
fährden. 

Wir werden deshalb zu prüfen haben, ob der Be-
griff des Verfassungsfeindes in dem Gesetz nicht 
konkretisiert werden sollte. Ein noch so rechtsstaat-
liches formelles Verfahren wird nämlich in seinem 
Ergebnis fragwürdig bleiben, wenn die materiellen 
Kriterien der Entscheidung nicht konkretisiert sind. 
Das Rechtsstaatsprinzip erfordert eben nicht nur, 
daß ein Gericht die Tatsachen nachprüfen kann, auf 
Grund deren eine Entscheidung getroffen wurde, 
sondern auch, daß der Gesetzgeber definiert, bei 
welchen Tatbeständen welche Entscheidung getrof-
fen werden soll, da sonst die Bewertung eines Sach-
verhaltes etwa als verfassungsfeindlich zu einer 
Ermessensentscheidung der Einstellungsbehörde  

würde, die für den Betroffenen gerichtlich nicht in 
dem erforderlichen Maße nachprüfbar wäre. 

Nur wenn es gelingt, hier eine Konkretisierung 
zu erreichen, wird man eine verfassungsrechtlich 
vertretbare Lösung in dem anderen Problembereich 
finden, der heute hier bereits angesprochen wurde, 
nämlich bei der Frage der Bedeutung des Parteien -
privilegs in diesem Zusammenhang. Meine Damen 
und Herren, nach unserem Grundgesetz entscheidet 
ausschließlich das Bundesverfassungsgericht über 
die Verfassungswidrigkeit von Parteien. Solange 
das Bundesverfassungsgericht eine Partei nicht ver-
boten hat, dürfen an eine Mitgliedschaft in einer 
solchen legalen Partei und eine Tätigkeit in ihr mit 
allgemein erlaubten Mitteln keine negativen Rechts-
folgen geknüpft werden. Niemand darf bis dahin die 
Verfassungswidrigkeit einer Partei rechtlich geltend 
machen. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Tragen Sie 
das als Meinung der SPD vor?) 

— Ich zitiere das Bundesverfassungsgericht, wenn 
Sie es genau wissen wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter Coppik, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Jäger? 

Coppik (SPD) : Nein, ich bedaure. Ich möchte in 
meinen Ausführungen fortfahren. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Treiben Sie 
keinen Sophismus!) 

— Es war ein wörtliches Zitat, Herr Kollege. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Sagen Sie 
bitte auch, welche Entscheidung das war! 

Verfälschung!) 

Meine Damen und Herren, deshalb halte ich die 
in dem Bundesratsentwurf enthaltene Regelung, wo-
nach die Mitgliedschaft in einer Partei, die nach Auf-
fassung des Dienstherrn verfassungsfeindliche 
Ziele verfolgt, in der Regel Zweifel daran begrün-
den soll, ob der Bewerber jederzeit für die freiheit-
liche demokratische Grundordnung eintreten wird, 
und hieraus entsprechende Schlußfolgerungen ge-
zogen werden sollen, schlicht und einfach für ver-
fassungswidrig. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine solche Regelung würde das Entscheidungsmo-
nopol des Bundesverfassungsgerichts umgehen und 
die Entscheidung über die Verfassungswidrigkeit 
einer Partei zur Disposition der Einstellungsbehör-
den stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Regierungsentwurf begegnet dieser Proble-
matik dadurch, daß das Verfahren völlig individua-
lisiert werden soll. Das ist dem Spannungsverhält-
nis zwischen dem Parteienprivileg des Art. 21 des 
Grundgesetzes und der Loyalitätspflicht des öffent-
lichen Dienstes sicher angemessener als die Rege-
lung im Entwurf des Bundesrates. Bei den weiteren 
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Beratungen werden wir dieser Problematik weiter-
hin unsere besondere Aufmerksamkeit zuwenden 
müssen. 

Was die formelle Verfahrensregelung betrifft, so 
ist der Regierungsentwurf vorbehaltlos zu begrüßen. 
Er stellt sicher, daß dem Bewerber die Gründe, die 
Zweifel an seiner Verfassungstreue wecken, und 
die dafür erheblichen Tatsachen mitgeteilt werden 
und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
wird. Er stellt sicher, daß eine etwaige Ablehnung 
nur auf Tatsachen gestützt werden darf, die gericht-
lich in vollem Umfang nachprüfbar sind. Wer die 
Verwaltungspraxis vielerorts kennt, weiß, daß das 
nicht überall Selbstverständlichkeiten sind oder je-
denfalls bis vor einiger Zeit nicht waren. 

Ebenso ist zu begrüßen, daß nach dem Regierungs-
entwurf die Zulassung zu einer Ausbildung, die in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Ausbil-
dungsverhältnis abzuleisten ist, auf jeden Fall ge-
währleistet werden muß. Damit wird dem Grund-
recht der freien Berufswahl gemäß Art. 12 des 
Grundgesetzes genüge getan. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unter Berücksichtigung aller — auch kritischen — 
Anmerkungen, die zu machen waren, ist deshalb ins-
gesamt festzustellen, daß der Regierungsentwurf 
eine eindeutige Verbesserung gegenüber dem heu-
tigen Rechtszustand und insbesondere der heute vie

-lerorts geübten Verwaltungspraxis mit sich bringt. 
Wir werden uns bei den weiteren Beratungen darum 
bemühen, den Entwurf im rechtsstaatlichen Sinne 
dort zu verbessern, wo eine Verbesserungsnotwen

-
digkeit erkannt wird. 

Meine Damen und Herren, die Sozialdemokra-
tische Partei steht in einer mehr als hundertjährigen 
Tradition des Kampfes gegen den politischen Macht-
mißbrauch der Obrigkeit gegenüber Andersdenken-
den, für mehr Freiheit des einzelnen in sozialer 
Verantwortung, für mehr Demokratie, für mehr 
Rechtsstaatlichkeit. Sie wird auch bei den vorliegen-
den Gesetzentwürfen auf eine verfassungsgemäße 
und rechtsstaatliche Behandlung der Bewerber und 
Bediensteten im öffentlichen Dienst hinwirken. 

Sie aber, meine Damen und Herren von der Op-
position, sollten sich davor hüten, in der gegenwär-
tigen Situation rechtsstaatliche Grundsätze gegen-
über politische Andersdenkenden um einer vorder-
gründigen billigen Popularität willen in Frage zu 
stellen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sonst werden zumindest einige von Ihnen in eini

-

gen Jahren nicht wahrhaben wollen, welche Geister 
sie riefen. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Miltner. 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst möchte ich auf einige 
Bemerkungen des Herrn Kollegen Hirsch eingehen. 
Ich muß Ihnen sagen, Sie ertragen es nur schwer, 

wenn wir hier vor aller Öffentlichkeit die Fakten 
und die Lage des politischen Extremismus auf den 
Tisch legen wollen, und Sie tun so, als wäre alles in 
Ordnung und als wäre es überhaupt gar nicht not-
wendig, daß wir heute über zwei Gesetze zu dem 
Problem der Radikalen im öffentlichen Dienst bera-
ten. Ihr moralisierender Ton — so muß ich schon 
sagen — ist völlig unangebracht, und er war vor-
gestern an dieser Stelle, als Sie von Ihrem Partei-
freund gerügt worden sind, auch unangebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun, die bisherige Diskussion draußen im Lande 
und auch hier im Plenum über die Radikalen im öf-
fentlichen Dienst hat gezeigt, daß das Problem, wenn 
es überhaupt eines sein darf, bei den Demokraten 
selber liegt. Es liegt nämlich darin, ob sie bereit sind, 
den Schutz der freiheitlichen Demokratie auf der 
Grundlage von Verfassung und Gesetz nicht nur mit 
Worten, sondern auch mit Taten wirksam sicherzu-
stellen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Eine freiheitliche Demokratie kann nur dann dauer-
haften Bestand haben, wenn sie vor denjenigen ge-
schützt wird, die sie unter Mißbrauch der Grund-
rechte der Verfassung zerstören wollen. 

Unsere innenpolitische Situation ist durch ein wei-
teres Vordringen besonders linksextremistisch akti-
ver Minderheiten an unseren Hochschulen, im öffent-
lichen Dienst, in Massenmedien und in Gewerkschaf-
ten gekennzeichnet. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Und ich kann nur noch einmal das Wort des Gene-
ralsekretärs der NATO, Herrn Luns, unterstützen, 
der auf der Parlamentarischen Versammlung der 
NATO zwei Punkte nannte, die die 15 NATO-Staa-
ten heute gefährden, nämlich die Inflation und die, 
wie er sagte, zunehmenden Angriffe auf die demo-
kratische Gesellschaftsstruktur durch Extremisten. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Hört! 
Hört!) 

Die Infiltration des Staatsapparates und hier be-
sonders der Ausbildungsstätten hat immer mehr 
Gewicht in der Strategie der Radikalen gewonnen. 
Solange die Radikalen bei Parlamentswahlen keine 
Chance haben, ist der lange Marsch durch die 
Institutionen für sie natürlich leichter. Mit dem 
Ziel des Eindringens in den öffentlichen Dienst 
verbinden sie zugleich auch das weitere Ziel, ihre 
politisch extremen Parteien und Vereinigungen als 
normale politische Erscheinungen unserer freiheit-
lichen Demokratie darzustellen, damit schließlich 
jede Verbotsmaßnahme als Verstoß gegen die gel-
tenden Regeln der Demokratie angesehen werden 
könne. Wer die Auseinandersetzungen um die Beur-
teilung dieser Fragen seit mehreren Jahren ver-
folgt, stellt fest, daß es in unserem Staat maßge-
bende Kräfte gibt, die den politischen Extremismus 
verharmlosen und daher auch nicht bereit sind, 
Radikale im öffentlichen Dienst ernsthaft und ein-
deutig zu bekämpfen. 
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Um dem Vordringen der Radikalen im öffent-

lichen Dienst, insbesondere bei Bewerbern, die 
frisch von der Universität gekommen sind, Einhalt 
zu gebieten und um eine einheitliche Anwendung 
der bestehenden Gesetze sicherzustellen, haben der 
Bundeskanzler und die Ministerpräsidenten der Län-
der am 28. Januar 1972 den sogenannten Minister-
präsidentenbeschluß erlassen. Noch erinnern wir 
uns, wie große Gruppierungen von SPD und FDP 
diesen Beschluß angegriffen haben. Der Bundeskanz-
ler und die SPD-Ministerpräsidenten wurden durch 
die eigenen Parteitage desavouiert. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Nur aus dieser Situation heraus, unter dem Druck 
der Parteigliederungen, ist es zu verstehen, warum 
die Bundesregierung heute hinter den Ministerprä-
sidentenbeschluß zurückgegangen ist 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr 
richtig!) 

und einen unzulänglichen Gesetzentwurf ohne 
wirksame Regelung für das Fernhalten der Radi-
kalen im öffentlichen Dienst vorlegt. Wir betrach-
ten das als eine glatte Kapitulation vor dem An-
sturm der eigenen Parteilinken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es muß bei dieser Ausgangslage festgestellt wer-
den, daß es in dem Ministerpräsidentenbeschluß 
heißt, die Migliedschaft von Angehörigen des öf-
fentlichen Dienstes in Parteien oder Organisatio-
nen, die die verfassungsmäßige Ordnung bekämp-
fen, führe in der Regel zu einem Loyalitätskonflikt. 

Der Rückzug der Bundesregierung von diesem Be-
schluß auf ihre unzulängliche Linie wird deut-
lich, wenn man im „Vorwärts" vom 12. April 1973 
unter der Überschrift „Ende eines Erlasses" folgen-
des lesen kann — ich zitiere —: 

Die Parteitage maßgeblicher SPD-Bezirke — 
zuletzt Baden-Württemberg, davor Hessen-Süd 
und westliches Westfalen — haben dazu auf-
gefordert, diesen Beschluß aufzuheben. ... 
Selbst einer der an der Entscheidung beteilig-
ten Ministerpräsidenten, Albert Osswald, di-
stanzierte sich jetzt von jenem Beschluß. ... 
Zuletzt haben 18 Bundestagsabgeordnete der 
SPD und 7 der FDP ihre verfassungsrechtlichen 
und politischen Einwände gegen den Regie-
rungschefbeschluß öffentlich vorgetragen. ... 
Allein sieben Bezirks- und Landesverbände der 
SPD haben nämlich Anträge eingebracht, die 
den „Radikalenerlaß" ändern wollen. Mehrere 
Anträge verlangen seine Aufhebung. 

Mit welcher Aggression gegen den Ministerpräsi-
dentenbeschluß vorgegangen wurde, zeigen auch die 
Beschlüsse des Bundeskongresses der Jungsoziali-
sten in der SPD in Oberhausen vom 26. und 27. Fe-
bruar 1972. Dort heißt es wörtlich: 

Gerichtet sind die Beschlüsse des Hamburger 
Senats, des Bremer Senats und der Minister-
präsidentenkonferenz gegen alle Demokraten 
und Sozialisten, die es mit der Demokratie, 
namentlich der im Produktionsbereich (Verge-

sellschaftung der Produktionsmittel), ernst 
meinen. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Hört! 
Hört!) 

Die Reaktion triumphiert, weil ihr wieder ein-
mal gelungen ist, Verfassungsloyalität als Be-
kenntnis zur Marktwirtschaft und damit als Be-
kenntnis zur kapitalistischen Gesellschaftsord-
nung zu definieren. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Un

-

glaublich!) 

Diese Neuauflage des Adenauer-Erlasses aus 
dem Jahre 1951, die wesentlich von SPD-Mini-
sterpräsidenten initiiert wurde, schlägt der all-
seits in SPD-Programmen geforderten Demokra-
tisierung ins Gesicht. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Hört! 
Hört! — Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : 
Fragen Sie mal Herrn Coppik, ob er dabei 

war!) 

Vorsätzlich oder unwissentlich stellen die so-
zialdemokratischen Träger dieser Beschlüsse 
sich in den Dienst der Reaktion. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Hört! 
Hört!) 

Jungsozialisten haben im Sinne der Doppelstra-
tegie über die ganze Tragweite dieser Be-
schlüsse, 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Ist das nicht 
aus einer Rede von Herrn Coppik?) 

deren Adressaten letztlich sie selbst sind, durch 
Vermittlung entsprechenden Problembewußt-
seins um breiteste Solidarisierung unter der 
Bevölkerung zu kämpfen (Bremer Beispiel). Ein 
so erzeugter politischer Druck, der durch De-
monstrationen, Flugblattaktionen, Unterschrif-
tensammlungen und Informationsveranstaltun-
gen namentlich mit den von den Beschlüssen ge-
troffenen Demokraten zum Ausdruck kommt, 
muß ins parlamentarische Vorfeld und gegebe-
nenfalls in Parlamente bzw. Fraktionen getra-
gen werden. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Un

-

glaublich! — Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : 
Das war Coppik in Reinkultur! — Gegen

-

rufe von der SPD!) 

Meine Damen und Herren, hier erleben Sie die Auf-
forderung zu gemeinsamen Aktionen mit den Ver-
fassungsfeinden gegen das Parlament und gegen die 
freiheitliche Demokratie. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wer diesem Druck nachgibt, praktiziert hier das 
imperative Mandat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Carstens 
[Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr richtig! — La

-

chen und Zurufe von der SPD) 

Auch die FDP hat sich mit Teilen ihrer Partei an 
der Bekämpfung des Ministerpräsidentenbeschlus-
ses beteiligt. Man weiß heute gar nicht mehr, was 



8984 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 132. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1974 

Dr. Miltner 
in dieser Partei wirklich gilt, ob die Linie von 
Hamburg, wo die Kommunisten als kritische Demo-
kraten bezeichnet werden, oder die Linie Willi 
Weyers von Düsseldorf oder schließlich das Rück-
zugskonzept vom Ministerpräsidentenbeschluß, das 
hier der Herr Bundesinnenminister vertritt. 

(Sieglerschmidt [SPD] : Bei Ihnen gilt die 
Linie von München!) 

Was die Koalitionsparteien auf diesem Gebiet bie-
ten, ist ein Bild der Zerrissenheit und auch der 
Unglaubwürdigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Carstens 
[Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr richtig! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU und Gegen

-

rufe von der SPD) 

Es kann einen deshalb nicht verwundern, wenn 
die Bundesregierung mit ihrem Entwurf den untaug-
lichen Versuch macht, zwischen einer von Verfas-
sung und Gesetz geforderten einwandfreien Rege-
lung und den Forderungen aus den Parteigremien 
hindurchzusteuern. Die immer viel beschworene Ge-
meinsamkeit der Demokraten in der Bekämpfung 
des politischen Radikalismus hätte dazu führen müs-
sen, daß sich die Bundesregierung bei der Schaffung 
eines Radikalengesetzes mit allen Parteien und auch 
mit dem Bundesrat einigt. Sie hätte gar nichts an-
deres zu tun brauchen, als nur auf der Grundlage 
des damaligen Ministerpräsidentenbeschlusses, dem 
ja alle Ministerpräsidenten, auch die der SPD, und 
der Bundeskanzler zugestimmt haben, einen Gesetz-
entwurf vorzulegen. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : So 
ist es!) 

Bekanntlich hat der frühere Bundesinnenminister 
Genscher im Bundesrat schließlich mit seinen Vor-
stellungen, die geändert worden sind, Schiffbruch er-
litten. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Wir sind 
souverän!) 

In ihrer Ausweglosigkeit und in ihrer Hartnäckig-
keit, von diesem Beschluß abrücken zu wollen, blieb 
der Bundesregierung natürlich nichts anderes 
übrig, als gegen die Vorstellungen des Bundes-
rates ihren Gesetzentwurf einzubringen. Die beiden 
Länder Bayern und Baden-Württemberg haben nach 
dem Scheitern einer Einigung im Bundesrat einen 
Gesetzentwurf für den Bundesrat vorgelegt, der den 
Ministerpräsidentenbeschluß in der entscheidenden 
Frage der Mitgliedschaft in Gesetzesform umsetzt. 
Die Vorlage von Gesetzentwürfen wäre eigentlich 
gar nicht notwendig gewesen. Es stimmt nämlich 
nicht, daß sich der Ministerpräsidentenbeschluß nicht 
bewährt hätte. Es fehlten nur der Wille und die 
Bereitschaft bei einigen Landesregierungen, ihn 
loyal durchzuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Carstens 
[Fehmarn] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Der zentrale Streitpunkt zwischen der CDU/CSU 
und den Regierungsparteien liegt in der Behandlung 
der Mitgliedschaft in einer verfassungsfeindlichen 
Partei oder Vereinigung. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Genau!) 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung läßt es zu, 
daß der objektiv feststellbare Tatbestand der Mit-
gliedschaft hinter das verbale Bekenntnis zum 
Grundgesetz zurücktritt. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : So ist 
es!) 

Die Bundesregierung verkennt damit das taktische 
Verhalten der Radikalen, 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : So ist 
es!) 

sich zu tarnen und nach außen verbal loyal und ver-
bal legal aufzutreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Carstens 
[Fehmarn] [CDU/CSU] So ist es! — Dr. 
Schäfer [Tübingen] [SPD] : Reden Sie doch 

nicht gegen Ihre Überzeugung!) 

Dafür schon hat Lenin in seiner Schrift „Der linke 
Radikalismus, die Kinderkrankheit im Kommunis-
mus" Anweisungen gegeben, die natürlich heute 
z. B. von der DKP peinlich befolgt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Reiser? 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Reiser (SPD) : Herr Miltner, könnten Sie freund-
licherweise mit der Sprachverwirrung und der fal-
schen Begriffsbestimmung aufhören. Denn Sie wis-
sen doch selber, daß kritische Radikale in einer mo-
dernen Demokratie gebraucht werden. Der Begriff 
kommt ja von „radix", an die „Wurzel" gehen. Sie 
meinen doch immer nur Extremisten. 

(Sieglerschmidt [SPD] : Nein, er meint Ra

-

dikale!) 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Ich darf Ihnen folgen-
des sagen: Radikale, die die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung bekämpfen, können wir aller-
dings nicht brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Tosender Beifall!) 

Meine Damen und Herren, so kann man an den 
Litfaßsäulen Plakate des DKP zu den „Berufsver-
boten" sehen, die folgerichtig auch das scheinheilige 
Bekenntnis zum Grundgesetz enthalten. Merkwürdig 
ist nur, daß nicht überall dieses verlogene Bekennt-
nis durchschaut wird. So schreibt z. B. im „Vorwärts" 
vom 9. Dezember 1971 Emanuel Geiss zum Thema 
„Hamburger Erlaß gegen Radikale bekämpft den 
falschen Gegner" folgendes — ich zitiere —: 

Die DKP ist gegenwärtig ein kleiner Fisch, und 
immerhin hat sie ihr Programm ausdrücklich auf 
das Grundgesetz gestellt, dessen Möglichkei-
ten zur Sozialisierung sie ausschöpfen will. 
Außerdem unterstützt sie im Prinzip die neue 
Ostpolitik, gegen die gerade die neue Rechte 
Sturm läuft. 
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Daß bei uns ein halbherziges Bekämpfen oder ein 

Dulden des politischen Radikalismus vor sich geht, 
wird deutlich — ein weiteres Beispiel —, wenn für 
die 3. Kammer des Truppendienstgerichts Koblenz, 
wie die Bundesregierung in Beantwortung einer 
Kleinen Anfrage selbst feststellen mußte, ein Gegen-
satz der DKP zur freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung nicht gerichtsbekannt ist. 

Die Verharmlosung der Dimensionen, mit denen 
wir es heute im öffentlichen Dienst in gewissen 
Ländern zu tun haben, wird z. B. auch deutlich bei 
einer Umfrage bei hessischen Junglehrern. 80,9 % 
der hessischen Junglehrer sind der Ansicht, daß nicht 
die Klassenharmonie, sondern der Klassenkonflikt 
ein Grundbestandteil unserer Gesellschaft sei. 56,7 % 
stimmen der These zu: „Unser Bundestag ist ein 
Herrschaftsinstrument ökonomischer Machtgruppen 
und nicht wirkliches Volksorgan." Ein Viertel 
der Junglehrer ist der Auffassung, daß unsere kapi-
talistische Gesellschaftsordnung nur durch eine revo-
lutionäre Veränderung zu einer humanen und demo-
kratischen Ordnung kommen könne. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : So weit 
haben uns fünf Jahre SPD-Politik gebracht!) 

Es ist schon eine grenzenlose Weltfremdheit, 
wenn sich die Bundesregierung in ihrem Entwurf 
im wesentlichen auf subjektiv Vorgetragenes eines 
Bewerbers verlassen möchte. Wer in eine straff or-
ganisierte verfassungsfeindliche Organisation ein-
tritt, wer sie durch Mitarbeit oder durch Mitglied-
schaft unterstützt und wer ihre Ziele damit fördert, 
kann nicht gleichzeitig durch ein Lippenbekenntnis 
zum Grundgesetz sein objektiv anderes Verhalten 
aus der Welt schaffen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Die Regelung im Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung, wonach es auf die in der Person des Bewer-
bers liegenden Umstände ankommt, verführt ge-
radezu den Bewerber für den öffentlichen Dienst zur 
Verheimlichung seiner wahren und zur Vorgabe 
einer verlogenen Gesinnung. 

Man muß sich daher fragen, warum die Bundes-
regierung und die Koalition vor dieser durchschau-
baren, seit eh und je praktizierten Methode der 
Radikalen von rechts und links zurückschreckt und 
kapituliert. Müßten wir nicht eigentlich vielmehr 
der geschichtlichen Erfahrung Rechnung tragen, 
wenn wir uns daran erinnern, daß Adolf Hitler als 
Braunschweiger Regierungsrat einen Eid auf die 
Weimarer Verfassung abgelegt hat? 

(Zuruf von der SPD: Ein gutes Beispiel!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Sieglerschmidt? 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Kollege Miltner, 
wie erklären Sie sich eigentlich, daß in den christ-
lich-demokratisch regierten Ländern so viele Extre-
misten in den öffentlichen Dienst gekommen sind? 
Das hätte doch bei der christlich-demokratischen 

Wachsamkeit in dieser Frage gar nicht möglich sein 
dürfen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Das stimmt 
doch gar nicht, Herr Sieglerschmidt, was 

Sie da sagen!) 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Herr Sieglerschmidt, 
Sie wissen selbst, daß die CDU/CSU die Partei ist, 
die die Verfassungsfeinde in diesem Staat bekämpft, 
und daß in Ihre Parteigliederungen hier erhebliche 
Zweifel gesetzt werden müssen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das war aber 
ungehörig! — Zurufe von der SPD: Und 

die Antwort?) 

Die Bundesregierung, meine Damen und Herren, 
versucht ihren Gesetzentwurf damit zu verteidigen, 
daß sie vorgibt, ihr Gesetzentwurf sei rechtsstaat-
licher. Der Bundesminister des Innern und auch sein 
Staatssekretär Schmude haben die Regelung im 
Bundesratsentwurf zur Mitgliedschaft als eine pau-
schlierende Beurteilung abgetan. Es ist eben die 
Frage, welcher Entwurf mehr rechtsstaatlichen 
Grundsätzen entspricht. Die Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung ist ein wesentlicher Grundsatz der 
Rechtsstaatlichkeit für die Gesetzgebung und die 
Verwaltung. Daher ist die Bestimmtheit und Klar-
heit der Norm ein unbedingtes Erfordernis und der 
Mangel an Bestimmtheit oder die Unklarheit ein 
schwerer Mangel der Norm. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Ohne Rück

-

sicht auf Rechtsstaatlichkeit!) 

Das vom Gesetzgeber dem Bürger vorgeschriebene 
Sollen muß so verständlich sein, daß sich der Bür-
ger ausrechnen kann, welche Rechtsfolgen ihn tref-
fen, wenn er dem Sollen der Norm zuwiderhandelt. 

(Zuruf von der SPD: Gerade so wie Sie es 
wollen!) 

Gerade die widerlegbare Vermutung im Gesetz-
entwurf des Bundesrates gibt dem Bürger den klaren 
Hinweis, womit er unter Umständen zu rechnen hat. 
Es wird darüber hinaus auch während der Bera-
tung des Gesetzentwurfes darüber zu sprechen sein, 
ob es sich lohnt oder auch praktikabel ist, eine 
Liste der verfassungsfeindlichen Parteien und Verei-
nigungen für diese Öffentlichkeit aufzustellen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Auch das 
noch! Keine Ahnung von der Verfassung! 

— Weitere Zurufe von der SPD) 

Wer sich als Liberaler auf den Rechtsstaat beruft, 
der weiß, daß die Bestimmtheit der Norm ein we-
sentliches Merkmal des Rechtsstaates ist. Gerade 
der Hinweis auf eine pauschalierende Beurteilung 
trifft dann den Regierungsentwurf selbst, wenn man 
sich vorstellt, daß die Einstellungsbehörde sich 
nicht an der Mitgliedschaft als Tatbestandsmerkmal 
im Gesetz orientieren kann. 

Wenn daher der Herr Bundesinnenminister glaubt, 
der CDU/CSU rechtsstaatliche Bedenken vorhalten 
zu müssen, so muß ich ihn auf einen Schriftsatz 
vom 16. Oktober 1974 des Oberbundesanwalts beim 
Bundesverwaltungsgericht hinweisen. Der Oberbun- 
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desanwalt — eine Dienststelle, die dem Herrn Bun-
desinnenminister untersteht — läßt beim Bundes-
verwaltungsgericht folgendes vortragen, und ich 
zitiere: 

Für die dienstrechtliche Beurteilung, ob von je-
mandem, der einer nicht verbotenen Partei an-
gehört, erwartet werden kann, daß er seinen 
(künftigen) Dienstpflichten genügt, ist bedeut-
sam, ob die betreffende Partei die demokrati-
sche Staatsauffassung des Grundgesetzes zu-
mindest teilweise ablehnt und dies in solcher 
Weise tut, daß die Art ihrer Zielsetzung ihren 
Mitgliedern bewußt sein muß. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, ich darf Sie bitten, auf den Zeitablauf 
zu achten. 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : 
Insofern bietet die bloße Mitgliedschaft zu-
mindest dann einen schwerwiegenden Anhalts-
punkt dafür, daß ein gleichzeitiges positives Be-
kenntnis zur freiheit-demokratischen Grund-
ordnung und ein aktives Eintreten für diese 
fehlen können, wenn die Partei — wie die DKP 
— verlangt, daß sich die Mitglieder in vollem 
Umfang mit dem Parteiprogramm identifizieren 
und sich jederzeit für seine Verwirklichung 
einsetzen. 

Was der Oberbundesanwalt hier ausgeführt hat, ent-
spricht genau unserer Auffassung. Im Unterschied 
zur Regierung hat der Bundesrat daraus die geset-
zestechnische Konsequenz gezogen. 

Auch ein weiteres Argument, das der Herr Bun-
desinnenminister Genscher damals im Bundesrat 
vorgetragen hat, ist nicht stichhaltig. Er meinte, der 
Bezug auf die Mitgliedschaft würde zu einer Blick-
feldverengung führen, die Einstellungsbehörde wür-
de nur auf die Mitgliedschaft starren und Leute 
passieren lassen, die nicht erkennbar organisiert 
sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Dr. Miltner, ich bitte Sie, nunmehr 
zum Ende zu kommen. 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Mir ist gesagt worden, 
daß ich 20 Minuten hätte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, es sind bereits 22 Minuten. Ich habe 
wegen der Zwischenfrage schon eine Minute zuge-
geben. — Bitte! 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Meine Damen und Her-
ren! Wer die Radikalen kennt, weiß, daß die Ge-
fährlichen immer organisiert sind. Revolution kann 
man nur mit einer Organisation machen, und wir 
privilegieren nicht etwa den Verfassungsfeind, der 
keiner Organisation angehört, weil, wie im Regie-
rungsentwurf und im Bundesratsentwurf jeder Ein-
zelfall geprüft wird. 

Meine Damen und Herren, auch darf ich zum 
Schluß sagen, 

(Wehner [SPD] : Sie müssen zum Schluß 
sagen!) 

daß sich der Herr Bundesinnenminister im Gegen-
satz zu seinem Kollegen, dem Herrn Innenminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen, befindet. Er sagt 
in seinen Äußerungen, daß ein Mitglied einer 
Organisation, die verfassungsfeindliche Zielsetzun-
gen hat, zwangsläufig Zweifel hinsichtlich seiner 
Verfassungstreue weckt. 

Meine Damen und Herren, man muß sich am 
Ende fragen, 

(Zuruf von der SPD) 

warum hier diese Unklarkeit im Gesetzentwurf der 
Bundesregierung enthalten ist. Wie außerhalb dieses 
Hauses der Regierungsentwurf charakterisiert wird, 
zeigt diese Stellungnahme des hessischen Landes-
anwalts, in der es heißt: 

Das Bekenntnis zum Vorrang der Treuepflicht 
vor dem Parteienprivileg bleibt im Text und in 
der Gesetzesvorlage ohne schädliche Folgen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege, ich bitte Sie, nunmehr abzuschließen. 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Meine Damen und Her-
ren, in unserer Überzeugung, daß der Bundesrats-
entwurf die einzige konsequente Antwort auf das 
Vordringen der Radikalen im öffentlichen Dienst 
ist — — 

(Wehner [SPD] : Wollen Sie demonstrieren, 
was ein Nichtverfassungsfeind von der 

Verfassung hält?) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege, ich habe Ihnen einige Minuten zu-
sätzlich gegeben. Ich bitte Sie nunmehr, das Redner-
pult zu verlassen. Ich bitte um Verständnis; Sie 
haben Ihre Redezeit wirklich sehr überzogen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Wendig. 

(Marquardt [SPD] : Sie müssen sich mal 
vom Manuskript lösen!) 

Dr. Wendig (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Im Hinblick auf die 
Tagesordnung des Bundestages für heute hatte ich 
mich in dem jetzt allerdings enttäuschten Glauben 
befunden, die heutige Debatte könnte eine Art 
Höhepunkt in dieser Sitzungswoche sein, nämlich 
dann, wenn es gelänge, abseits aller Polemik ein 
Höchstmaß an Übereinstimmung darüber zu bekun-
den, was alle diesen freiheitlichen Staat tragenden 
Parteien verbindet. Dieses Einverständnis muß 
nicht unbedingt darin bestehen, daß die eine Seite 
des Hauses den konkreten Entwurf der anderen 
Seite übernimmt oder umgekehrt. Aber es sollte 
doch, so hatte ich gemeint, deutlich sein und wer-
den, daß bestimmte Grundprinzipien unserer Ver-
fassung, die der Herr Bundesinnenminister eingangs 
noch einmal im einzelnen aufgeführt hat, außerhalb 
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jeder Polemik außer Zweifel stehen, und zwar nicht 
nur als ein verbales Bekenntnis. 

Ich muß allerdings gestehen, daß der Vorsitzende 
der CDU/CSU-Fraktion, Herr Carstens — er ist im 
Augenblick nicht mehr anwesend , das Ergebnis 
der Debatte vorausnehmend — — 

(Rawe [CDU/CSU] : Würden Sie die Freund

-

lichkeit haben, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß auch ein Fraktionsvorsitzender für 
wenige Minuten einen anderen Termin 
wahrnehmen muß? Ihr eigener Fraktions

-

vorsitzender ist auch nicht da!) 

— Das war auch kein Vorwurf. Ich wollte ihn 
anschauen und sah ihn nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, die Chance, Abwesende 
festzustellen, ist größer als die Chance, Anwesende 
festzustellen. 

(Heiterkeit — Rawe [CDU/CSU] : Das sehe 
ich auch so!) 

Dr. Wendig (FDP) : Der Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Fraktion hat allerdings — im übrigen das Er-
gebnis dieser Debatte, die er damals mit seiner 
Rede begann, schon vorwegnehmend — praktisch 
einen Tiefpunkt dieser Debatte gekennzeichnet, die 
sich dann nach oben entwickelt hat. Der Tiefpunkt 
bestand darin, daß er das Zerrbild bestimmter poli-
tischer Verhältnisse gezeichnet und dieses Zerrbild 
gleichzeitig mit bestimmten Erscheinungen verbun-
den hat, die wir alle kennen und ablehnen, um 
dann auf diesen, wie ich es ausdrücken möchte, 
Pappkameraden einzuschlagen, als ob dies das 
wäre, was die Bundesregierung und die sie tragen-
den Fraktionen als Modell eines Staates vertreten. 

Seine Feststellung gipfelte am Ende ohne eine 
nähere Belegung durch irgendwelche tiefgründigen 
Zitate in dem Bild — anders kann man es nicht be-
zeichnen als hätte der Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Fraktion eine völlig andere Vorstellung von 
diesem unserem Staat, als wir sie nach unserem 
Grundgesetz haben müßten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Schäfer [Tübingen] [SPD] : Hat er auch!) 

Ich war trotzdem — ich sagte es schon — ein-
gangs optimistisch, weil bei der Debatte am ver-
gangenen Mittwoch, also vorgestern, bei den Er-
klärungen des Bundesinnenministers und des Bun-
desjuistizministers über die schrecklichen Vorfälle 
in Berlin eine solche Übereinstimmung immerhin 
anzuklingen schien. Es war aber völlig fehl am 
Platze, diese Verhältnisse heute mit in diese De-
batte einzuführen; denn die Erörterung vom Mitt-
woch betraf ein ganz anderes Feld, nämlich das Feld 
der Betätigung einzelner krimineller Gruppen oder 
meinetwegen auch Banden, wie immer Sie es nen-
nen mögen; das ist für mich keine Frage. 

Heute geht es nicht um Kriminalität. Daß Krimi-
nelle, ganz gleich, wie sie ihre Handlungen motivie-
ren, politisch oder anderweitig, nicht in den öffent-
lichen Dienst gehören, bedarf kaum einer Erwäh

-

nung, schon gar nicht einer zusätzlichen gesetzlichen 
Regelung. Heute steht das Fernhalten von Geg-
nern unserer freiheitlichen demokratischen Ordnung 
von dem öffentlichen Dienst zur Diskussion. Dies 
betrifft zwar ein Problem kaum minderen Ranges, 
berührt aber ein anderes Feld. Darüber, daß für 
Gegner unserer freiheitlich-demokratischen Ord-
nung im öffentlichen Dienst kein Platz sein darf, be-
steht, glaube ich dennoch, auf allen Seiten dieses 
Hauses kein Zweifel. Ich möchte dies aber noch ein-
mal festgestellt wissen. 

Ich will zunächst einmal von allen rechts- und 
verfassungspolitischen Problemen dieses Fragen

-

komplexes absehen, die insbesondere mein Kollege 
Dr. Hirsch sehr ausführlich — mit meiner vollen 
Zustimmung — abgehandelt hat. Vorweg nur fol-
gende allgemeine Bemerkung: Die Debatte über die 
Beschäftigung von Gegnern unserer freiheitlich-de-
mokratischen Ordnung im öffentlichen Dienst sollte, 
ganz gleich, welchem der beiden Entwürfe man zu-
neigt — und darüber sind wir uns, glaube ich, einig 
— ohne Polemik geführt werden; denn schließlich 
wird das angestrebte Ziel übereinstimmend in allen 
Fraktionen vertreten. Jegliches Eifertum ist daher 
bei der Betrachtung dieses Gegenstandes fehl am 
Platze, schadet sogar einer sachgerechten Lösung 
dieses Problems. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn man hiervon ausgehen darf, sollte man 
sich doch einiger Dinge bewußt werden — gestat-
ten Sie mir diese kleine Abschweifung —, die im ge-
samtpolitischen Aspekt aber nicht untergehen dür-
fen. Man muß sich auch einmal darauf besinnen, 
daß unsere deutsche Verfassungsgeschichte und na-
türlich auch unsere politische Geschichte in vielem 
anders verlaufen ist als die anderer Staaten und 
Völker. Jedes Volk hat seine eigene Geschichte und 
seine eigenen Erfahrungen. Dies hat aber auch das 
Verhältnis einzelner Gruppen zu ihrem Staat und 
in ihrem Staatsverständnis geprägt. Dies gilt auch 
für die Staatsbürger, die im Dienste des Staates ste-
hen. 

Damit meine ich konkret zweierlei: 1. Die Stellung 
des Staatsdieners in bzw. zu seinem Staat, 2. die 
Umstände, unter denen Demokratie in Deutschland 
Wirklichkeit geworden ist und wie sie sich ent-
wickelt hat. 

Sprechen wir zunächst von der Stellung des 
Staatsbediensteten zu seinem Staat! Das war in den 
monarchistischen Verfassungen bis 1918 die innere 
Bindung des Beamten an den Landesherrn, den Mo-
narchen, auf den hin das Dienst- und Treuever-
hältnis des Beamten absolut ausgerichtet war. Es 
kam nach dem Ersten Weltkrieg der vielleicht nur 
scheinbare Bruch mit der Vergangenheit in einer 
der Verfassung nach demokratischen Republik. Die 
Bindung des Beamten an diesen Staat war indessen 
in weiten Bereichen nur eine formale, so wie sich 
etwa die Reichswehr der Weimarer Zeit als formal

-

loyal verstanden hat und den Staat als eine ab-
strakte, von der jeweiligen inneren Ordnung losge-
löste Größe betrachtete. Dies entsprach zwar nicht 
unbedingt ganz der verfassungsrechtlichen Lage die- 



8988 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 132. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1974 

Dr. Wendig  
ser Zeit und war auch nicht die von allen vertretene 
Meinung; es war dies aber eine Auffassung gegen-
über dem Dienstherrn Staat, die bei formaler 
Loyalität zwar die notwendige Kontinuität der 
inneren Verwaltung gewährleistete, zugleich aber 
auch eine Einstellung war, die diktatorischen Macht-
habern, waren sie erst einmal formal an die Macht 
gekommen, nichts entgegenzusetzen wußte. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Konse

-

quenz!) 

— Ja, ich komme jetzt zur Konsequenz: Der Gesetz-
geber nach 1945 hat aus dieser Erkenntnis den rich-
tigen Schluß gezogen und von den Beamten mehr 
als eine formale Loyalität verlangt, nämlich das 
jederzeitige Eintreten für die freiheitlich-demokra-
tische Ordnung, wie es beispielsweise in § 4 Abs. 1 
Bundesbeamtengesetz enthalten ist, also eine streit-
bare Demokratie mit einer entsprechenden Einstel-
lung des Staatsdieners, des Beamten zu diesem 
Staat. Es wird aktives Handeln des Beamten für die 
Erhaltung und Förderung der freiheitlich-demokra-
tischen Ordnung verlangt. Das ist auch ein Teil 
jener Eignung für den öffentlichen Dienst, von dem 
Art. 33 Abs. 2 des Grundgesetzes spricht. Dies alles 
haben wir vielleicht lange Zeit als allzu selbstver-
ständlich genommen — Herr Kollege Hirsch sprach 
vorhin davon —, ohne uns groß Gedanken darüber 
zu machen, ob bei der Prüfung der Eignungsvoraus-
setzungen auch diese Seite, das Eintreten für die 
freiheitlich-demokratische Ordnung, immer genü-
gend berücksichtigt worden ist. 

Und jetzt bläst uns der Wind in der Bundesrepu-
blik bisweilen etwas schärfer ins Gesicht. Organi-
sationen — wie wir sie nennen wollen — tun sich 
auf, oder Aktivitäten einzelner werden sichtbar, die 
auf eine Beseitigung der freiheitlich-demokrati-
schen Ordnung abzielen, wenn auch ihre zahlenmä-
ßige Bedeutung oft überschätzt wird. 

Hier muß man dann die Frage anschließen: Wie fest 
gegründet ist diese demokratische Ordnung in 
Deutschland wirklich? Sind Wahlergebnisse mit 
denen man also nach außen immer in Erscheinung 
trat, die den sogenannten Radikalen fast stets eine 
Abfuhr erteilten, ein zuverlässiger Wertanzeiger 
dafür, daß hier alles in Ordnung ist? Ist Bonn also 
nicht Weimar? 

Vergessen wir aber bitte nicht, daß die Demo-
kratie in Deutschland stets als Folge eines äußeren 
politischen und militärischen Zusammenbruches zu 
uns gekommen ist — 1918 wie 1945, nach dem Zwei-
ten Weltkrieg gleichzeitig unter der Herrschaft der 
damaligen Besatzungsmächte, verbunden mit dem 
Verlust der nationalen Freiheit! 

War es — so wird man fragen dürfen — bei 
Wahlen immer nur innerste demokratische Über-
zeugung in unserem Lande, wenn es nach dem Elend 
von 1945 langsam besser wurde, wenn sich gar ein 
Wirtschaftswunder abzeichnete, von dem wir heute 
noch zehren? Vielleicht steht die Bewährungsprobe 
der freiheitlich-demokratischen Ordnung in der 
Bundesrepublik Deutschland tatsächlich erst vor 
uns, wenn die inneren Verhältnisse schwieriger wer-
den. 

Wenn ich dies alles auch nur in Form einer Frage 
zur Diskussion stelle, so bitte ich doch zu erkennen, 
daß der Gesetzgeber von den Bediensteten des 
Staates — und zwar von Anfang an; das ist gar kein 
neues Recht; das müssen wir immer wieder her-
vorheben — zu Recht ein Mehr an Einsatz für diese 
Ordnung des Grundgesetzes fordert als von seinen 
anderen Bürgern. 

Dies verpflichtet uns um so mehr, das Verfahren, in 
dem sich die Einstellung von Bewerbern in den öf-
fentlichen Dienst vollzieht, nach strengsten rechts-
staatlichen Regeln vonstatten gehen zu lassen, wie 
sie uns Verfassung und auch politische Erfahrung 
und politische Einsicht — so möchte ich es sagen — 
vorschreiben. Ich sagte es schon: Nach Art. 33 Abs. 2 
des Grundgesetzes hat jeder Deutsche nach seiner 
Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung glei-
chen Zugang zu jedem öffentlichen Amt. Und zur 
Eignung gehört nun einmal nach unseren Gesetzen 
dieses jederzeitige Eintreten für eine freiheitlich

-

demokratische Ordnung. 

Damit hier von Anfang an kein Zweifel besteht 
— ich glaube, das hat auch der Bundesminister des 
Innern zum Ausdruck gebracht —: Ein überzeugter 
Marxist-Leninist bietet beispielsweise die vom Ge-
setz geforderte Gewähr nicht und gehört daher nicht 
in den öffentlichen Dienst. Wie oft soll man das 
wiederholen?! Das kann gar keine Frage sein. Die 
Funktionsfähigkeit unserer Verwaltung und die 
Erhaltung unseres freiheitlichen Rechtsstaates dul-
den keinen Bediensteten solcher Art, ob er nun einer 
Partei angehört oder nicht; das ist hierbei nicht die 
entscheidende Frage. 

Die zweite Frage ist die nach dem Verfahren, von 
dem wir andauernd sprechen, dem Verfahren, in dem 
dies festgestellt wird. Da meinen wir: Sowohl aus 
rechtsstaatlichen als aber auch aus politischen Grün-
den muß sich gerade im Interesse dieser rechtsstaat-
lichen Ordnung das Verfahren in dem freiheitlichen 
Rahmen unseres Rechtsstaates vollziehen, wie es 
notwendig ist. Ich will hier gar nicht näher auf den 
Konflikt zwischen dem Parteienprivileg und dem 
Art. 33 des Grundgesetzes eingehen. Hier gibt es im 
Grunde zwischen den Parteien dieses Bundestages 
gar keinen Konflikt; denn auch der Entwurf der Bun-
desregierung geht, wie schon mehrfach gesagt wor-
den ist, von dem Vorrang des Art. 33 des Grund-
gesetzes aus. 

Man sollte es aber doch wohl vermeiden, in Ge-
setzen mit Rechtsvermutungen zu operieren, statt 
allein darauf abzustellen, daß die Einstellungsbe-
hörde bei ihrer Entscheidung unter Berücksichtigung 
des Einzelfalles an klare Tatsachen gebunden ist, 
aus denen die Entscheidung über die Verfassungs-
treue abzuleiten ist. Dieses ist sowohl im Entwurf 
der Bundesregierung als im Grunde auch in dem des 
Bundesrates festgelegt. 

Und bitte, Herr Miltner, sagen Sie nicht, diese 
Norm sei nicht klar. Dies genügt; es ist für das wei-
tere Verfahren völlig ausreichend. Daß die Einstel-
lungsbehörde die Mitgliedschaft in irgendeiner Par-
tei, Organisation, Vereinigung — oder was Sie wol-
len — praktisch bei der Überprüfung der Verfas-
sungstreue, also in dem technischen Verfahren, mit 
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in den Kreis der Erörterungen einbeziehen wird, ist 
selbstverständlich. Es entspricht einer bisher gülti-
gen und auch durch das Gesetz abgestützten Verfah-
renspraxis, gehört doch aber wohl als Pauschalbe-
stimmung nicht in ein Gesetz. Sie selbst durchbre-
chen dieses pauschale Prinzip — das ist schon mehr-
fach gesagt worden —, indem Sie sagen, daß in der 
Regel die Mitgliedschaft in bestimmten Parteien be-
stimmte Zweifel begründet. Das kann doch wohl nur 
bedeuten, daß im Einzelfall — über die Einzelfall-
prüfung als notwendige Voraussetzung sind wir uns 
ja klar — eine solche Mitgliedschaft für sich nicht 
ausreichen kann. Also auch hier besteht im Prinzip 
kein Unterschied. Herr Maihofer hat das vorhin ge-
sagt. 

Zu Recht stellt der Regierungsentwurf in seiner 
Begründung fest, daß die persönliche politische Ziel-
setzung eines Bewerbers in vollem Umfang der Prü-
fung unterliegt. Dies ist die volle Verwirklichung 
des Grundsatzes, daß nur personenbezogene Gründe 
rechtserheblich sein dürfen. Man sollte nicht, solange 
nach geltendem Verfassungsrecht die Verfassungs-
widrigkeit einer Partei nur durch Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts festgestellt werden kann, in 
einem einfachen Gesetz sozusagen pauschal Fest-
stellungen treffen, wie sie etwa § 122 a Abs. 2 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes in der Fassung des 
Bundesratsentwurfs vorsieht. Wenn dann gesagt 
wird, es handele sich nur um eine Regelung der 
Beweislast, dann muß man dem ganz schlicht ent-
gegenhalten, daß Sie hier die Grundsätze des Zivil-
prozesses auf ein öffentlich-rechtliches Streitverfah-
ren übertragen, in dem bekanntermaßen die Amts-
maxime gilt, mit der Folge, die Herr Innenminister 
Maihofer bei einem „non liquet" genannt hat. 

Der Regierungsentwurf vermeidet diese, wie ich 
meine, sowohl überflüssige wie auch verfassungs-
politisch und verfassungsrechtlich bedenkliche Pra-
xis. Er bietet die Voraussetzung, auf einer gesicher-
ten rechtsstaatlichen Basis das zu erreichen, was wir, 
wenn wir ehrlich sind, im Grunde doch alle wol-
len, nämlich das Fernhalten von Feinden unserer 
freien demokratischen Ordnung vom öffentlichen 
Dienst. 

In der Verfassungstreue werden wir uns jeden-
falls — das darf ich Ihnen, meine Herren von der 
Opposition, sagen — und wird sich auch die Freie 
Demokratische Partei durch nichts und niemand 
übertreffen lassen. Meine Fraktion steht daher voll 
hinter dem Entwurf der Bundesregierung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Professor Dr. 
Schäfer (Tübingen). 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nach den 
Darlegungen des Herrn Innenministers und der Kol-
legen Liedtke, Hirsch, Coppik und Wendig kann ich 
mich sehr kurz fassen. Es geht mir darum, auf drei 
Sachpunkte hinzuweisen. 

Erstens. Im Regierungsentwurf ist richtigerweise 
ausdrücklich die Bestimmung enthalten, daß die 
Ausbildung, d. h. das Grundrecht der freien Berufs-
wahl des Art. 12 des Grundgesetzes nicht durch 
solche Maßnahmen beeinflußt werden darf, insbe-
sondere natürlich dort, wo der Staat praktisch ein 
Ausbildungsmonopol hat. Ich bedaure, daß in dem 
Entwurf des Bundesrats darüber gar nichts gesagt 
ist. Offensichtlich ist manchem auch nicht klar, wie 
stark man da das Grundrecht des Art. 12 tangiert, 
meines Erachtens verletzt. 

Zweitens. Im Entwurf des Bundesrats heißt es: 

... Partei oder sonstige Vereinigung, die ver-
fassungsfeindliche Ziele verfolgt ... 

Das heißt schlicht und einfach, daß die Verwaltungs-
behörde feststellt: Die Partei ist zwar nicht verfas-
sungswidrig, aber sie verfolgt verfassungsfeindliche 
Ziele. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts steht diese Feststellung allein dem 
Bundesverfassungsgericht zu. Und in einem Urteil 
sagt das Bundesverwaltungsgericht ganz ausdrück-
lich: Dies kann auch nicht dadurch umgangen wer-
den, daß man statt gegen die Partei gegen deren 
einzelne Mitglieder vorgeht. 

Drittens. Die Umkehr der Beweislast, auch nur 
der Versuch, diese Umkehr vorzunehmen, ist eines 
Rechtsstaats nicht würdig. 

Im ganzen, meine Damen und Herren, hatte ich 
den enttäuschenden Eindruck, daß Herr Carstens 
als Fraktionsvorsitzender — Herr Miltner hat es 
auf seine Weise noch unterstrichen — keinerlei 
richtige, klare Vorstellung von der politischen Aus-
einandersetzung in einer pluralistischen Gesellschaft 
hat und daß er das Unangenehme mit dem Ver-
fassungsfeindlichen bewußt verwechselt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Vogel 
[Ennepetal] [CDU/CSU] : Das ist eine bös

-

artige Unterstellung, Herr Schäfer, eine 
ganz bösartige Unterstellung!) 

Sie greifen die Jungsozialisten an. Herr Vogel, 
meine Herren, hier hat der Jungsozialist Coppik 
gesprochen, und hier hat der Fraktionsvorsitzende 
der CDU/CSU gesprochen. Lesen Sie beide Reden 
nach! Sie werden erschüttert sein, welche Schluß-
folgerungen Sie aus der Rede von Herrn Carstens 
— auch aus der von Herrn Miltner — ziehen müs-
sen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wenn Sie ehrlich sind, müssen Sie sagen, daß Sie 
sich sehr viel Leichtfertigkeit mit der Art anmaßen, 
wie Sie die Jungsozialisten beurteilen. Er hat sich 
sauber und exakt mit der Aufgabe befaßt, die uns 
heute hier beschäftigt, und deutlicher, glaube ich, 
kann man es gar nicht zum Ausdruck bringen, als 
der Jungsozialist Coppik das hier getan hat. 

Das ging dann bei Herrn Miltner bis zu ollen 
Kamellen aus dem Jahre 1950. Da hat Adenauer 
auch mal eine Liste erfunden, die er nachher ganz 
heimlich, still und leise wieder verschwinden lassen 
mußte, nachdem es ein Bundesverfassungsgericht 
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gab und das Bundesverwaltungsgericht entspre-
chende Entscheidungen getroffen hatte. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Wer war 
denn da Innenminister?) 

Meine Herren, wenn ich bis zu dieser Debatte 
noch der Meinung war, eigentlich bedürfte es eines 
solchen Gesetzes gar nicht, weil sich das aus dem 
Bundesbeamtengesetz selber ergeben müsse, dann 
hat diese Debatte mir gezeigt, daß es notwendig ist 
wegen Meinungen, die hier vertreten werden. 

(Beifall bei der SPD und der SDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Gerlach. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bedaure außerordent-
lich, daß durch die letzten Bemerkungen des Herrn 
Professor Schäfer noch einmal die Methode wach 
geworden ist, uns Unredlichkeit, Panikmache und 
Leichtfertigkeit vorzuwerfen. Diese Methode ist so 
alt, die Platte ist so abgeleiert, daß sie eigentlich 
niemand mehr akzeptiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Habe ich das gesagt?) 

— „Leichtfertigkeit" haben Sie gesagt, Herr Kollege. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Ja, natür

-

lich!) 

Es kann nicht anders sein, als daß Sie bisher ein-
fach nichts anderes erfinden konnten, um Ihren 
eigenen Schwierigkeiten, der tiefen Kluft, die zwi-
schen Ihren eigenen Reihen hindurchgeht, zu begeg-
nen, als diese Methode der Verleumdung der Op-
position. 

Ich erwähne das gegen Ende dieser Debatte be-
sonders, da ich an sich glaubte, einen Fortschritt 
verzeichnen zu können, daß nämlich in diesem 
Hause wenigstens in einer wesentlichen Frage Über-
einstimmung besteht: Radikale haben keinen Platz 
im öffentlichen Dienst. Aber es ist bedauerlich, daß 
schon diese Übereinstimmung in entscheidenden 
Punkten verbal bleibt. 

Wenn für einige Kräfte dieses Parlaments — und 
das muß ich nun einmal sagen — diese Erkenntnis 
auch nur zögernd entstanden ist, weil in den eigenen 
Reihen demokratische und radikale Kräfte nicht 
mehr unterschieden werden konnten, so müßten 
doch spätestens die Ereignisse der jüngsten Zeit 
auch dem letzten Zweifler gewollt oder ungewollt 
die ideologieverträumten Augen geöffnet haben. 
Wer den neudeutschen Begriff von „law and order" 
noch vor kurzem als konservativ, reaktionär und mit 
anderen Worten abgetan hat, muß sich wieder auf 
die längst fällige Rückübersetzung besinnen, näm-
lich Recht und Ordnung; so heißt das wohl. Auch 
und gerade für den öffentlichen Dienst gilt der 
Grundsatz, daß Freiheit ohne Unterordnung unter 
ein gerechtes Gesetz einfach nicht möglich ist. 

Das Zahlenspiel des Herrn Kollegen Liedtke mit 
dem Verfassungsschutzbericht zeigt, wie wenig man  

eigentlich mit dem Inhalt dieses Berichts anfangen 
kann. 

(Lachen und Zuruf von der SPD: Ja, Sie!) 

— Ja, in der Tat, das ist so. Das zeigt insbesondere 
der Hinweis eines anderen Kollegen, daß in Län-
dern, die von der Christlich-Demokratischen oder 
der Christlich-Sozialen Union regiert werden, mehr 
oder mindestens genausoviel Radikale registriert 
werden. Das ist ja gerade das Faktum: daß sie dort 
wenigstens registriert werden — das ist das Ent-
scheidende —, während sie in anderen Bereichen 
einfach nicht mehr zur Kenntnis genommen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Sieglerschmidt? 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Bitte! 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Kollege, wollen Sie 
etwa sagen, daß die Verfassungsschutzbehörden — 
und ich würde gern wissen, ob Ihre Fraktion das 
übernimmt — in den nicht christlich-demokratisch 
regierten Ländern nicht ihre Pflicht getan haben 
und diese Extremisten im öffentlichen Dienst nicht 
genauso festgestellt haben wie in den anderen Län-
dern? 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich 
weiß sehr wohl, wie schwer es die Verfassungs-
schutzbehörden gerade unter dieser Bundesregie-
rung haben, ihre Pflicht zu tun. 

(Zuruf von der SPD: Baden-Württemberg!) 

Ich bin weit entfernt, ihnen einen Vorwurf zu ma-
chen. Ich spreche vom Verfassungsschutzbericht, der 
nicht von diesen Behörden redigiert worden ist, son-
dern der vom Bundesinnenminister vorgelegt wor-
den ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da ist ganz offensichtlich einiges weggelassen wor-
den. 

Der Bundesinnenminister hat in seinem Vorwort 
beispielsweise angeführt — ich zitiere —: 

Der Linksextremismus stellt jedoch trotz ver-
einzelter hochgefährlicher terroristischer Akti-
vitäten innerhalb der sogenannten neuen Lin-
ken keine gegenwärtige Gefahr für die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung dar. 

So steht es in diesem Bericht. Diese Aussage spricht 
nicht nur im Hinblick auf die letzten Ereignisse in 
der Bundesrepublik für die beschönigende Haltung 
dieser Bundesregierung gegenüber allen Fragen des 
Radikalismus zumal die jahrelangen Mahnungen 
der Opposition, nicht zuletzt vor zwei Tagen in die-
sem Haus, als Panikmache verzerrt worden sind, wie 
übrigens auch in einem anderen Bereich, im Bereich 
der Finanzpolitik, wo uns ebenso ganz offensichtlich 
noch die kalte Dusche bevorsteht. 

In diesem Zusammenhang ist noch eine Bemer

-

kung interessant, die der Justizsenator Korber auf 
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der  Wilmersdorf er Kreisdelegiertenversammlung 
auf den Antrag eines Jungsozialisten, einen Partei-
beschluß zum Radikalenerlaß ins Landeswahlpro-
gramm aufzunehmen, als Antwort gegeben hat: 
„Was wollt ihr denn? Das läuft ja alles. Das seht 
ihr doch daran, daß ihr im öffentlichen Dienst seid." 
Ich meine, diese Bemerkung ist bezeichnend. 

Um so mehr ist es zu begrüßen, daß sich sogar 
die Bundesregierung, wenn auch sehr spät, nunmehr 
zu einer Gesetzesinitiative hinsichtlich der Radi-
kalen im öffentlichen Dienst aufgerafft hat, die 
— das sei ebenfalls mit Anerkennung vermerkt — 
durchaus brauchbare Ansatzpunkte in dieser Rich-
tung bietet. Wie die bisherige erste Beratung zu 
den vorliegenden Gesetzentwürfen gezeigt hat, ist 
also wenigstens die Zielsetzung in diesem Hause 
hoffentlich, so möchte ich mir wünschen, nicht nur 
optisch gemeinsam. 

Der Gesetzentwurf des Bundesrats, den die Län-
der Baden-Württemberg und Bayern nach langen 
Vorbereitungen eingebracht haben, verdeutlicht, 
daß es der CDU/CSU auch hier nicht um einen spek-
takulären Schlagabtausch mit den Regierungspar-
teien geht. Allerdings befürchten wir, daß auf die-
sem wichtigen Gebiet festgeschriebenes Recht ent-
stehen könnte, das trotz unserer Mahnungen den ge-
stellten Anforderungen nicht standhält und die Ziel-
setzung zum Teil sogar ins Gegenteil verkehrt. Er-
lauben Sie mir deshalb, die Bedenken meiner Frak-
tion nochmals in aller Kürze zusammenzufassen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Bis jetzt 
ist noch nichts gesagt worden!) 

Der Entwurf der Bundesregierung sieht vor, daß 
in der Begründung einer ablehnenden Entschei-
dung die in der Person eines Bewerbers liegenden 
Umstände festgestellt werden müssen, die gegen 
seine Verfassungstreue sprechen. Damit fordert der 
Entwurf der Bundesregierung die Beweispflicht der 
Einstellungsbehörde. Das ist ein einmaliger Vor-
gang, der den bestehenden Anspruch des Staates 
— ganz im Gegensatz zu Ihrer Meinung, Herr Profes-
sor Schäfer — geradezu in sein Gegenteil verkehrt. 
Darüber hinaus stellt dieses — ich muß schon sa-
gen --- abenteuerliche Ansinnen im Verhältnis zum 
geltenden Recht einen ganz eindeutigen Rück-
schritt dar. Ich habe noch nie gehört, daß die 
Einstellungsbehörde beispielsweise das Abiturzeug-
nis besorgen müsse und ähnliche Dinge. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Nach der bisherigen Rechtslage, nach der Recht-
sprechung und nach der Literatur ist es unbestritten, 
daß jeder Bewerber für den öffentlichen Dienst seine 
Eignungsvoraussetzungen wie Werdegang, Lebens-
lauf und — ich will das noch einmal betonen — 
auch sein Einstehen für die freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung selbst und eigenverantwortlich 
nachweisen muß. Damit kann auch kein Bewer-
ber, wie vielfach behauptet, einer unverschuldeten 
Beweisnot ausgeliefert werden. Beweisnot besteht 
tatsächlich, wenn der Betroffene gegen offenkun-
dige Tatsachen angehen will, deren Gegenteil nicht 
bewiesen werden kann. Man kann natürlich nicht 
Verfassungsfeind sein und gleichzeitig beweisen 

wollen, daß man die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung vertreten wolle. Das geht nicht. In-
soweit entsteht in der Tat eine echte Beweisnot. 

Dem Bewerber werden erfahrungsgemäß, wie wir 
alle wissen, offenkundige Tatsachen entgegenge-
halten, die er durch Beweismittel jederzeit entkräf-
ten kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Schäfer? 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Bitte! 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD) : Herr Gerlach, ist 
Ihnen entgangen, daß der Herr Bundesinnenminister 
sehr richtig dargelegt hat, grundsätzlich müsse da-
von ausgegangen werden, daß jemand die Qualifi-
kation hat, und deshalb werde die Beweislast, 
wenn man Gegengründe vorbringe, umgekehrt? Ich 
nehme an, daß Ihnen solche juristischen Gedanken-
gänge nicht fremd sind. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Mir sind diese 
juristischen Gedankengänge keinesfalls fremd. Aber 
es kann einfach nicht akzeptiert werden, daß die 
Beweislast total ins Gegenteil verkehrt wird. Ich 
habe das schon einmal betont und will das wieder-
holen: Das ist meines Erachtens einfach ein Rück-
schritt. Anderenfalls würde gerade den Verfassungs-
feinden in spektakulärer Weise die Möglichkeit er-
öffnet, unseren Staat bei jeder Einzelperson des Be-
werberkreises in eine unlösbare Beweisnot zu trei-
ben. Daran ändern — das muß ich hinzufügen — 
auch die heutigen Ausführungen des Ministers Mai-
hofer nichts, der sich irreführend und schlecht be-
raten, so meine ich, auf den Amtsermittlungsgrund-
satz im Verwaltungsrecht beruft. Richtig an dem auf-
gezeigten Zerrbild war lediglich, daß der Dienstherr 
verpflichtet ist, jeden Einzelfall gewissenhaft zu 
prüfen. Es kann also nicht von einer Begrenzung der 
Rechte und gleichzeitiger einseitiger Aufbürdung 
der Beweislast auf den Bewerber die Rede sein. 

Ich habe bislang auch kein einziges Argument 
gehört, das stichhaltig belegen könnte, warum be-
gründete Zweifel an der Verfassungstreue eines Be-
werbers künftig für eine Ablehnung nicht mehr aus-
reichen sollten. In der Praxis bedeutet dies, daß ein 
Anwärter selbst dann eingestellt werden muß, wenn 
sich im Verlaufe des Einstellungsverfahrens die 
Zweifel an seiner Verfassungstreue verstärken, ohne 
daß ein unangreifbarer Nachweis seiner Verfas-
sungsfeindlichkeit geführt werden kann, wie der 
Fall Guillaume ja ganz deutlich kennzeichnet. Schon 
heute aber muß nach dem geltenden Beamtenrecht 
jeder Bewerber für den öffentlichen Dienst nachwei-
sen, daß er die Voraussetzungen für die Übernahme 
in das Beamtenverhältnis, also auch hinsichtlich der 
Treue zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
erfüllt. So wie die Bundesregierung kann man daher 
eine Reform dienstrechtlicher Vorschriften nicht ge-
stalten. Der Regierung und den Koalitionsparteien 
sei der gute Wille zwar nicht abgesprochen, aber das 
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Ergebnis ist jedenfalls eine Schlechterstellung des 
schutzwürdigen Bereiches. 

Nach dem Regierungsentwurf würde es nicht mehr 
genügen, dem Bewerber nachzuweisen, daß er Mit-
glied einer Partei oder Organisation mit verfassungs-
feindlicher Zielsetzung ist. Diese Thematik wurde 
heute mehrmals angesprochen. Ich möchte dazu noch 
folgendes sagen. Damit könnten aus der Mitglied-
schaft allein keine ausreichenden negativen Schlüsse 
für eine ablehnende Entscheidung gezogen werden. 
Ich bedaure, daß man in diesem Hause hinsichtlich 
des Wesens von radikalen Parteien noch betonen 
muß, daß diese von ihren Mitgliedern gerade einen 
besonders aktiven Einsatz für die radikalen Partei-
ziele fordern. Diejenigen, die einer solchen Partei 
beitreten, wissen, daß es sich nicht um einer Mit-
läuferpartei handelt, sondern daß an sie nicht nur 
hinsichtlich des Bekenntnisses, sondern auch des 
Engagements — sogar im militanten Bereich — An-
forderungen gestellt werden. Diejenigen unter uns, 
die die entsprechenden Programme der rechts- und 
linksradikalen Parteien und Organisationen gelesen 
haben, werden wissen, daß schon die Mitgliedschaft 
Klarheit über die Übereinstimmung mit den Zielen 
der Partei oder der Organisation gibt. Gestatten Sie 
mir nur ein kurzes Zitat aus den Statuten der 
DKP vom 12./13. April 1969. Dort heißt es: 

Das Mitglied hat die Pflicht, sich für die Ver-
wirklichung der beschlossenen Politik einzuset-
zen und sie im gesellschaftlichen Leben aktiv zu 
vertreten. 

Nach dem Regierungsentwurf aber müßten Mitglie-
der von solchen Parteien und Organisationen mit 
verfassungsfeindlichen Zielsetzungen in den öffent-
lichen Dienst übernommen werden, wenn ihnen 
aus Unkenntnis oder Informationsmangel im Augen-
blick der Einstellung keine verfassungsfeindlichen 
Aktivitäten nachgewiesen werden können. Auch 
hier wird unsere gemeinsame Zielsetzung, so meine 
ich, ins Gegenteil verkehrt, weil sich pseudodemo-
kratischer Formalismus der Blockparteien zum To-
tengräber der Gesellschaft degeneriert. 

Es muß an dieser Stelle einmal festgesetllt wer-
den, daß die Äußerung des Landesgruppenvorsit-
zenden der CSU, Stücklen, richtig ist, daß den Ver-
fassungsfeinden dann Tür und Tor geöffnet wird. 
Ich muß auch darauf hinweisen, daß es Verdeut-
lichungen in dieser Frage gibt. Die Juso-Vorsitzende 
erklärt in einem Interview beispielsweise: 

Im übrigen bin ich der Meinung, daß gerade die 
Angehörigen der DKP relativ treue Staatsdiener 
sein werden. 

Dem ist kein Kommentar hinzuzufügen. Diese Frage 
werden wir, so glaube ich, im Ausschuß noch sehr 
intensiv diskutieren müssen. 

Weiterhin erscheint es mir suspekt, daß der Re-
gierungsentwurf lediglich den schlagwortartigen 
Begriff der Verfassungstreue benutzt. Ich weise dar-
auf hin, daß Zitate aus Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts natürlich nicht aus dem Gesamt-
zusammenhang herausgerissen werden dürfen und 
daß man hier jeweils auch sagen muß, welchen Fall 

die Entscheidung betrifft. Dieser Begriff der Verfas-
sungstreue mag in Diskussionen als Hilfestellung an-
gebracht sein, nicht jedoch in einem Gesetz, das 
sich am Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land messen lassen muß. 

Der von uns vertretene Entwurf konkretisiert dies 
verfassungskonform mit dem Begriff des Eintretens 
für die freiheitlich-demokratische Grundordnung. 
Dadurch ist unverzichtbar sichergestellt, daß der 
Bewerber für den öffentlichen Dienst nicht bloß 
auf dem Boden jeder durch Änderung denkbaren 
Verfassung oder Ermächtigung stehen muß. Die 
schlagwortartige Kurzform „Verfassungstreue" stellt 
nicht eindeutig genug heraus, daß sich dies nicht auf 
jede beliebige — wie auch immer zustande gekom-
mene — Verfassung beziehen kann. Beziehungs-
punkt ist einzig und allein die freiheitlich-demo-
kratische Verfassung, die dieser Staat hat und die 
wir ja ständig fortentwickeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir gehen also davon aus, daß die jetzige Form 
des Grundgesetzes und insbesondere der Grund-
rechte maßgebend ist. Es soll niemandem unterstellt 
werden, daß die vorgeschlagene, den bisherigen Ge-
setzen fremde Formulierung der einfachen Verfas-
sungstreue eine gesellschaftsverändernde Hintertür 
offenhalten soll; es ist aber, gerade im Beamtenrecht, 
schon gewachsene Tradition, die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung als Wertmaßstab unseres 
Staates und insbesondere der Treuepflicht im öffent-
lichen Dienst zu erhalten. Gerade auf diese Treue-
pflicht können wir im übrigen im Hinblick auf die 
Finanzlage, die zur Zeit vorherrscht, vielleicht schon 
in der nächsten Zukunft sehr stark angewiesen sein. 

In solchen grundlegenden Fragen geht es nicht um 
redaktionelle, sondern um grundsätzliche Meinungs-
verschiedenheiten. Die Bundesregierung ist aufge-
fordert, diese unmißverständlich auszuräumen, wenn 
sie sich nicht dem Verdacht einer weiteren Verwäs-
serung der Bedeutung des Grundgesetzes aussetzen 
will. 

Weiterhin beinhaltet der Entwurf der Bundes-
regierung einen uneingeschränkten Anspruch auf 
Zulassung zu einer Ausbildung, die in einem öffent-
lich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis abzuleisten 
ist. Ich will hierzu nur einige Sätze sagen, weil das 
heute nicht erwähnt worden ist. Diese Regelung 
ist meiner Fraktion zu weitgehend und auch nur 
scheinbar richtig. Vertretbar erscheint sie nur inso-
weit, als eine Ausbildung für einen Beruf außerhalb 
des öffentlichen Dienstes in einem Beamtenverhält-
nis notwendig ist — wie z. B. bei den Rechtsrefe-
rendaren, die später Rechtsanwälte werden wollen. 
Und auch in diesem Falle erleben wir durch das 
Geschehen der letzten Tage, wie selbst das proble-
matisch werden kann. 

Die Formulierung der Bundesregierung trifft aber 
darüber hinaus u. a. auch auf Lehramtsanwärter, auf 
Steuerbeamtenanwärter und auf Rechtspflegeran-
wärter zu. Insoweit erscheint es unverständlich, daß 
nach dem Willen der Bundesregierung selbst An-
archisten und Chaoten dann in ein solches Ausbil- 
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dungsverhältnis übernommen werden müßten. Diese 
Lösung hat letztlich zur Folge, daß die Bundesrepu-
plik Deutschland die eigenen Verfassungsfeinde auch 
noch mit Steuermitteln ausbildet. Die Bundesregie-
rung und die sie tragenden Koalitionsparteien seien 
deshalb mit allem Ernst gefragt, ob dies im Sinne 
ihrer Politik ist und sein kann. 

Zu dem breiten Fächer der schon aufgezeigten 
Unzulänglichkeiten des Regierungsentwurfs gesellt 
sich nach Ansicht meiner Fraktion noch eine weitere 
unverständliche Fehlleistung: die Frage des Gel-
tungsbereichs der vorgesehenen gesetzlichen Rege-
lung, die heute nur einmal am Rande angesprochen 
worden ist. 

Schon mit dem Beschluß des damaligen Bundes-
kanzlers und der Ministerpräsidenten der Länder 
vom 28. Januar 1972 mußten wir die Erfahrung ma-
chen, daß er von den verschiedenen Dienstherren 
nicht einheitlich praktiziert wurde und wird, obwohl 
er in klaren und unmißverständlichen Formulierun-
gen das zum Inhalt hat, was auf Grund unserer 
Verfassung und der geltenden Gesetze seit jeher 
für Rechtens erachtet worden ist. Einige Diensther-
ren waren und sind also offensichtlich nicht ge-
willt, diesen Beschluß so zu vollziehen, wie es die 
geltenden verfassungsrechtlichen und beamtenrecht-
lichen Vorschriften fordern. Aus diesem Grunde 
muß endlich eine Regelung geschaffen werden, die 
unmittelbar für alle Dienstherren gilt. 

Hier ist daran zu erinnern, daß dies offensichtlich 
auch einmal die Absicht des vormaligen Bundes-
kanzlers gewesen ist, der im Kanzlergespräch vom 
20. September 1973 angekündigt hatte, es sei das 
Ziel der Bundesregierung, durch eine gesetzliche Re-
gelung eine einheitliche Praxis bei allen Diensther-
ren zu erreichen. Dies scheint bei der Bundesregie-
rung in Vergessenheit geraten zu sein, denn der 
Entwurf der Bundesregierung sieht lediglich eine 
Änderung des § 4 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
vor, und dies gilt dann wieder nicht für die Länder 
unmittelbar; diese werden verpflichtet, ihre Landes-
gesetze entsprechend zu ändern. Es besteht also die 
Gefahr, daß in verschiedenen Bundesländern und in 
einigen Landesparlamenten wiederum eine poli-
tische Auseinandersetzung über den Inhalt der ge-
setzlichen Rahmenregelung heraufbeschworen wird. 

Trotz der geschilderten Erfahrungen mit dem Be-
schluß der Regierungschefs des Bundes und der Län-
der vom 28. Januar 1972 soll diesem Hause also 
zugemutet werden, einen Gesetzentwurf zu verab-
schieden, der eine einheitliche Anwendung wieder-
um nicht garantieren würde. Deshalb sieht der Ent-
wurf des Bundesrats eine Änderung des Beamten-
rechtsrahmengesetzes in der Weise vor, daß die 
neue gesetzliche Bestimmung unmittelbar und ein-
heitlich für alle Dienstherren gelten soll. 

Meine Damen und Herren, ich fasse nochmals kurz 
zusammen. 

(Wehner [SPD] : Immer nochmal! — Dr. 
Schäfer [Tübingen] [SPD] : Noch einmal? Das 

haben Sie doch vorher schon getan!) 

— Entschuldigen Sie, Professor Schäfer, Sie werden 
es, glaube ich, meiner eigenen parlamentarischen 
Tätigkeit überlassen, was ich zusammenfasse. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Ich habe nur 
gesagt: Das haben Sie doch schon getan!) 

— Das scheint Ihnen etwas unangenehm zu sein. 
Um so freudiger werde ich diese Zusammenfassung 
noch erledigen können. 

Erstens. In Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht muß es zu Lasten eines Bewerbers gehen, 
wenn Zweifel hinsichtlich seines Eintretens für die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung bestehen-
bleiben. Dabei müssen Zweifel für eine ablehnende 
Entscheidung ausreichen. 

Zweitens. Die bloße Mitgliedschaft in einer ver-
fassungsfeindlichen Partei oder sonstigen Vereini-
gung begründet Zweifel an der Haltung des Be-
werbers zur freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung, die im Regelfall ausreichen, um einen Bewer-
ber abzulehnen. 

Drittens. Der Gesetzentwurf darf sich nicht die 
vereinfachte Formel der Verfassungstreue zu eigen 
machen, sondern muß unzweideutig und ausdrück-
lich auch für den öffentlichen Dienst den Schutz 
der freiheitlich-demokratischen Grundordnung bein-
halten. 

Viertens. Auch bei Beamten auf Widerruf, die in 
einem Ausbildungsverhältnis stehen, kann auf die 
Pflicht zum Eintreten für die freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung nicht grundsätzlich verzichtet 
werden. Wir werden im Ausschuß noch die Frage 
debattieren müssen, was das in der Regel heißt. Sie 
wissen ganz genau, welche ganz speziellen Fälle da-
mit nur gemeint sein können. 

Fünftens. Die gesetzliche Regelung muß unmittel-
bar für die öffentlich-rechtlichen Dienstherren gel-
ten. 

Die von meiner Fraktion aufgestellten Forderun-
gen und die damit verbundene Kritik am Regie-
rungsentwurf haben keinerlei parteipolitische Hin-
tergründe und stellen auch keine juristisch-politi-
schen Spitzfindigkeiten dar. Ich habe Anlaß, das 
noch einmal eindeutig zu erklären. Es geht uns um 
unverzichtbare Grundsätze unserer freiheitlichen 
Demokratie. Wie schon oft — allzu oft leider un-
gehört — warnen wir als Opposition die Bundes-
regierung und die Koalitionsparteien vor weiteren 
unüberlegten Schritten. Der Entwurf der Regierung 
vermag die Gefahr nicht hinreichend zu beseitigen, 
daß in Zukunft weiterhin Mitglieder verfassungs-
feindlicher Parteien und Organisationen ungestört 
unsere Kinder unterrichten, im Namen des Volkes 
Recht sprechen und ihnen die Sicherheit der Bürger 
anvertraut wird. Wer das nicht sieht, erniedrigt den 
Staatsdienst zu einer pensionsberechtigten Pfründe 
von Parteibuchbeamten, die nicht nur die Kuh mel-
ken, sondern sie im Endergebnis auch noch auffres-
sen wollen. 

Der Entwurf des Bundesrates trägt den hohen 
Anforderungen Rechnung, die hier durch das 
Grundgesetz an den Gesetzgeber gestellt sind. Es 
würde der Glaubwürdigkeit der Bundesregierung 
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und der von SPD und FDP gut anstehen, wenn sie 
wenigstens bei solchen grundlegenden Fragen zu 
ernsthafter Gemeinsamkeit bereit wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Frau Abgeordnete Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte zu Anfang auf ein 
mir sehr gefährlich erscheinendes Argument von 
Herrn Gerlach eingehen, der meinte, man könne 
nicht so ohne weiteres unterschreiben, daß die Zu-
lassung zu einer Ausbildung, die in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnis als Ausbildungs-
verhältnis abzuleisten ist, auch weiterhin zu ge-
währleisten sei. Er hat bei der Gelegenheit den 
Satz geprägt, es könne wohl nicht angehen, daß 
Verfassungsfeinde auch noch aus Steuermitteln 
ausgebildet würden. Ich hoffe nicht, daß daraus der 
Schluß zulässig ist, wir hätten irgendwann einmal 
darüber nachzudenken, ob man Verfassungsfeinden 
nicht vielleicht bereits den Eingang in unsere Hoch-
schulen abschlagen sollte. 

(Zuruf von der SPD: Die wollen doch kon

-

sequent sein!) 

Herr Carstens und Herr Miltner haben auf die 
Hamburger Aussagen der FDP hingewiesen. Ich 
möchte den Versuch machen — wenngleich wir das 
schon häufig an anderer Stelle versucht haben —, 
unsere differenzierte Meinung noch einmal darzu-
legen, die sich übrigens in Übereinstimmung be-
findet mit der Meinung der Bundespartei. Ich gehe 
von der Hoffnung aus, daß man irgendwann einmal 
auch selbst bereit ist, eine solche differenzierte 
Haltung mit zu vollziehen. 

Meine Damen und Herren, die FDP hat es sich in 
der Vergangenheit bei der Diskussion um dieses 
Thema nicht leicht gemacht. Am Ende einer langen 
innerparteilichen Auseinandersetzung stand ein 
Bundesparteitagsbeschluß im November 1973. Es 
galt für uns, einen Weg zu finden, der geeignet ist, 
unseren freiheitlichen Rechtsstaat mit einem 
Höchstmaß an Rechtsstaatlichkeit zu verteidigen. 
Es war darüber hinaus unsere Absicht, die be-
stehenden Beamtengesetze zu ergänzen, um deren 
eindeutige und einheitliche rechtsstaatliche Hand-
habung sicherzustellen. Die Änderungen sollen un-
serer Meinung nach vor allem erreichen, daß die 
Einstellungsentscheidungen in einem fairen Ver-
fahren ohne Willkür und ohne Verwertung nicht 
nachprüfbarer Vorwürfe oder pauschaler Vorurteile 
getroffen werden. Daraus folgt, daß auch die Mit-
gliedschaft oder Funktionärseigenschaft in einer 
Partei oder Organisation nicht von der Notwendig-
keit entbindet, daß im Falle einer Ablehnung des 
Bewerbers konkret festgestellt werden muß, daß 
sich der Bewerber als Person verfassungs-
feindlich verhält. Rechtsstaatlichkeit erfordert auch, 
daß die Beweislast für eine verfassungsfeindliche 
Betätigung des Bewerbers bei der Behörde liegt. 
Der Bewerber hat einen Anspruch darauf, daß die 
Ablehnung der Einstellung schriftlich zu begründen  

ist, und sie darf nur auf gerichtsverwertbare Tat-
sachen gestützt werden. 

Im Spannungsfeld von Parteienprivileg und Treue-
pflicht kann unserer Meinung nach die Antwort nur 
lauten — ich will noch einmal das wiederholen, was 
Herr Hirsch hier gesagt hat —: Natürlich darf sich 
niemand auf seine Parteizugehörigkeit berufen, um 
vor dem Vorwurf geschützt zu sein, daß er nicht die 
Gewähr dafür bietet, jederzeit für die freiheitlich-
demokratische Grundordnung einzutreten. Das gilt 
auch für Mitglieder der hier im Bundestag vertrete-
nen Parteien. 

Andererseits haben wir aber ebensowenig das 
Recht, pauschal allen Mitgliedern einer nicht verbo-
tenen Partei oder Organisation den Vorwurf zu ma-
chen, daß sie nicht die Gewähr dafür bieten, jeder-
zeit für die freiheitlich-demokratische Grundordnung 
einzutreten. Aus Gründen politischer Opportunität 
wird kein Verbotsantrag z. B. gegen die DKP ge-
stellt. Eine Politik, die Gruppen schont, die einzelne 
Mitglieder dieser Gruppen aber pauschal angreift, 
kann ein liberaler Politiker nicht unterstützen. Dar-
aus folgt, daß sich ein Gesetz nur auf in der Person 
des Bewerbers liegende Gründe für die Ablehnung 
berufen darf, so wie es der Entwurf der Bundesre-
gierung tut. 

Meine Damen und Herren, die Hamburger Koali-
tionsparteien haben sich während ihrer Koalitions-
verhandlungen darauf geeinigt, bei der Einstellung 
von Bewerbern in den öffentlichen Dienst bereits 
nach dem Regierungsentwurf zu verfahren. Der 
Hamburger Senat hat daraufhin eine sehr gewissen-
hafte Einzelfallprüfung eingeführt. Einzelfallprüfung 
bedeutet aber auch die Chance eines positiven Vo-
tums zugunsten des Bewerbers, und Einzelfallprü-
fung bedeutet ebenfalls, daß im Rahmen des Ermes-
sensspielraums von den Prüfenden unterschiedlich 
votiert werden kann. Beides ist in Hamburg in eini-
gen wenigen Fällen eingetreten. Wir mußten aber 
die bittere Erfahrung machen, daß man unseren mit 
dieser Frage befaßten Senatoren, die ein positives 
Votum abgaben, und meiner ganzen Partei in un-
geheuerlicher Weise unterstellte, Tor und Tür für 
Verfassungsfeinde zu öffnen. Dies ist durch die Ham-
burger Opposition geschehen, und, wie wir heute 
hören konnten, ist das gleiche Wort im Zusammen-
hang mit dem Entwurf der Bundesregierung gefal-
len. Ich mache kein Hehl daraus, daß ein solches 
Verhalten meiner Meinung nach eher geeignet ist, 
unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung zu 
gefährden, als die beiden Bewerber, die eingestellt 
werden sollten. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Ein Zweites ist bedenklich: Die Tatsache, daß man 
Gefahr läuft, bei einem positiven Votum des Einzel-
falls in den gleichen Topf mit Verfassungsfeinden 
geschüttet zu werden, führt nicht nur die Einzelfall-
prüfung ad absurdum, sondern sie führt auch unse-
ren Rechtsstaat ad absurdum. 

Meine Damen und Herren, ich will an dieser Stelle 
nicht verschweigen, daß es bei der Handhabung des 
Regierungsentwurfs zu unterschiedlichen Auffassun- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 132. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1974 	8995 

Frau Schuchardt 
gen zwischen den Koalitionspartnern in Hamburg 
gekommen ist. 

(Berger [CDU/CSU] : Das ist bekannt!) 

Während die SPD in Hamburg der Auffassung ist, 
daß zusätzlich zur Mitgliedschaft und Funktionärs-
eigenschaft entlastende Tatsachen aufgeführt wer-
den müßten, um zur Einstellung zu kommen, hat 
meine Partei in Hamburg die Auffassung unseres 
Bundesparteitagsbeschlusses vertreten, daß über die 
Mitgliedschaft und Funktionärseigenschaft hinaus 
in der Person des Bewerbers begründete belastende 
Tatsachen hinzukommen müssen. Hier hoffen wir, 
daß sich der Gesetzgeber mehrheitlich unserer Inter-
pretation anschließt. 

Wir haben im Rahmen der Auseinandersetzungen 
um die Behandlung dieser Frage gerade in Hamburg 
in unserem Landesausschuß einen Beschluß gefaßt, 
der zum Aufhänger genommen wurde, uns Kumpa-
nei mit Kommunisten oder Volksfrontpolitik vorzu-
werfen. Ich will gerne zugeben, daß die Formulie-
rung zu Mißinterpretationen Anlaß gab. Was woll-
ten wir aber ausdrücken? Erstens wollten wir noch 
einmal unsere von mir bereits beschriebene Auffas-
sung unterstreichen, und zweitens haben wir festge-
stellt, daß wir unsere Befürchtungen bereits bestätigt 
sehen, daß die Anwendung des Extremistenbeschlus-
ses sich nicht ausschließlich gegen die Feinde der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung richtet, 
sondern in CDU- und CSU-regierten Ländern leider 
auch bereits gegen kritische Demokraten. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Hört! Hört!) 

Wenn wir in diesem Zusammenhang außer Sozial-
demokraten und Liberalen auch Kommunisten ange-
sprochen haben, so nicht deshalb, weil wir sie für 
kritische Demokraten halten, sondern weil wir es 
nicht ausschließen können und wollen, daß unter 
ihnen auch kritische Demokraten sind, oder, um mit 
den Worten des Zweiten Bürgermeisters von Ham-
burg zu sprechen: „Daß jemand im Verfolg poli-
tischer Auseinandersetzungen sich irrtümlich an eine 
verkehrte Front begibt, wäre nicht das erstemal in 
der Geschichte unseres Landes." Wenn in diesem 
Zusammenhang Christdemokraten nicht genannt 
wurden, so nicht deshalb, weil wir sie nicht für kri-
tische Demokraten halten, sondern weil uns Gott sei 
Dank noch kein Fall bekannt ist, wo auch ein Christ-
demokrat auf Grund von Extremistenerlassen abge-
lehnt wurde. 

Wir haben dies schon häufig aufzuklären versucht. 
Wie wenig ernst auch die CDU in Hamburg ihre An-
griffe gegen uns selber nimmt, sieht man daran, daß 
sie, die sie uns im Wahlkampf noch als Kommunisten 
bezeichnete, uns schon in der Wahlnacht vorschlug, 
doch gemeinsam einen Hamburger Senat zu bilden. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Liedtke [SPD]: 
Das käme in Bayern nie vor!) 

Die schlimme Erfahrung, die wir zur Zeit machen, 
ist nur, daß mit derartiger Diffamierung nicht nur 
Wahlen entschieden, sondern auch gewonnen wer-
den. Ich hoffe, daß unsere Demokratie stark genug 
ist, sich gegen solche Methoden durchzusetzen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat hat Ihnen Überweisungsvor-
schläge in der Tagesordnung aufgeführt. Weitere 
Anträge werden nicht gestellt. — Ich sehe und höre 
kein Widerspruch. Dann sind die beiden Vorlagen 
entsprechend den Überweisungsvorschlägen des 
Ältestenrates überwiesen. 

Ich rufe Punkt 25 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Vogel (Ennepetal), Berger, Dr. Miltner, Dr. 
h. c. Wagner (Günzburg), Erhard (Bad Schwal-
bach), de Terra und der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zum Ausbau des Beteiligungsverfahrens im 
Beamten-, Richter- und Soldatenrecht 

— Drucksache 7/1975 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Verteidigungsausschuß 

Zur Begründung hat das Wort der Herr Abgeord-
nete Berger. 

Berger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Vor anderthalb Jahren wurde 
ein teures und gründliches Gutachten von der „Stu-
dienkommission für die Reform des öffentlichen 
Dienstes" erstellt. Es liegt seit dieser Zeit auf dem 
Tisch. Das Gutachten enthält ein ganzes Bündel sehr 
vernünftiger Vorschläge, die nicht den Umsturz, son-
dern eine moderne und effektive Fortentwicklung 
unseres Systems des öffentlichen Dienstes zum Ziel 
haben. Alle demokratischen Parteien und alle Frak-
tionen dieses Hauses haben das Gutachten bei sei-
ner Veröffentlichung begrüßt, aber verwirklicht ist 
von den Vorschlägen bisher nichts. Ich frage mich, ob 
diese schleppende Behandlung vielleicht heute die 
Strafe für den ist, der, anstatt Systemveränderung zu 
predigen, mit praktischer Vernunft arbeitet. 

An den Anfang seiner Vorschläge stellt das Gut-
achten sehr betont den Ausbau eines Instruments, 
das im Grundsatz schon das Bundesbeamtengesetz 
im Jahre 1953 eingeführt hat: den Ausbau der offi-
ziellen Beteiligung der gewerkschaftlichen Spitzen-
organisationen des öffentlichen Dienstes bei der 
Vorbereitung von Gesetz- und Verordnungsentwür-
fen und von sonstigen allgemeinen Regelungen im 
Bereich des öffentlichen Dienstrechts. Die Verwirk-
lichung dieses Vorschlages als erster Schritt soll 
dazu führen, daß die weiteren Schritte der Neu-
ordnung bereits nach dem erweiterten Beteiligungs-
verfahren mit den Spitzenorganisationen ausdisku-
tiert werden können. 

Die Fraktion der CDU/CSU hält diesen Vorschlag 
und seine Begründung für überzeugend. Sie hat des-
halb den Ihnen vorliegenden Entwurf eines Gesetzes 
zum Ausbau des Beteiligungsverfahrens im Be-
amten-, Richter- und Soldatenrecht eingebracht, 
durch den sie das bisherige Beteiligungsverfahren 
entsprechend den nunmehr 20jährigen Erfahrungen 
und entsprechend dem Vorschlag der Studienkom- 
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mission ausbauen und institutionell stärker veran-
kern will. Die Bundesregierung soll insbesondere 
verpflichtet werden zu regelmäßigen Gesprächen, 
gegebenenfalls auch zu Ad-hoc-Gesprächen mit den 
Spitzenorganisationen des öffentlichen Dienstes, zu 
einem näher festgelegten Verfahren der Beteiligung 
bei der Vorbereitung von Gesetzes- und anderen 
Entwürfen dienstrechtlichen Inhalts sowie zur Mit-
teilung von offengebliebenen Vorschlägen der Spit-
zenorganisationen an den Bundestag und den Bun-
desrat. Die Regelung soll ausdrücklich in das Rich-
ter- und in das Soldatenrecht übernommen werden. 

In diesen Vorschlägen sehe ich eine ausgewogene 
und eigenständige, den Besonderheiten des Beam

-

ten-, Richter- und Soldatenverhältnisses gerecht wer-
dende Form eines frühzeitigen Interessenausgleichs 
im Vorfeld des Parlaments, ohne daß die Entschei-
dungsfreiheit des Parlaments berührt wird. Zusam-
men mit Vorschlägen für klare Berechnungsgrund-
lagen bei den laufenden Besoldungsanpassungen 
halte ich diesen Entwurf für die konstruktive Alter-
native zu Tarifvertrags- und Streikrechten der Be-
amten, der Richter oder gar der Soldaten, d. h. für 
die konstruktive Alternative zu Lösungen, welche 
sämtlich verfassungsrechtlich unzulässig und poli-
tisch abzulehnen wären. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß bedarf es 
noch eines kritischen Wortes zu dem bisherigen 
schleppenden Vorgehen auf seiten der Regierung 
und der Regierungskoalition. Bereits in den Bera-
tungen über das Bundespersonalvertretungsgesetz 
im vergangenen Jahr hatte meine Fraktion angeregt, 
als zusätzlichen Artikel des Gesetzes den Ausbau 
des Beteiligungsverfahrens einzuführen. Wir brach-
ten schließlich ausdrücklich einen entsprechenden 
Änderungsantrag hier im Plenum ein. Damals wi-
dersprachen Sie, meine Damen und Herren von den 
Koalitionsfraktionen — Koalitionsfraktion kann ich 
nur noch sagen, da von der FDP keiner mehr anwe-
send ist —, diesem Änderungsantrag — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Herr Kollege, Sie irren sich! 

Berger (CDU/CSU) : Ich sehe auf den Bänken nie-
mand, nur einige an der „Klagemauer". 

(Heiterkeit) 

Damals widersprachen Sie, meine Damen und Her-
ren von der SPD, diesem Änderungsantrag nicht aus 
sachlichen Gründen, sondern allein aus systemati-
schen Gründen. Ein entsprechender eigener Gesetz-
entwurf der Regierung wurde angekündigt, kam 
aber nicht. Als wir daraufhin im April dieses Jahres 
— unsere Drucksache trägt das Datum des 8 . April 
dieses Jahres — den Entwurf erneut, diesmal als be-
sonderen Gesetzentwurf einbrachten, wurde wieder 
ein Regierungsentwurf in Aussicht gestellt. Herr 
Minister Maihofer hat das Wort „In wenigen Wo-
chen wird ein Entwurf vorliegen" nicht eingelöst; 
diese „wenigen Wochen" weiten sich zu immer 
größeren Zeitabschnitten aus, ohne daß eine Ent-
scheidung erfolgt. Tatsächlich ist bis heute außer 
einem vor längerer Zeit versandten unverbindlichen 

Referentenentwurf kein Vorschlag der Regierung 
bekannt. 

Ich frage noch einmal nach dem sachlichen oder 
unsachlichen Grund dieser Verzögerung. Daß es 
auch viel schneller gehen kann, hat nämlich das 
Land Rheinland-Pfalz bewiesen. Dort ist eine ent-
sprechende Regelung für den Landesbereich schon 
seit Februar dieses Jahres Gesetz. 

Nach dem bisherigen Ablauf erscheint es mir rich-
tig, daß die erste Lesung des CDU/CSU-Gesetzent-
wurfs heute endlich stattfindet und daß wir auf den 
angekündigten Regierungsentwurf nicht noch länger 
gewartet haben. Da wir uns in der Sache nach allen 
Erklärungen, die ich gehört habe — ich hoffe, daß 
Herr Kollege Pensky eine solche nach mir abgeben 
wird —, weitgehend einig sind, möchte ich den Kol-
leginnen und Kollegen der Koalitionsfraktionen vor-
schlagen, auch in den Ausschüssen so zu verfahren 
und die Beratung zügig auf der Grundlage des vor-
liegenden CDU/CSU-Gesetzentwurfs vorzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Pensky. 

Pensky (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Berger, 
Sie haben hier die Regierung beschimpft. Aber ich 
denke doch, daß es mir gelingen wird, darzutun, daß 
es so nicht im Raum stehenbleiben kann. 

Der Gesetzentwurf der CDU/CSU zielt darauf ab, 
das Verfahren der Beteiligung der gewerkschaft-
lichen Spitzenorganisationen an der Vorbereitung 
der beamtenrechtlichen Regelungen zu verbessern. 
Daß es im Prinzip keine Streitigkeiten darüber gibt, 
daß das zu geschehen hat, unterstreiche ich, Herr 
Kollege Berger. 

Damit sprechen Sie einen Bereich an, den wir ins-
gesamt reformieren wollen, nämlich den Bereich des 
öffentlichen Dienstrechts. Der Fragenkomplex, der 
heute zur Diskussion steht, betrifft aber nur einen 
Teil des neu zu ordnenden Dienstrechts. Für den 
hier vorgelegten Vorschlag — lassen Sie mich das 
auch ganz deutlich sagen — können die Unions-
parteien allerdings kein originäres Urheberrecht 
beanspruchen. Die Opposition — Herr Berger, das 
sage ich Ihnen ganz besonders — kennt nämlich 
genauso gut wie wir die Aktivitäten, die die Bun-
desregierung zur Reform des öffentlichen Dienst-
rechts in die Wege geleitet hat, und zwar angefan-
gen von der ersten Regierung Brandt/Scheel. 

Soweit die Frage einer grundlegenden Reform 
des Beteiligungsverfahrens angesprochen ist, dürfte 
es sicherlich auch der Opposition und ganz beson-
ders Ihnen, Herr Berger, nicht entgangen sein, daß 
bereits am 5. Februar 1974 ein entsprechender Re-
ferentenentwurf an die obersten Bundesbehörden 
zur Stellungnahme gegangen ist. 

(Berger [CDU/CSU]: Ist ja schon lange her!) 

Sie wissen, daß am 19. Februar 1974 die Übersen

-

dung des Referentenentwurfs an die Spitzenorgani- 
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sationen der Gewerkschaften mit einer gleichzei-
tigen Einladung zu einem Gespräch gemäß § 94 er-
folgte. Sie wissen auch, daß am 18. und 19. März 1974 
die Beteiligungsgespräche mit den Spitzenorgani-
sationen der zuständigen Gewerkschaften begonnen 
haben. 

Der Opposition und Ihnen, Herr Kollege Berger, 
müßte auch bekannt sein, daß die Gespräche mit 
den Spitzenorganisationen noch nicht endgültig zum 
Abschluß gekommen sind. Dies aber — lassen Sie 
mich das auch unterstreichen — spricht nicht etwa 
gegen, sondern für die Bundesregierung, die näm-
lich jetzt schon im Geiste des neu zu regelnden Be-
teiligungsverfahrens in partnerschaftlichen Gesprä-
chen mit den beteiligten Gewerkschaften eine an-
gemessene Lösungsmöglichkeit sucht. 

Sie haben ja bei Ihren Ausführungen soeben un-
terstrichen, daß es unbedingt notwendig ist, diese 
Gespräche vorher zu führen. Das wollen wir, und 
wir begrüßen es, daß das geschieht. Alle diese 
Initiativen, Herr Kollege Berger, liegen v o r der 
Einbringung des Initiativgesetzentwurfs der CDU/ 
CSU vom 8. April 1974. Hier kann also nicht etwa 
der Eindruck erweckt werden, als hätte es erst einer 
Unionsinitiative bedurft, um diesen Teil des öffent-
lichen Dienstrechts neu zu regeln. 

Es erscheint auch wenig überzeugend, wenn die 
CDU/CSU-Fraktion in der Frage der Neuordnung 
des öffentlichen Dienstrechts plötzlich eine Vor-
reiterrolle zu spielen versucht. Über die Notwendig-
keit einer Neuordnung des öffentlichen Dienstrechtes 
ist in diesem Hohen Hause schon oft und seit vielen 
Jahren diskutiert worden. Nur, und das müssen Sie 
sich auch heute sagen lassen, hat es die Union schon 
früher verhindert, daß eine umfassende Grundlage 
erarbeitet wird, die als Voraussetzung für eine sy-
stematische Arbeit an diesem vielschichtigen und 
schwierigen Fragenkomplex notwendig gewesen 
wäre. Ich erinnere nur daran, daß die SPD-Bundes-
tagsfraktion bereits in der 4. Legislaturperiode einen 
Antrag auf Einsetzung einer Kommission zur Re-
form des Beamtenrechts vorgelegt hat, der jedoch 
damals von den Unionsparteien zurückgewiesen 
worden ist. Die Einsicht der CDU, daß eine solche 
Grundlage notwendig ist, ist wohl sehr spät gekom-
men, nämlich erst im Jahre 1970, als sie einem sol-
chen Antrag zugestimmt hat. Die Bundesregierung 
hat bekanntlich unverzüglich diese Studienkommis-
sion eingesetzt, nämlich am 11. Dezember 1970, und 
diese Kommission hat ihren Bericht am 7. Mai 1973 
vorgelegt. Alle Fraktionen des Hohen Hauses sind 
sich darin einig, wie dies im übrigen die Studien-
kommission selbst auch ausgeführt hat, daß auf der 
Grundlage des vorgelegten Gutachtens nur eine stu-
fenweise Realisierung des Konzepts möglich ist, das 
bekanntlich in weiten Bereichen kontrovers ist. 

Im Januar dieses Jahres ist den Mitgliedern des 
Innenausschusses vom Innenministerium eine Kon-
zeption zur Realisierung des öffentlichen Dienst-
rechtes übersandt worden. Auch hier stand im Vor-
dergrund der vorgetragenen Verbesserungsvor-
schläge wiederum eine Neufassung und Verbesse-
rung des Verfahrens zur Beteiligung der Spitzen-
organisationen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Kollege Pensky, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Berger? — Bitte! 

Berger (CDU/CSU) : Herr Kollege Pensky, ist 
Ihnen nicht bekannt, daß auch in der Frage der 
Realisierung des Konzepts wir, wie Sie richtig 
sagen, seit Januar auf eine Entscheidung der Bun-
desregierung vergeblich warten? 

Pensky (SPD) : Herr Kollege Berger, wir spre-
chen heute über diesen Teilbereich, den wir alle für 
besonders vordringlich halten. Ich habe soeben ge-
sagt, daß ich es für eine gute Sache halte, wenn 
sich die Regierung bemüht, in den Gesprächen im 
Geiste des neu zu fassenden § 94 schon jetzt vor-
weg die Dinge mit den Spitzenorganisationen abzu-
klären, was auch in allen anderen Bereichen ge-
schehen muß. 

Uns Sozialdemokraten kam und kommt es darauf 
an, systematisch, Zug um Zug an der Reform des 
öffentlichen Dienstrechtes zu arbeiten. Dabei gilt 
es, jeweils Schwerpunkte zu bilden. Unter diesem 
Gesichtspunkt ist schon bisher phasenweise vorge-
gangen worden. Damit nicht der Eindruck entsteht, 
als wäre überhaupt nichts geschehen, darf ich es an 
Beispielen verdeutlichen: 

Phase 1: Neuordnung des Personalvertretungs-
rechts mit der klaren Zielrichtung, eine optimale 
Mitbestimmung für die Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes zu erreichen. Auch das ist das Peti

-

tum  des vorgelegten Gutachtens. Was vorweg ge-
schehen ist, ist ein Schritt auf dem Wege dorthin. 

Phase 2: Vereinheitlichung der Besoldung und 
Versorgung einschließlich der Sonderzulagenrege-
lung bei Bund, Ländern und Gemeinden. Wir alle 
und Sie, Herr Kollege Berger ganz besonders, ken-
nen diesen schwierigen Prozeß, den wir möglichst 
zum Ende dieses Jahres zum Abschluß bringen 
möchten. Mit dieser zweiten Phase, genauer gesagt 
mit § 18 des Zweiten Besoldungsvereinheitlichungs-  
und -neuregelungsgesetzes ist eine weitere wichtige 
Phase vorprogrammiert, denn diese Bestimmung 
enthält den Auftrag einer funktionsgerechten Be-
soldung der Beamten, Richter und Soldaten. Das 
heißt: an die Stelle der bisherigen fiktiven Einord-
nung in das Besoldungssystem wird eine Bezahlung 
nach Leistung gefordert. Voraussetzung dafür ist, 
daß entsprechende Bewertungskriterien gefunden 
werden. Zur Zeit sind 15 Kommissionen auf Bund- 
und Länderebene damit befaßt, die Ämter- und 
Dienstpostenbewertung vorzubereiten. Das, Herr 
Kollege Berger, beweist, wie ernst die Koalition 
diesen Auftrag nimmt. 

Die Phase 3, die eine Verbesserung des Verfah-
rens zur Beteiligung der Spitzenorganisationen der 
Gewerkschaften bei der Vorbereitung allgemeiner 
Regelungen der beamtenrechtlichen Verhältnisse 
vorsieht, paßt sich zeitlich sinnvoll in diese Kon-
zeption ein. Dadurch soll erreicht werden, daß be-
reits bei der Neuordnung des Bezahlungssystems 
nach dem Grundsatz der funktionsgerechten Besol-
dung ein Beteiligungsverfahren Platz greift, das zu 
einem partnerschaftlichen Austausch der Meinun- 
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gen zwischen der Regierung und den Spitzenorga-
nisationen der zuständigen Gewerkschaften führt. 
In diese Überlegungen, Herr Kollege Berger, be-
ziehen wir auch gern Ihre Vorschläge ein. 

Der Ausbau der Beteiligungsverfahren entspricht 
unseren grundsätzlichen Vorstellungen vom Aus-
bau unserer Demokratie. Wir haben das Betriebs-
verfassungsgesetz verabschiedet. Der Mitbestim-
mungsentwurf für die Wirtschaft ist in der Diskus-
sion und wird in dieser Legislaturperiode verabschie-
det werden. Der Demokratiegedanke ist nach unserer 
Auffassung nicht nur auf den Staat, sondern auch 
auf die Gesellschaft anwendbar. Demokratie ist 
nach unserer Auffassung eine Lebensform, die Ei-
genverantwortung des einzelnen und sein Recht 
einbeziehen muß. Das Berufsleben darf nicht außer-
halb dieses Grundsatzes bleiben. Nur wenn im 
Staat und im Betrieb demokratische Spielregeln 
gelten, kann die Demokratie in unserem Staat auf 
die Dauer lebendig gehalten werden. Ich bin über-
zeugt, daß in unserer Welt des wachsenden Wan-
dels zunehmend mehr Mitverantwortung und mehr 
Mitbestimmung erforderlich sein und verwirklicht 
werden wird. 

Lassen Sie mich abschließend sagen: Bei der 
Reform des öffentlichen Dienstrechts, an der wir 
tatkräftig weiterarbeiten werden, geht es darum, 
die Funktionsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung 
zu erhalten und weiter auszubauen. Die Dienst-
rechtsreform hat sich der Aufgabenentwicklung der 
öffentlichen Verwaltung anzupassen. Sie muß aber 
auch dem gewandelten Selbstverständnis der Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst Rechnung tragen. 

Wir stimmen dem Überweisungsvorschlag zu. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Wir fahren in der Aussprache fort. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zu dem Gesetzent-
wurf der CDU/CSU betreffend den Ausbau des 
Beteiligungsverfahrens im Beamten-, Richter- und 
Soldatenrecht gebe ich namens der FDP-Fraktion 
folgende Erklärung ab. 

Der Entwurf will das Beteiligungsrecht gewerk-
schaftlicher Spitzenvertretungen mit der Richtung 
auf eine Erweiterung und Konkretisierung fortent-
wickeln. Dieser Grundsatz — zur Geschichte ist 
schon einiges vorgetragen worden — ist ohne 
Zweifel zu begrüßen. Er entspricht in seiner Zielset-
zung den Planungen sowohl der Bundesregierung 
als auch der sie tragenden Fraktionen. Nur dürfen 
in diesem Zusammenhang einige wichtige Tatsachen 
nicht außer acht gelassen werden. 

Erstens. Die Fortentwicklung — und hier be-
ziehe ich mich weitgehend auf die Ausführungen 
meines Vorredners, des Herrn Kollegen Pensky — 
des  in § 84 BBG enthaltenen Grundsatzes ist, wie 
schon gesagt, ein Teilstück der Reform des öffent

-

lichen Dienstrechts, der eine Reihe anderer gesetz-
licher Maßnahmen der Bundesregierung und der sie 
tragenden Parteien vorausgehen mußten, wenn es 
darum geht, das Beteiligungsverfahren im öffent-
lichen Dienst insgesamt zu verbessern. 

Ein erster Schritt war das neue Personalvertre-
tungsgesetz, das im vergangenen Jahr geschaffen 
worden ist. Ein zweiter Schritt steht bereits kurz 
vor seiner Vollendung: zu einem Teil die Verein-
heitlichung des Besoldungsrechts in Bund und Län-
dern. Von § 18 war schon die Rede. Das wird wei-
tere Arbeiten zur Erreichung dieses von uns allen 
angestrebten Zieles mit sich bringen. 

Wie wir wissen, hat der Bundesminister des In-
nern einen Gesetzentwurf, der die gleiche Mate-
rie wie die heutige Vorlage regeln soll, in Vorberei-
tung; auch dazu ist einiges gesagt worden. Sie wis-
sen, daß die Gespräche mit den Spitzenorganisa-
tionen — diese Regelung praktisch schon voraus-
nehmend — bereits im Gange, aber noch nicht ab-
geschlossen sind. Wir werden uns also in abseh-
barer Zeit auch mit dem Entwurf der Bundesregie-
rung zu der gleichen Materie zu befassen haben. 

Zweitens. Eine andere Frage ist die konkrete Aus-
gestaltung des Beteiligungsverfahrens. Ich will dazu 
keine näheren Ausführungen machen, nur so viel: 
Hier wird man noch über Details zu reden haben. 
Da ist einmal die Frage, wie weit oder wie wenig 
weit man den Kreis der zu beteiligenden Organisa-
tionen faßt. Da wird es weiter darum gehen, für 
welche Ebenen im Gesetzgebungsverfahren das Be-
teiligungsverfahren vorgesehen wird. Ich meine dies 
nicht unbedingt als Einschränkung gegenüber dem 
vorliegenden Entwurf, sondern es geht um die 
Frage: Wie muß die materielle Regelung beschaffen 
sein, damit das Gesetzgebungsverfahren nicht zu 
kompliziert und dadurch zu langwierig wird? 

Ich will nur diese wenigen Beispiele als Fragen 
aufführen. 

Wir werden zugleich in Erwartung der Regie-
rungsvorlage den gleichen Gegenstand in dem zu-
ständigen Innenausschuß, dem ja auch diese Vor-
lage überwiesen wird, eingehend nach jeder Rich-
tung und mit der gebührenden Sorgfalt behandeln. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Ich schlage Ihnen vor, die Vorlage an den Innen-
ausschuß — federführend — sowie an den Rechts-
und den Verteidigungsausschuß zur Mitberatung zu 
überweisen. — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Wir stehen am Ende der Tagesordnung. Ich 
schließe die Sitzung des Deutschen Bundestages 
und berufe die nächste Plenarsitzung auf Mittwoch, 
den 4. Dezember 1974, 13.30 Uhr ein. 

(Schluß der Sitzung: 13.16 Uhr) 
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Anlage zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein 15. 11. 
Dr. Achenbach * 16. 11. 
Adams * 16. 11. 
Dr. Ahrens *** 15. 11. 
Dr. Aigner * 16. 11. 
Amrehn 16. 11. 
Dr. Artzinger * 16. 11. 
Dr. Bangemann * 16. 11. 
Dr. Bayerl * 16. 11. 
Behrendt * 16. 11. 
Bewerunge 15. 11. 
Dr. Birrenbach 15. 11. 
Blumenfeld 16. 11. 
Buchstaller 16. 11. 
Dr. Burgbacher * 16. 11. 
Conradi 15. 11. 
Dr. Corterier 16. 11. 
Damm 16. 11. 
van Delden 16. 11. 
Dr. Dregger 16. 11. 
Dr. Ehrenberg 15. 11. 
Eilers 15. 11. 
Dr. Enders *** 16. 11. 
Entrup 15. 11. 
Fellermaier * 15. 11. 
Flämig 16. 11. 
Frehsee * 16. 11. 
Dr. Früh *  16. 11. 
Gallus 15. 11. 
Gansel 15. 11. 
Gerlach (Emsland) * 16. 11. 
Dr. Gessner 16. 11. 
Härzschel * 16. 11. 
Handlos 15. 11. 
Dr. Hupka 16. 11. 
Dr. Jaeger 16. 11. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 16. 11. 
Jaschke 15. 11. 
Junghans 15. 11. 
Kater *  16. 11. 
Dr. Kempfler ** 17. 11. 
Kiep 15. 11. 
Dr. Klepsch 16. 11. 
Krall 16. 11. 
Dr. Kreile 15. 11. 
Lange 16. 11. 
Lautenschlager * 16. 11. 
Lemmrich *** 16. 11. 
Dr. Lohmar 15. 11. 
Lücker * 16. 11. 
Maucher 15. 11. 
Mattick 16. 11. 

* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

** Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver-
sammlung des Europarats 

*** Für die Teilnahme an Sitzungen der Versammlung der 
Westeuropäischen Union 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Memmel * 16. 11. 
Mischnick 15. 11. 
Möhring 16. 11. 
Müller (Mülheim) * 16. 11. 
Dr. Müller (München) *** 16. 11. 
Mursch (Soltau-Harburg) * 16. 11. 
Nagel 15. 11. 
Neumann 16. 11. 

Ollesch 16. 11. 
Frau Dr. Orth * 16. 11. 
Pawelczyk *** 15. 11. 
Dr. Prassler 15. 11. 
Richter 16. 11. 
Roser 20. 12. 
Schlaga ** 15. 11. 
Schmidt (Kempten) *** 15. 11. 
Schmidt (München) **  16. 11. 
Schmidt (Wattenscheid) 15. 11. 
Schmidt (Würgendorf) 16. 11. 
von Schoeler 15. 11. 
Schulte (Unna) 25. 11. 
Dr. Schulz (Berlin) * 16. 11. 
Dr. Schulze-Vorberg 16. 11. 
Schwabe * 16. 11. 
Dr. Schwenk (Stade) 15. 11. 
Dr. Schwörer * 16. 11. 
Seefeld * 16. 11. 
Springorum ** 16. 11. 
Dr. Stark (Nürtingen) 15. 11. 
Dr. Starke (Franken) * 16. 11. 
Strauß 15. 11. 
Tillmann 15. 11. 
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Frau Dr. Walz * 16. 11. 
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Wittmann (Straubing) 15. 11. 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Marx (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage A 75) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mitteilung der ,,Arbeits-
gemeinschaft 13. August", wonach sich gegenwärtig in der DDR 
etwa ebenso viele Häftlinge - nämlich 33 000 - wie vor der 
Amnestie von 1972 befinden, wovon etwa 6000 als politische 
Häftlinge anzusehen seien? 

Die Bundesregierung vermag die Angaben der 
„Arbeitsgemeinschaft 13. August" nicht zu bestäti-
gen. Es fehlt an gesicherten Angaben, die eine 
korrekte und aktuelle zahlenmäßige Übersicht er-
möglichten. Lassen Sie mich aber auf folgendes hin-
weisen: 

Zum Zeitpunkt der Amnestie des Staatsrates der 
DDR vom 6. Oktober 1972 äußerte sich der Erste 
Sekretär des Zentralkomitees der SED in einem In- 
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terview gegenüber dem amerikanischen Journalisten 
Sulzberger zu diesem Komplex. Danach befanden sich 
damals 37 726 Personen in der DDR in Haft, davon 
7 162 in Untersuchungshaft. Von der Amnestie be-
günstigt wurden nach Honecker insgesamt 31 321 
Häftlinge sowie 841 Personen, die auf ihre Ladung 
zum Strafantritt warteten. 

Auch diese Angaben konnten von der Bundes-
regierung seinerzeit nicht überprüft werden, wir 
sind jedoch, da sie offiziell von kompetenter Seite 
genannt worden waren, davon ausgegangen, daß 
sie zutreffend sind. Was wir heute sagen können, 
ist dies: 

Die Anzahl der insgesamt aus politischen Gründen 
Inhaftierten ist nicht mit ausreichender Sicherheit 
festzustellen. Bekannt sind lediglich die Namen von 
ungefähr 1 200 Personen, die aus politischen Grün-
den verurteilt wurden. Es ist aber anzunehmen, daß 
die tatsächliche Zahl der politischen Häftlinge höher 
angesetzt werden muß. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2767 Frage A 77) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ablehnung des Ein-
reiseantrags eines Mitglieds des Bundestags (Dr. Olaf Schwencke) 
zur Teilnahme an der Feier des 225. Geburtstags von Goethe in 
Weimar durch die DDR-Behörden? 

Mir ist nicht bekannt, ob Sie sich vor der Formu-
lierung Ihrer Frage mit dem hier in Rede stehenden 
Kollegen in Verbindung gesetzt haben; denn sonst 
wüßten Sie, daß es sich überhaupt nicht um eine 
Einreiseverweigerung gehandelt hat. Herr Kollege 
Dr. Schwencke hatte sich zwei Tage vor den Goethe

-

Feierlichkeiten in Weimar darum bemüht, unter Ein-
schaltung der Ständigen Vertretung der DDR in 
Bonn wie auch der Ständigen Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland in Ostberlin eine Einla-
dung zur Teilnahme an der Feier in Weimar zu er-
halten, ohne daß er jedoch eine formellen Antrag auf 
Genehmigung einer Einreise gestellt hätte. Die Stän-
dige Vertretung der DDR in Bonn hatte für den Fall 
einer Einladung nach Weimar trotzdem bereits zu-
gesagt, Herrn Dr. Schwencke ohne das sonst erfor-
derliche Verfahren (z. B. Antrag auf einen Berechti-
gungsschein bei der Generaldirektion des Reisebü-
ros der DDR über ein Reisebüro in der Bundesrepu-
blik oder Antrag der einladenden Institution auf 
einen solchen Berechtigungsschein, Erteilung eines 
Visums gegen Vorlage dieses Berechtigungsscheines 
an der Grenzübergangsstelle) bereits hier in Bonn 
ein Einreisevisum zu erteilen. 

Diese Bemühungen hatten jedoch wegen der 
Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit leider kei-
nen Erfolg. Bleibt noch anzumerken, daß die Regie-
rung der DDR gegenüber der Ständigen Vertretung 
der Bundesrepublik Deutschland ausdrücklich er-
klärt hat, Herr Dr. Schwencke könne als Tourist je-
derzeit in die DDR einreisen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schüler auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 
7/2767 Frage A 131) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vertrauensverlust in 
die Staatsordnung des Grundgesetzes der durch den Vorwurf 
ungesetzlicher Tätigkeiten von Angehörigen des Bundesnach-
richtendienstes entstanden ist, und welche politischen Konse-
quenzen beabsichtigt sie daraus zu ziehen? 

Bei den in der Öffentlichkeit und im 2. Untersu-
chungsausschuß erörterten Vorwürfen gegen den 
Bundesnachrichtendienst geht es im Kern darum, 
daß der Bundesnachrichtendienst bis zur Regie-
rungsübernahme durch die sozial-liberale Koalition 
im Herbst 1969 als Auslandsaufklärungsdienst auch 
Erkenntnisse über Personen und Institutionen im 
Inland gesammelt hat. Dies war durch seinen Auf-
trag nicht gedeckt. Nach dem Regierungswechsel im 
Jahre 1969 hat der damalige Chef des Bundeskanz-
leramtes die erforderlichen Konsequenzen gezogen 
und die Inlandsaufklärung untersagt. Sollte die in 
Ihrer Anfrage erwähnte Vertrauenseinbuße in die 
Staatsordnung durch die auftragswidrige Tätigkeit 
des Bundesnachrichtendienstes tatsächlich bestan-
den haben, so wäre sie durch die bis 1969 für den 
Bundesnachrichtendienst Verantwortlichen verur-
sacht. Die Ende 1969 getroffenen Maßnahmen sollten 
dem Bürger demgegenüber deutlich machen, daß 
die Bundesregierung keine auftragswidrige Tätig-
keit des Bundesnachrichtendienstes duldet. 

Im übrigen wird die Bundesregierung über Maß-
nahmen zur Verbesserung der Struktur der Nach-
richtendienste, ihrer Arbeitsweise und ihrer Zusam-
menarbeit entscheiden, sobald sie den Bericht der 
von ihr eingesetzten Vierer-Kommission überprüft 
hat, der ihr in wenigen Tagen zugehen wird. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2767 Frage B 1): 

Was unternimmt die Bundesregierung zugunsten der in der 
Tschechoslowakei verhafteten Deutschen, die eine nur für Rück-
kehr ausgesprochene Amnestie mißverstanden und mit einem 
gültigen Reisepaß der Bundesrepublik Deutschland dorthin ge-
reist waren? 

Die Bundesregierung bemüht sich, den in der 
Tschechoslowakei verhafteten Deutschen, die eine 
nur für Rückkehrer ausgesprochene Amnestie miß-
verstanden haben und die mit einem gültigen Reise-
paß der Bundesrepublik Deutschland dorthin gereist 
waren, möglichst behilflich zu sein. 

Die Möglichkeiten zu helfen sind jedoch be-
schränkt. Denn es entspricht internationalem Recht, 
daß die CSSR diesen Personenkreis als eigene 
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Staatsangehörige betrachtet. Es ist bei Doppelstaa-
tern so, daß jeder der zwei Staaten das Recht hat, 
sie als eigene Staatsangehörige anzusehen. 

Die Bundesregierung ist aber natürlich bemüht, 
die Möglichkeiten der Hilfe auszuschöpfen, also z. B. 
den Angehörigen, soweit sie in der Bundesrepublik 
Deutschland wohnen, einen Anwalt zu vermitteln 
sowie eine materielle Betreuung durch karitative 
Einrichtungen zu ermöglichen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Mertes 
(Gerolstein) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2767 Frage 
B 2) : 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung auf die Forde-
rungen, Erwartungen und Wünsche zu dem Thema Grenzüber-
trittsberechtigungen, Grenzübertrittssondergenehmigungen und 
grenzüberschreitende Wanderwege einzugehen, die von der 
deutsdi-belgisch-luxemburgischen Parlamentariergruppe in der 
Interparlamentarischen Union auf ihrer 19. Konferenz vom 
4. bis 6. Oktober 1974 in Arlon in Belgien angemeldet und in 
Form einer Resolution der Parlamentarier der drei Länder den 
Bundesministern des Auswärtigen, des Innern, für Wirtschaft 

 und für Verkehr zur Kenntnis und praktischen Berücksichtigung 
übermittelt wurden? 

Die deutsch-belgisch-luxemburgische Parlamenta-
riergruppe in der Interparlamentarischen Union hat 
mir bisher die auf ihrer 19. Konferenz gefaßte Re-
solution nicht übermittelt; der Inhalt der Reso-
lution ist mir jedoch bekannt. 

Zu den darin aufgestellten Forderungen ist im 
einzelnen zu bemerken: 

1. Grenzübertrittsberechtigungen 

Nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland 
können sich belgische und luxemburgische Staats-
angehörige beim Grenzübertritt ebenso wie deut-
sche Staatsangehörige durch einen Personalaus-
weis (Carte d'Identité) ausweisen. 

Wenn sie die belgisch/luxemburgische Grenze 
überschreiten, benötigen sie einen solchen Aus-
weis nicht. Zwischen den beiden Staaten und 
den Niederlanden besteht eine Paßkontrollunion. 
Grenzkontrollen finden an den Binnengrenzen 
dieser Staaten also nicht mehr statt. 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland einer-
seits und Belgien und Luxemburg andererseits 
ist die Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden 
und die Harmonisierung des Ausländerrechts 
noch nicht so weit fortgeschritten, daß auf Grenz-
kontrollen verzichtet werden kann. Grenzkon-
trollen sind ohne Vorlage von Personalauswei-
sen nicht durchführbar. 

Die Verpflichtung, beim Grenzübertritt einen 
Personalausweis mitzuführen, bedeutet keine 
nennenswerte zusätzliche Belastung, weil nach 
innerstaatlichem Recht der drei Staaten jeder 
Staatsangehörige ohnehin einen Personalaus-
weis besitzen muß. 

2. Grenzübertrittssondergenehmigungen 

Nach dem Abkommen zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung des Großherzogtums Luxemburg über per-
sönliche Erleichterungen im Grenzverkehr vom 
9. Dezember 1965 (BGBl 1967 II S. 910) können 
Bewohnern der Grenzzonen, die ein berechtigtes 
Interesse haben, die Grenze außerhalb der zu-
gelassenen Grenzübergangsstellen oder außer-
halb der festgesetzten Verkehrsstunden zu über-
schreiten, für diesen Zweck besondere Erlaub-
nisse erteilt werden. 

Auch ohne besondere Erlaubnis kann gemäß Ar-
tikel 8 des Abkommens die Grenze jederzeit und 
an jeder Stelle überschritten werden, wenn in 
Unglücks- oder Katastrophenfällen Hilfe gelei-
stet oder in Anspruch genommen werden soll. 
Das gleiche Recht steht Geistlichen und Ärzten 
zur Berufsausübung in dringenden Fällen zu. 

Mit Belgien besteht ein solches Abkommen nicht. 
Entsprechende Erlaubnisse können hier nach § 46 
Abs. 3 des Gesetzes über den Bundesgrenzschutz 
vom 26. September 1972 (BGBl I 1834 ff.) erteilt 
werden, wenn ein Bedürfnis besteht. Hierbei 
verfahren die zuständigen Stellen großzügig. 

Hinweise darauf, daß bei der Anwendung der 
vorgenannten Bestimmungen den Bedürfnissen 
der Grenzbevölkerung nicht ausreichend Rech-
nung getragen ist, liegen mir bisher nicht vor. 
Ich wäre jedoch bereit, entsprechende Anregun-
gen aufzugreifen. 

3. Wanderwege 

An der deutsch/luxemburgischen Grenze sind 
sieben grenzüberschreitende Wanderwege zuge-
lassen. Ein weitergehendes Bedürfnis ist bisher 
nicht aufgetreten. Die Grenze wird fast in ihrer 
ganzen Länge durch Flüsse gebildet. Die vorhan-
denen Brücken sind weitgehend als Grenzüber-
gangsstellen zugelassen. 

An der deutsch/belgischen Grenze sind bisher 
sieben Wanderwege im Einvernehmen mit der 
belgischen Regierung zugelassen worden. Die 
Zulassung weiterer sieben Wanderwege ist der 
belgischen Regierung vorgeschlagen worden. In 
elf anderen Fällen hat die belgische Regierung 
zu deutschen Vorschlägen Vorbehalte angemel-
det. Über den Fortgang der Verhandlungen mit 
Belgien werde ich Sie unterrichten. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Gierenstein (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 3) : 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
2. November 1974 zu, die Präsidenten des Bundesgesundheits-
amts und des Umweltbundesamts würden auch nach Abschluß 
des deutsch-sowjetischen Abkommens über wissenschaftliche und 
technische Zusammenarbeit, das das Land Berlin miteinbeziehen 
würde, kaum Einladungen aus der Sowjetunion bzw. sowjetische 
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Einreisevisa erhalten, und teilt die Bundesregierung die Auf-
fassung, daß ein Abkommen, mit dessen Text ein derartiges 
sowjetisches Verhalten vereinbar wäre, die deutsche Rechts-
position bezüglich Berlins gefährden würde und deshalb nicht 
abgeschlossen werden darf? 

Die Bundesregierung sieht sich weder berufen 
noch in der Lage, zu bestimmten in der Tages-
presse erscheinenden spekulativen Kommentaren 
eine Stellungnahme abzugeben. Im vorliegenden 
Fall wurde zudem eine Vermutung ausgesprochen, 
die sich auf eine mögliche sowjetische Haltung be-
zieht. 

Was die grundsätzliche Frage der Einbeziehung 
Berlins und seines wissenschaftlichen Potentials in 
die deutsch-sowjetische Zusammenarbeit betrifft, so 
ist die Bundesregierung allerdings der Auffassung, 
daß diese in befriedigender und die deutsche Rechts-
position nicht gefährdender Weise sichergestellt wer-
den muß. Dies war auch Gegenstand der von dem 
Herrn Bundeskanzler und dem Herrn Bundesaußen-
minister in Moskau geführten Gespräche. Die Ge-
meinsame Erklärung über den Besuch in der Sowjet-
union stellt hierzu fest, daß Fortschritte erzielt wur-
den, die es gestatten, die Arbeit an den noch ausste-
henden Abkommen erfolgreich fortzusetzen. Wel-
ches Ergebnis diese Arbeit haben wird, ist zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht abzusehen. Gespräche mit der 
sowjetischen Seite hierüber sind im Gange. 

Wegen der Vertraulichkeit, die angesichts der lau-
fenden Gespräche geboten ist, möchte ich auf die am 
6. November 1974 erfolgte Unterrichtung des Aus-
wärtigen Ausschusses durch den Herrn Bundes-
außenminister über den Verhandlungsstand verwei-
sen. Die Bundesregierung wird den Auswärtigen 
Ausschuß auch weiterhin über die Einzelheiten der 
Berlin-Problematik im Zusammenhang mit den 
deutsch-sowjetischen Abkommensprojekten unter-
richten. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Gierenstein (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 4) : 

Wird die Bundesregierung die neuerliche Verfolgung sowje-
tischer Künstler, wie sie nach dem Bericht des „Tagesspiegel" 
vom 23. Oktober 1974 in der mit Gewalttätigkeiten verbundenen 
Zwangsräumung der Wohnung eines Künstlerehepaars zum Aus-
druck kommt, das an der seinerzeit gestörten und dann auf die 
Proteste der Weltöffentlichkeit hin schließlich erlaubten Kunst-
ausstellung teilgenommen hatte, zum Anlaß nehmen, die so-
wjetische Regierung darauf hinzuweisen, daß auch die Ver-
folgung und Schikanierung einzelner Künstler die deutsche 
Öffentlichkeit nicht gleichgültig läßt und die deutsch-sowjetischen 
Beziehungen belasten kann? 

Die Bundesregierung kann den Bericht des „Ta-
gesspiegel" vom 23. Oktober 1974 nicht bestätigen. 
Zu berücksichtigen bleibt im übrigen aber vor allem, 
daß es sich bei dem erwähnten angeblichen Vorfall 
der Zwangsräumung der Wohnung eines Moskauer 
Künstlerehepaares unter Gewaltanwendung um 
einen innersowjetischen Vorgang handelt, der 
keine Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
im völkerrechtlichen Sinne berührt. Eine Rechts

-

grundlage für ein offizielles Vorgehen der Bundes-
regierung ist damit nicht gegeben. Handelte sie an-
ders, so würde sie sich dem Vorwurf der Ein-
mischung in die inneren Angelegenheiten der So-
wjetunion aussetzen. 

Die Haltung der Bundesregierung im Bereich der 
Menschenrechte ist bekannt. Sie tut alles, um sie 
auf internationaler Ebene zu fördern. Dies wird zum 
Beispiel an den intensiven Verhandlungen auf der 
KSZE und in den Vereinten Nationen deutlich sicht-
bar. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Hansen 
(SPD) (Drucksache 7/2767 Fragen B 5 und 6) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung jüngste Forschungsergeb-
nisse, nach denen die Luftverschmutzung in Industriegebieten und 
Großstädten die Geburt von Mädchen begünstigt und zu erheb-
lichen Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur führen soll? 

Welche Folgerungen wird die Bundesregierung ziehen, falls 
sich solche Untersuchungsergebnisse auch für das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland als gültig erweisen sollten? 

Die angesprochenen Forschungsergebnisse sind 
mir bisher nur aus kurzen Mitteilungen der Presse 
bekannt. Ich habe jedoch die Beschaffung der Un-
terlagen über die von Prof. Sirtori in Mailand be-
kanntgemachten Untersuchungsergebnisse einge-
leitet. Sie erst werden die Beurteilung seiner For-
schungsergebnisse ermöglichen. 

Sofern derartige Untersuchungen signifikante Er-
gebnisse erbringen sollen, wäre zur Vermeidung 
von Zufallsergebnissen eine große Zahlenbasis von 
vielen Tausend Geburten erforderlich. 

Zur derzeitigen Situation kann ich Ihnen jedoch 
aufgrund von Erhebungen des Statistischen Bundes-
amtes mitteilen, daß langfristige Beobachtungen für 
das Bundesgebiet, für die Bundesländer und für 
Gemeindegrößenklassen bisher keine Veränderung 
der Geschlechtsproportion (Verhältnis der Knaben- 
und Mädchengeburten) der Neugeborenen erken-
nen lassen. Sie beträgt nach wie vor knapp 106 
Knabengeburten auf 100 Mädchengeburten. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 7) : 

Welche Persönlichkeiten wurden anläßlich der Fußballwelt-
meisterschaft 1974 durch Verleihung des Bundesverdienstkreuzes 
ausgezeichnet, und welche Kriterien waren für die Auswahl der 
ausgezeichneten Persönlichkeiten und für die Nichtberücksichti-
gung (Aktive, Funktionäre und sonstige Beteiligte) ausschlag-
gebend? 

Im Zusammenhang mit der Fußballweltmeister-
schaft 1974 (FWM) sind folgenden Persönlichkeiten 
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durch Verleihung des Verdienstordens der Bundes-
republik Deutschland ausgezeichnet worden: 

i . Großes Verdienstkreuz 

Herr Hermann Neuberger, Präsident des Organi-
sationskomitees für die FWM, 

Herr Helmut Schön, Bundestrainer der Deutschen 
Nationalmannschaft, 

2. Verdienstkreuz I. Klasse 

alle anderen Mitglieder des Organisationskomi-
tees für die FWM, d. h. 

Herr August Wenzel, Stellvertretender Präsi-
dent, 

Herr Wilhelm Haneke, Schatzmeister, 

Herr Hermann Joch, Direktor des WM-Büros, 

Herr Hans Lang, Stellvertretender Direktor des 
WM-Büros, 

Herr Dr. Wilfried Gerhardt, Hauptabteilungslei-
ter Presse des WM-Büros, 

Herr Karl Schmidt, Juristischer Berater, 

Herr Prof. Dr. Karl Zimmermann, Sonderveran-
staltungen, 

Herr Rudolf Gramlich, Konsularischer Berater. 

Ferner wurde der langjährige Masseur der 
Nationalmannschaft, Herr Erich Deuser, mit dem 
Verdienstkreuz I. Klasse ausgezeichnet. 

Neben den Herren Schön und Deuser sind damit 
alle Mitglieder des Organisationskomitees geschlos-
sen ausgezeichnet worden. 

Den aktiven Mitgliedern der Nationalmannschaft 
wurde das für die Auszeichnung hervorragender 
sportlicher Leistungen gestiftete Silberne Lorbeer-
blatt verliehen. Die Spieler, die bereits früher ent-
sprechend ausgezeichnet worden waren, wurden im 
Rahmen der Feierstunde anläßlich der Aushändigung 
der genannten Auszeichnungen durch den Herrn 
Bundespräsidenten besonders geehrt. 

Nach einem hergebrachten Grundsatz des Ordens-
wesens haben alle Ordensvorgänge vertraulichen 
Charakter. Insbesondere ist es nicht üblich, die Ver-
dienste, die für eine Ordensverleihung maßgeblich 
waren, zum Gegenstand öffentlicher Auseinander-
setzungen zu machen. 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß die Bundesre-
gierung auch im vorliegenden Fall von diesem 
Grundsatz nicht abweichen und daher davon ab-
sehen möchte, die Kriterien für die Auswahl der 
ausgezeichneten und  für die Nichtberücksichtigung 
anderer Persönlichkeiten bekanntzugeben. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Offergeld (SPD) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 8) : 

Welches Ergebnis hatten die angekündigten diplomatischen 
Bemühungen der Bundesregierung (vgl. Antwort des Bundes-
innenministers vom 14. August 1973), die französische Regierung 
zur umfassenden Sachaufklärung und zur Abstellung der schäd-
lichen Pestizidemissionen aus Frankreich in den Raum Lörrach/ 
Weil zu veranlassen? 

Wie in der Antwort auf Ihre Schriftliche Frage 
vom 14. August 1973 angekündigt, ist die Bundes-
regierung auf diplomatischem Wege bei der fran-
zösischen Regierung vorstellig geworden. 

Die Deutsche Botschaft in Paris hat auf entspre-
chende Weisung des Auswärtigen Amtes vom 
14. August 1973 im Namen der Bundesregierung die 
französische Regierung ersucht, alle weiteren Maß-
nahmen zu treffen, die ein Fortbestehen der Emis-
sionsgefahren ausschließen. Dabei ist auf baldige 
Reaktion der französischen Behörden hingewirkt 
worden. 

Nachdem bis Mitte September 1973 keine Ant-
wort eingegangen war, wurde der französischen Re-
gierung auf demselben Wege die Eilbedürftigkeit 
einer Rückäußerung nachdrücklich dargelegt. 

Das französische Außenministerium ließ dann der 
Deutschen Botschaft gegenüber am 17. September 
1973 verlauten, daß die Demarche sofort an die zu-
ständigen französischen Behörden weitergegeben 
worden sei, aber eine Antwort noch nicht vorliege. 

Als auch bis Anfang Oktober 1973 eine befriedi-
gende Äußerung der französischen Regierung noch 
nicht vorlag, wurde die Deutsche Botschaft in Paris 
am 11. Oktober 1973 erneut angewiesen, der fran-
zösischen Regierung durch wiederholte Demarchen 
deutlich zu machen, daß es sich bei der Lindan

-

Emission um einen kontinuierlichen Schädigungs-
vorgang handele, der eine verzögerliche Behandlung 
nicht dulde. Die Bundesregierung erwarte einen aus-
führlichen Zwischenbericht über die bei der franzö-
sischen Regierung vorliegenden Fakten und der von 
ihr getroffenen Veranlassungen. 

Die wiederholten Demarchen beantwortete die 
französische Regierung in  einer Note vom 29. Okto-
ber 1973, in der sie unter anderem berichtet, daß 
die Fabrik Kuhlmann alle erforderlichen Vorkehrun-
gen getroffen habe, um die Verbreitung des schäd-
lichen Lindanstaubes zu unterbinden. So würden die 
Fabrikationsabfälle weiterhin zum Teil thermisch 
aufbereitet, zum Teil in einem geschlossenen Raum 
gelagert. Die Reste der früheren Halde im Freien 
seien mit einer Erdschicht abgedeckt worden. Die 
Fabrik würde darüber hinaus ihre Tore 1974 end-
gültig schließen. Durch wiederholte Untersuchungen 
sei erwiesen worden, daß die von deutscher Seite 
festgestellten Verunreinigungen von alten Emissio-
nen herrührten. 

Im weiteren Verfolg der Angelegenheit wurde das 
Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Um-
welt des Landes Baden-Württemberg gebeten, einen 
Sachstandsbericht vorzulegen. In dem Ende Mai 
vorgelegten Bericht wurden die französischen Anga-
ben weitgehend bestätigt. Nach dortigen Informatio-
nen waren seinerzeit die Abfallhalden teilweise ab-
gedeckt und teilweise ausgeräumt worden. Auch 
soll die Produktion bereits stillgelegt worden sein. 

Wie das Ministerium aber weiter berichtet, halten 
die Auswirkungen auch unter der Voraussetzung, 
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daß keine Emissionen mehr erfolgen, noch weiterhin 
an. So ist damit zu rechnen, daß die Kontamination 
der Milch bis über 1979/80 anhält. Das über das 
Futter aufgenommene, im Fettgewebe der Kühe ge-
speicherte Lindan wird nur langsam mit der Milch 
wieder ausgetragen. 

Der die geschädigten Landwirte vertretende 
Bauernverband Südbaden klagt gegen die Firma in 
einem zur Zeit laufenden Verfahren auf Schaden-
ersatz. 

Auf Anraten des Baden-Württembergischen Mini-
steriums wurde von einem erneuten diplomatischen 
Vorstoß abgesehen. Die Gefahr, daß eine weitere 
Demarche als Einmischung in ein schwebendes Ver-
fahren aufgefaßt werden könnte, sollte vermieden 
werden. 

In der im Rahmen der deutsch-französischen Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Umwelt am 
25. September 1974 in Paris abgehaltenen Sitzung 
der Leitgruppe ist die französische Seite darauf hin-
gewiesen worden, daß die Auswirkungen auch unter 
der Voraussetzung ausbleibender Emissionen noch 
mehrere Jahre anhalten und die Höhe der anfallen-
den Schäden weiterhin steigen würde. 

Um die Gefahren erneuter Lindan-Emissionen 
sicher auszuschließen, wurde auch gebeten, 

— die unverzügliche Räumung der lindanhaltigen 
Abfallablagerungen auf dem Gelände der Firma 
Kuhlmann zu veranlassen und 

— bei der Durchführung der Räumung geeignete 
Vorkehrungen zur Verhinderung weiterer 
Emissionen zu treffen. 

In der Antwort der französischen Delegation 
wurde darauf hingewiesen, daß die Fabrik bereits 
geschlossen sei und die Abfallablagerungen zur Zeit 
ausgeräumt würden. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretär Dr. Schmude auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Gansel (SPD) (Druck-
sache 7/2767 Frage B 9): 

Wie rechtfertigt die Bundesregierung die Zahlung von Mini-
sterialzulagen, und ist ihre Abschaffung auf dem Wege der 
nächsten Reformschritte im öffentlichen Dienst zu erwarten? 

Die seit 1919 bestehende sog. Ministerialzulage 
wurde ursprünglich den bei den obersten Reichs-
behörden kommissarisch beschäftigten Beamten als 
Ausgleich für ihre geringere Besoldung gegeben. 
Bereits im Jahre 1920 wurde sie als Funktions-
zulage ausgebracht, um einen besoldungsmäßigen 
Anreiz für die Verwendung in der Zentralinstanz 
zu schaffen. Von 1938 ab war die sog. Ministerial-
zulage als steuerfreie Aufwandsentschädigung ge-
regelt, bevor sie 1971 vom Deutschen Bundestag 
durch das Erste Gesetz zur Vereinheitlichung und 
Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern vom 18. März 1971 (BGBl. I S. 208) erneut in 

eine nichtruhegehaltfähige Stellenzulage, die in 
voller Höhe steuerpflichtig ist, umgewandelt wurde. 

Diese Stellenzulage berücksichtigt die besonde-
ren Anforderungen, die bei einer Tätigkeit in den 
obersten Bundes- und Landesbehörden gestellt wer-
den müssen. Sie schließt umgekehrt bei Beamten der 
Besoldungsgruppe A 9 und höher die Zahlung von 
Mehrarbeitsentschädigung und Zulagen für Dienst 
zu ungünstigen Zeiten aus (vgl. § 2 Abs. 3 S. 2 
Mehrarbeitsentschädigungs-VO vom 26. April 1972 
— BGBl. I S. 747 —, § 5 Nr. 2 Erschwerniszulagen-
VO vom 19. Dezember 1973 — BGBl. I S. 1947 —). 
Eine derartige pauschalierte Abgeltung aller Be-
sonderheiten dieses Dienstes hat der Gesetzgeber 
als die zweckmäßigste Lösung zu sachgerechter Be-
wertung und angemessener Bezahlung angesehen. 

Auch im Rahmen einer umfassenden Reform des 
öffentlichen Dienstrechts wird in Zukunft auf eine 
anforderungs- und leistungsgerechte Bewertung von 
Funktionen Wert zu legen sein. Der Regierungsent-
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern (BT-Drucksache 7/1906) enthält hierzu 
grundlegende Vorschläge. Diese sehen zur Ministe-
rialzulage aus den oben angegebenen Gründen eine 
Beibehaltung der geltenden Regelung vor. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Unland (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2767 Fragen B 10 und 11): 

Liegen der Bundesregierung Informationen vor, die eine Mel-
dung der Verbraucherzeitschrift DM, Nr. 11/1974, S. 11, bestä-
tigen, daß das neue Abzahlungsgesetz Gefahr laufe, durch 
Trickbetrüger ausgehöhlt zu werden? 

Ist sichergestellt, daß alle Informationen über eventuelle Ver-
suche zur Unterlaufung des neuen Abzahlungsgesetzes gesammelt 
und zentral ausgewertet werden? 

Zu Frage B 10: 

Die Bundesregierung rechnet mit der Möglichkeit, 
daß unseriöse Gewerbetreibende versuchen werden, 
die zum Schutze des Verbrauchers erlassenen Vor-
schriften des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Abzahlungsgesetzes vom 15. Mai 1974 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1169) zu umgehen; konkrete Informa-
tionen darüber, in welcher Weise und in welchem 
Umfang Umgehungsversuche gegenwärtig vorkom-
men, liegen der Bundesregierung derzeit — 1 1/2 Mo-
nate nach Inkraftreten des Gesetzes — noch nicht 
vor. 

Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Ab-
zahlungsgesetzes wird es dem Käufer ermöglicht, 
sich von Ratenzahlungsverpflichtungen zu lösen, die 
er möglicherweise übereilt, auf Grund seiner Un-
erfahrenheit oder unter dem Eindruck der Über-
redungskünste eines Verkäufers eingegangen ist. 
In der von Ihnen angesprochenen Meldung in der 
Zeitschrift „DM" (Nr. 11/74, S. 11) ist jedoch davon 
die Rede, daß das Abzahlungsgesetz durch „Trick-
betrüger ausgehöhlt" werden könnte. Beruht der 
Abschluß des Vertrages auf einer Täuschung des 
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Käufers, kann dieser den Vertrag nach § 123 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches anfechten und damit un-
wirksam machen. Insofern bedurfte es in den neuen 
Vorschriften des Abzahlungsgesetzes keiner beson-
deren Absicherungen. 

Zu den in der erwähnten Meldung aufgeführten 
Umgehungsmöglichkeiten ist folgendes zu bemer-
ken: 

Versucht ein Verkäufer die Möglichkeit zur Aus-
übung des Widerrufsrechts dadurch zu beeinträch-
tigen, daß er das Datum des Vertragsschlusses nicht 
einträgt, verspricht ein solches Vorgehen keine 
Aussicht auf Erfolg, da in § i b des Abzahlungs-
gesetzes bestimmt ist, daß die Widerrufsfrist erst zu 
laufen beginnt, wenn der Käufer eine Abschrift der 
Belehrung über sein Widerrufsrecht ausgehändigt 
erhalten hat, und den Verkäufer die Beweislast da-
für trifft, wann diese Belehrung ausgehändigt wurde. 
Ein solcher Beweis wird dem Verkäufer nur schwer 
gelingen, wenn in der dem Käufer übergebenen Ab-
schrift das Datum offengelassen ist. Es ist jedoch 
zuzugeben, daß sich für den Käufer Schwierigkei-
ten ergeben können, wenn ein falsches Datum in den 
Vertrag eingesetzt und vom Käufer durch seine Un-
terschrift bestätigt worden ist. Auch das neue Ab-
zahlungsgesetz kann daher den Verbraucher nicht 
völlig von der Obliegenheit entbinden, sich das 
durchzulesen, was er unterschreibt. Andernfalls 
hätte man ein unbefristetes Widerrufsrecht einfüh-
ren müssen, das aber seinerzeit den zivilrechtlichen 
Vertrag als Mittel zur Begründung von Rechten und 
Pflichten in Frage stellen würde. 

Durch die im Gesetz vorgesehenen Notwendigkei-
ten, daß der Käufer bei Abzahlungsgeschäften über 
sein Widerrufsrecht zu belehren ist, dieser die Be-
lehrung durch eine gesonderte Unterschrift zu bestä-
tigen hat und ihm eine Abschrift auszuhändigen ist, 
ehe die Widerrufsfrist zu laufen beginnt, wird der 
zweiten in der Zeitschriftenmeldung erwähnten Um-
gehungsmöglichkeit begegnet. Selbst wenn es einem 
Verkäufer oder Vertreter gelingen sollte, zwei 
Unterschriften des Käufers unter dem Vorwand, es 
handele sich nur um die Bestätigung eines Werbe-
gesprächs, zu erhalten, kann entweder der Käufer 
sich anschließend aus der ihm überlassenen Abschrift 
Kenntnis davon verschaffen, daß er eine rechts-
geschäftliche Verpflichtung eingegangen ist und 
diese dann widerrufen, oder aber, wenn ihm zur 
Aufrechterhaltung der Täuschung eine Abschrift 
nicht ausgehändigt wurde, beginnt die Frist nicht 
zu laufen mit der Folge, daß sich der Käufer auch 
dann noch von dem Vertrag lösen kann, wenn die 
Ware geliefert, aber noch nicht voll bezahlt wor-
den ist. 

In welcher Weise die dritte in der Zeitungsmel-
dung angedeutete Umgehungsmöglichkeit funktio-
nieren soll, läßt sich dieser nicht entnehmen. Die 
Regelungen des Abzahlungsgesetzes gelten nach 
ständiger Rechtsprechung auch dann, wenn der Ver-
käufer nicht selbst durch Bewilligung von Raten-
zahlungen Kredit gewährt, sondern die Kredit-
gewährung durch Dritte, beispielsweise eine Teil-
zahlungsbank, vermittelt. Im übrigen bestimmt § 1 b 
Abs. 4 des Abzahlungsgesetzes, daß sich das Wider

-

rufsrecht auch auf Verträge über Dienst- oder Werk

-

leistungen erstreckt, wenn diese im Zusammenhang 
mit einem Vertrag über die Lieferung beweglicher 
Sachen eingegangen worden sind, soweit der eine 
Vertragsteil ohne den anderen für den Käufer ohne 
Interesse ist. 

Zu Frage B 11: 

Die Bundesregierung wird die Auswirkungen des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Abzahlungs-
gesetzes aufmerksam beobachten, nicht zuletzt im 
Hinblick darauf, daß der Bundestag bei der Verab-
schiedung dieses Gesetzes die Bundesregierung auf-
gefordert hat, zwei Jahre nach Inkrafttreten des 
Gesetzes über die Erfahrungen mit dem Gesetz dem 
Bundestag zu berichten. Besondere organisatorische 
Vorkehrungen für eine zentrale Sammlung und Aus-
wertung von Umgehungsversuchen wurden jedoch 
nicht getroffen, da der Aufwand für eine solche Or-
ganisation  unter Umständen in keinem Verhältnis 
zu den zu gewinnenden Erkenntnissen steht. Es kann 
jedoch erwartet werden, daß Erkenntnisse nicht-
staatlicher Stellen — wie beispielsweise der Zen-
trale zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs e. V. 
— der Bundesregierung ggf. zugänglich gemacht 
werden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Pieroth (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 12) : 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestätigen, wo-
nach die US-Streitkräfte im Zuge von Rationalisierungsmaß-
nahmen planen, U.  a. im Bereich des US-Depots Nahbollenbach, 
in naher Zukunft eine erhebliche Anzahl deutscher Arbeitneh-
mer zu entlassen, und was wird die Bundesregierung gegebenen-
falls zur sozialen Sicherung der betroffenen Arbeitnehmer unter-
nehmen? 

Die Bundesregierung ist unterrichtet, daß zwi-
schen einzelnen US-Hauptquartieren Studien über 
eine Veränderung ihrer Depotstruktur besprochen 
werden. Diese Studien erstrecken sich auch auf das 
Depot Nahbollenbach. Über einen bevorstehenden 
Personalabbau im Bereich dieses US-Depots ist der 
Bundesregierung nichts bekannt. 

Ich habe das US-Hauptquartier um Stellungnahme 
zu den dahin gehenden Presseberichten gebeten. So-
bald mir die Stellungnahme vorliegt, werde ich 
Sie unterrichten. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Pohlmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 13) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die monatliche Besuchs-
pauschale von 100 DM für die Aufnahme von Besuchern aus der 
DDR in Anpassung an die Erhöhung des Unterhaltsfreibetrags 
in § 33 a Abs. 1 EStG 1975 von 1 200 DM auf 3 000 DM ab 1975 
zu erhöhen? 



9006* 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 132. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1974 

Eine Ihrer Anfrage entsprechende Frage zur Er-
höhung des Pauschbetrags von 100 DM für die be-
suchsweise Aufnahme von Verwandten und sonsti-
gen Angehörigen aus der DDR war bereits u. a. Ge-
genstand der mündlichen Anfrage des Abgeordne-
ten Wilfried Böhm in der Fragestunde des Deut-
schen Bundestages am 16./17. Oktober 1974. Diese 
Anfrage ist von Herrn Parlamentarischen Staatsse-
kretär Haehser schriftlich beantwortet worden (vgl. 
Anlage 10 zum Stenografischen Bericht über die 
126. Sitzung des Deutschen Bundestages am 18. Ok-
tober 1974, S. 8489). 

Ergänzend bemerke ich noch folgendes: Mit dem 
von Ihnen angesprochenen Pauschbetrag von mo-
natlich 100 DM für die besuchsweise Aufnahme von 
Verwandten und sonstigen Angehörigen aus der 
DDR sollen lediglich Aufwendungen für die Beher-
bergung und Beköstigung einschließlich etwaiger 
Nebenausgaben pauschal abgegolten werden. Son-
stige Unterhaltsleistungen, wie z. B. Anschaffung 
von Kleidung für den Besucher, können gesondert 
neben dem Pauschbetrag im Rahmen des ab 1975 
geltenden abziehbaren Höchstbetrags von jährlich 
3 000 DM für die unterhaltene Person berück-
sichtigt werden. Zieht man dies mit in Betracht, so 
ist der Pauschbetrag von 100 DM für den Durch-
schnitt der Fälle auch heute noch ausreichend. Er-
wachsen einem Steuerpflichtigen tatsächlich hö-
here Aufwendungen, die er nachweist oder zumin-
dest glaubhaft macht, etwa bei Unterbringung des 
Besuchers in einem Hotel oder in einer Pension, 
so können sie im Rahmen des Höchstbetrags abge-
zogen werden. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2767 Fragen B 14 und 15) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich Bundesdienststellen 
gegenüber den Gemeinden weigern, die von ihnen geschuldeten 
kommunalen Gebühren und Abgaben im Abbuchungsverfahren 
einziehen zu lassen? 

Ist die Bundesregierung bereit anzuerkennen, daß die Teil-
nahme der Bundesdienststellen am Abbuchungsverfahren zu einer 
beachtlichen Vereinfachung der Verwaltungsarbeit in den Ge-
meinden und damit auch zu der dringend erforderlichen Ko-
stensenkung in den Gemeindeverwaltungen beitragen würden? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Bundes-
dienststellen geschuldete kommunale Gebühren und 
Abgaben nur in Einzelfällen im Abbuchungsverfah-
ren einziehen lassen. 

Die Bundesregierung sieht sich nicht in der Lage, 
ihre Dienststellen generell anzuweisen, dem Abbu-
chungsverfahren durch die Gemeinden zuzustimmen, 
weil es die Betriebsmittelkontrolle unmöglich ma-
chen und die Überwachung der Haushaltsmittel we-
sentlich erschweren würde. 

Die Gemeinden können nämlich die an ein Abbu-
chungsverfahren gegenüber einer Behörde zu stel-
lenden Bedingungen in der Regel nicht erfüllen. Sie 
geben nicht die erforderliche genaue Aufschlüsse

-

lung der Abbuchungsbeträge auf einzelne Positionen 
an (wichtig z. B. für die Verbuchung der Aufwen-
dungen für Liegenschaften) und teilen die Abbu-
chungsbeträge und Abbuchungstage vorher nicht 
mit, so daß die erforderlichen Geldmittel nicht auf 
den Konten der Bundeskassen bereitgestellt werden 
können. 

Bei den Gemeinden, die diese Bedingungen er-
füllen, kann das Abbuchungsverfahren zugelassen 
werden. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 16) : 

Hat das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen die Akten-
verbringung von der hessischen Landesbank in Frankfurt nach 
Wiesbaden und zurück überprüft und wenn ja, mit welchem 
Ergebnis? 

Das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen hat 
nach der Prüfung keinen Anlaß gesehen, bankauf-
sichtsrechtliche Maßnahmen zu ergreifen. Ich bitte 
um Verständnis, daß ich auf Einzelheiten wegen der 
Schweigepflicht nach § 9 Abs. 1 des Kreditwesen-
gesetzes nicht eingehen kann. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 17) : 

Wie hoch war die Zahl der Abwanderung in den letzten 
Jahren bei den Steuerbeamten aus der Finanzverwaltung, ge-
trennt nach Ländern, welche Gründe löste eine solche Abwande-
rungsbewegung aus, und welche Folgen sind daraus für die 
Beamtenrechts- und Besoldungsneuregelung zu ziehen? 

1. Die Zahl der abgewanderten Steuerbeamten in 
den Jahren 1971-1973 ist aus der beigefügten Auf-
stellung ersichtlich. Bemerkenswert ist insbeson-
dere, daß bei fast allen Ländern im Jahr 1973 die 
Abwanderungsquote etwas geringer wurde. 

2. Folgende Gründe haben hauptsächlich zur Ent-
lassung auf eigenen Antrag geführt: Übertritt in die 
freie Wirtschaft und in die steuerberatenden Be-
rufe, Studium und Heirat (weibliche Beamte). 

3. Die Abwanderungsquote bei der Steuerverwal-
tung beruht u. a. darauf, daß Steuerbeamte aufgrund 
ihrer Ausbildung besonders gute Fortkommensmög-
lichkeiten in der freien Wirtschaft haben. 

Der Stellenkegel für Steuerbeamte ist durch die 
Verordnung zu § 5 Abs. 6 Satz 3 des Bundesbesol-
dungsgesetzes vom 23. 12. 1971 nicht unerheblich 
verbessert worden. Durch verstärkte Einstellung 
von Nachwuchskräften wird, so hoffe ich, nicht nur 
die Abwanderung ausgeglichen, sondern auch der 
Personalfehlbestand bei der Steuerverwaltung all-
mählich verringert werden können. 
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Abwanderung von Steuerbeamten 

(Höh., geh. und mittl. Dienst sowie Beamte z. A.) 

Gründe 

Land Jahr 
Versetzung 

 an andere 
Verwal

-

tungen 

Entlassung 
auf eigenen 

Antrag 

Zusammen 
% 
der 

Istbesetzung 

Ist

-

besetzung 
31. 12. 

1971 37 178 215 3,9 5 522  

Baden-Württemberg  1972 31 195 226 3,6 6 225 

1973 41 193 234 3,5 6 759  

1971 52 195 247 2,5 9 973  

Bayern 1972 49 256 305 3,0 10 320 

1973 1 238 255 2,4 10 738  

1971 4 36 40 1,4 2 942  

Berlin 1972 9 41 50 1,7 2 922 

1973 9 32 41 1,3 3  

1971 6 26 32 4,8 665  

Bremen 1972 34 10 44 5,5 804 

1973 11 16 27 3,4 807  

1971 23 79 102 4,1 2 494  

Hamburg  1972 19 69 88 3,5 2 531 

1973 4 43 47 1,8 2 581  

1971 31 42 73 2,0 3 748  

Hessen 1972 28 27 55 1,5 3 780  

1973 30 54 84 2,2 3 860  

1971 40 164 204 3,9 5 305  

Niedersachsen 1972 42 154 196 3,7 5 322 

1973 18 83 101 1,9 5 328  

1971 146 314 460 3,7 12 458  

Nordrhein-Westfalen 1972 106 396 502 3,8 13 089 

1973 88 356 444 3,2 13 730  

1971 12 34 46 1,7 2 702  

Rheinland-Pfalz 1972 32 34 66 2,5 2 681 

1973 39 32 71 2,5 2 835  

1971 4 15 19 2,2 857  
Saarland 1972 4 15 19 1,9 999 

1973 4 7 11 1,1 1 031  

1971 20 41 61 3,2 1 912  

Schleswig-Holstein  1972 25 53 78 4,0 1 970 
1973 9 61 70 3,3 2 094  

1971 375 1 124 1 499 3,1 48 578  

Summe 1972. 379 1 250 1 629 3,2 50 643  
1973 270 1 115 1 385 2,6 52 906  
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Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Lenders (SPD) (Drucksache 
7/2767 Frage B 18) : 

Hält die Bundesregierung selbst disziplinäre Vereinbarungen 
zur Verbesserung der Qualität der Werbung — sowohl die 
Verhinderung von negativen Auswüchsen, als auch das Be-
mühen um inhaltsvollere Werbung, wie Vorschreibung von 
Mindestinformationen — für zulässig nach § 28 GWB, und wenn 
nein, was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um solche Be-
strebungen zur Qualitätsverbesserung der Werbung zu unter-
stützen? 

Die Bundesregierung begrüßt Initiativen aus der 
Wirtschaft, die darauf abzielen, die Aussagen der 
Werbung qualitativ zu verbessern. Kartellrechtliche 
Bedenken bestehen gegenüber derartigen gerade 
auch für den Verbraucher positiven Maßnahmen 
grundsätzlich nicht. So hat das Bundeskartellamt die 
vom Deutschen Werberat aufgestellten Verhaltens-
regeln für die Werbung vor und mit Kindern im 
Werbefunk und Werbefernsehen sowie die „inter-
nationalen Verhaltensregeln für die Werbepraxis", 
die auch für die deutsche Werbewirtschaft gelten, 
nicht beanstandet. Wettbewerbsrechtliche Bedenken 
könnten jedoch insbesondere bestehen, wenn durch 
Vereinbarungen über eine Beschränkung der Wer-
bung die Marktchancen für neu in den Markt ein-
getretene Unternehmen beeinträchtigt werden könn-
ten. Solche Fälle müßten im Einzelfalle von den Kar-
tellbehörden geprüft werden. Hier sind durch die 
Erweiterung der „Wettbewerbsregeln" durch die 
Kartellgesetznovelle auch die Möglichkeiten zur 
kartellrechtlichen Zulassung von selbstdisziplinä-
ren Vereinbarungen in der Werbewirtschaft ver-
bessert worden. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatsserketärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/2767 Frage B 19) : 

Erwägt die Bundesregierung, im Rahmen der Energiegesetz-
gebung auch Vorschläge zur Einsparung von Heizungsenergie 
zu machen, wie sie vielfalt von der Industrie in der Öffent-
lichkeit zur Erörterung gestellt werden? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, ein Gesetz ein-
zubringen, das insbesondere die Rechtsgrundlage 
für die  verbindliche Einführung eines erhöhten 
Wärmeschutzes in Neubauten schafft. 

Die Einbringung eines solchen Gesetzentwurfs, 
der auf Artikel 74 Nr. 11 des Grundgesetzes (Recht 
der Wirtschaft) gestützt werden soll, ist in Text-
ziffer 71 der am 23. Oktober 1974 beschlossenen 
Fortschreibung des Energieprogramms angekündigt. 
Die Beratungen zwischen den zuständigen Bundes-
ressorts über die inhaltliche Gestaltung eines sol-
chen Gesetzentwurfs sind eingeleitet. Bei den ge-
genwärtigen Verhandlungen müssen schwierige 
technische Probleme unter Berücksichtigung der ver-
fassungsmäßigen Grenzen geklärt werden, bevor 

eine Abstimmung mit den Bundesländern eingeleitet 
werden kann. 

Nach den Vorstellungen der Bundesregierung sol-
len Kontrolle und Überwachung der neuen Vor-
schriften den Baubehörden der Länder, die auch für 
den Vollzug der Bauordnungen der Länder zustän-
dig sind, obliegen. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2767 Fragen B 20 und 21) : 

Hält die Bundesregierung die Zuwendungskriterien für das mit 
950 Millionen DM dotierte Konjunkturstützungsprogramm für 
ausreichend? 

Welche Möglichkeiten bestehen, daß Gebiete mit überdurch-
schnittlicher Arbeitslosigkeit in den Genuß der Mittel kommen, 
obwohl sie nicht Bundesförderungs- und Ausbaugebiete sind wie 
zum Beispiel die Landkreise Wetzlar und Dillenburg? 

Die Kriterien für die Auswahl der mit dem „Son-
derprogramm zur regionalen und lokalen Abstüt-
zung der Beschäftigung" zu fördernden Maßnahmen 
sind auf der Grundlage der eingehenden konjunk-
turellen Analyse der Bundesregierung vom 11. Sep-
tember 1974 in den anschließenden Beratungen mit 
den Ländern und Gemeinden im Rahmen des Kon-
junkturrates für die öffentliche Hand und des Fi-
nanzplanungsrates abschließend beraten worden. Die 
Bundesregierung hält die Kriterien für situations-
gerecht und für ausreichend. 

Eine weitergehende Bindung durch die Aufnahme 
zusätzlicher Kriterien erschien angesichts der Ziel-
setzungen des Sonderprogramms und der gesamt-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen nicht erforder-
lich und hätte zudem den Entscheidungsspielraum 
der Länder, die ja aus ihrer Kenntnis der örtlichen 
Gegebenheiten heraus am ehesten eine angemessene 
örtliche Verteilung der Mittel gewährleisten kön-
nen, über Gebühr eingeengt. 

Aufgrund der Kriterien sind Projekte in Gebieten 
mit einer über dem Bundesdurchschnitt liegenden 
Arbeitslosigkeit auszuwählen; wegen der Konzen-
tration des Programms auf den Bausektor ist außer-
dem die Beschäftigungslage im Baubereich zu be-
rücksichtigen. Eine Beschränkung auf Bundesförder-  
und Bundesausbaugebiete ist damit ausdrücklich 
nicht vorgesehen, auch wenn sich im Ergebnis her-
ausstellen sollte, daß in den Gebieten der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" die erwähnten regionalen Auswahl-
kriterien in der Regel am ehesten erfüllt sind. 

Im Rahmen des mit 250 Millionen DM ausgestatte-
ten Programmteils B, der die reinen Bundesinve-
stitionen umfaßt, werden Zuschüsse in Höhe von 
330 000 DM für Hochbaumaßnahmen der Deutschen 
Bundesbahn in den Landkreis Wetzlar vergeben. 
Welche Mittel insgesamt in die von Ihnen angespro-
chenen Landkreise fließen werden, wird in entschei-
dendem Maße von der Projektauswahl der Länder 
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abhängen, da die örtliche Festlegung des Programm- 
teils A im Umfang von insgesamt 700 Millionen DM 
in erster Linie von den Ländern zu treffen sein wird. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 22) : 

Wie hoch sind die Mittel, die aus dem 950-Millionen-Sonder-
programm der Bundesregierung je in die Landkreise Ansbach, 
Neustadt/Aisch — Bad Windsheim und Roth — Hilpoltstein, 
sowie in die kreisfreien Städte Ansbach und Schwabach fließen, 
und würde die wirtschaftliche Situation in diesen Gebieten nicht 
eine höhere Förderung aus diesem Programm notwendig machen? 

Anträge auf Förderung von Infrastrukturmaß-
nahmen im Rahmen des 2. Sonderprogramms wer-
den zunächst von der zuständigen Landesregie-
rung geprüft. Von dor t  werden sie, soweit ihnen 
das Land zu entsprechen beabsichtigt, dem Bun-
desministerium für Wirtschaft zur Stellungnahme 
zugeleitet. Wenn diese Anträge von mir geprüft 
sind und der Bescheid an das Land erteilt wird, will 
ich gerne auf Ihre Frage abschließend Stellung 
nehmen. Die vom Bayerischen Staatsministerium 
für Wirtschaft und Verkehr übersandten Anträge 
werden gegenwärtig überprüft. 

Die Mittel des 950-Millionen-Sonderprogramms 
werden zur regionalen und lokalen Abstützung der 
Beschäftigung eingesetzt. Soweit in den von Ihnen 
genannten Kreisen und Städten eine überdurch-
schnittliche Arbeitslosigkeit vorherrscht, liegt es in 
der Zuständigkeit des Landes, dort entsprechende 
Förderungsvorhaben vorzuschlagen. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Möhring (SPD) 
(Drucksache 7/2767 Fragen B 23 und 24) : 

Hat die Bundesregierung bei Betriebsstillegungen in den 
strukturschwachen Zonenrandgebieten statistische Erhebungen 
darüber eingeleitet, in welchem Umfang öffentliche Mittel der 
Zonenrandförderung und des Investitionszulagengesetzes, deren 
Hergabe die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze voraussetzt, 
durch Fehlplanungen von Unternehmern verlorengegangen sind, 
ohne daß diese befristete Zweckbindung voll erfüllt wurde? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zur rechtlichen Siche-
rung solcher öffentlichen Mittel gegen mißbräuchliche Nutzung 
zum Schaden der Arbeitnehmer, die im Vertrauen auf diese 
Hilfen des Bundes und der Länder ihre Arbeit aufgenommen 
hatten? 

In Ihrer Antwort (BT-Drucksache 7/2636) auf die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Schröder (Lüne-
burg), Dr. Warnke, Dr. Mark u. a. (BT-Drucksache 
7/2565) hat die Bundesregierung u. a. bereits darauf 
hingewiesen, daß die Statistik der Konkurse und 
Vergleichsverfahren nur Angaben für das Bundes-
gebiet und die Bundesländer insgesamt liefert, so 
daß für die wirtschafts- und strukturschwachen Ge

-

biete keine Angaben gemacht werden können. 
Selbst wenn diese Zahlen vorlägen, wäre es wohl 
nicht möglich festzustellen, ob die Betriebsstillegun-
gen letztlich durch Fehlplanungen der Unterneh-
men verursacht worden sind. 

Die Gewährung finanzieller Hilfen für Investitio-
nen in den Fördergebieten nach dem Investitionszu-
lagengesetz steht unter dem Vorbehalt, daß die 
betriebliche Tätigkeit in dem vorgesehenen Umfang 
durchgeführt wird; insbesondere, daß die geplanten 
Dauerarbeitsplätze tatsächlich geschaffen werden. 
Die Förderungszusage kann mit entsprechenden spe-
ziellen Bedingungen oder Auflagen versehen wer-
den (vgl. § 2 Abs. 3 InvZulG 1973). Stellt sich nach-
träglich heraus, daß die Voraussetzungen für eine 
Förderung nicht erfüllt sind, kann die Bescheinigung 
über die Förderungswürdigkeit zurückgenommen 
werden (vgl. § 2 Abs. 4 InvZulG 1973). Zu Unrecht 
gewährte Förderungsmittel werden zurückgefordert 
(vgl. § 5 Abs. 5 InvZulG 1973). Entsprechend wird 
auch bei der Förderung mit Mitteln der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" verfahren, für deren Durchführung 
die Länder zuständig sind. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Nordlohne (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2767 Fragen B 25 und 26) : 

Wann ist der Tatbestand erfüllt, daß durch die Verschiebung 
von Bevölkerungsanteilen eine gemeindescharf bestimmte Klem-
mer-Region im Kern verändert wird? 

Liegt nach Auffassung der Bundesregierung eine Nichtverände-
rung  im Kern auch dann noch vor, wenn z. B. aus der bereits 
gemeindescharf bestimmten Klemmer-Region Nr. 25 (Kreise 
Vechta, Diepholz und Bersenbrück), die insgesamt rund 250 000 
Einwohner umfaßt, ca. 12 Gemeinden mit über 75 000 Einwohnern 
nach dem Vorschlag des Landes Niedersachsen wieder heraus-
genommen werden  sollen? 

Wie Ihnen bekannt, lassen die Grundsatzbe-
schlüsse des Planungsausschusses vom 21. August 
1974 den Ländern einen begrenzten Austauschspiel-
raum bei der gemeindescharfen Abgrenzung der 
Fördergebiete. Die Prüfung der Anmeldungen aller 
Länder wird erst zeigen, ob dieser Spielraum sinn-
voll ausgenutzt worden ist. Daher kann sich die 
Bundesregierung gegenwärtig auch nicht zu dem 
von Ihnen gebildeten Beispiel äußern. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 27): 

Aus welchem Grund kauft die Bundesregierung für die Bundes-
reserve Berlin-West Weizen aus der DDR, obgleich Qualitäts-
weizen in der Bundesrepublik Deutschland reichlich zur Verfü-
gung steht? 
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An Qualitäts- und Füllweizen hat die Bundes-
republik Deutschland einen Zuschußbedarf, der 
aus der Gemeinschaft, dritten Ländern und im Rah-
men des innerdeutschen Handels auch aus der DDR 
gedeckt wird. Würde aus dem Bundesgebiet Weizen 
nach West-Berlin verbracht, müßte eine Ersatzein-
deckung erfolgen. Außerdem würden Transport-
kosten entstehen. Bei dem Bezug aus der DDR ent-
fallen diese Kosten. 

Qualitätsweizen wird aus der DDR nicht bezogen. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 28) : 

In welcher Weise wird sich die Bundesregierung an der 
Werbekampagne der Europäischen Gemeinschaft für Rindfleisch 
beteiligen? 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1857/74 des 
Rates vom 16. Juli 1974 sind die Mitgliedstaaten 
der EG ermächtigt worden, auf dem Rindfleischsek-
tor eine Werbe- und Informationskampagne durch-
zuführen, zu deren Finanzierung Gemeinschaftsmit-
tel zur Verfügung gestellt werden sollten. Durch 
eine ergänzende, vom Rat bisher noch nicht be-
schlossene Verordnung soll die Aktion auf die an-
deren einer gemeinsamen Marktorganisation unter-
liegenden Fleischarten (Schweine- und Geflügel-
fleisch) ausgedehnt werden. Die Gesamtdauer bei-
der Aktionen soll vom 21. Juli 1974 bis zum 20. Juli 
1975 begrenzt sein. Die Aufklärungskampagne soll 
zu 50 v. H. der entsprechenden Ausgaben aus dem 
EAGFL, Abt. Garantie, finanziert werden. Insgesamt 
ist ein Höchstbetrag von 3 Millionen RE vorge-
sehen, der zwischen den Mitgliedstaaten nach Maß-
gabe des Verhältnisses zwischen der Bevölkerung 
jedes einzelnen Mitgliedstaates und der Gesamtbe-
völkerung der Gemeinschaft aufgeteilt werden soll; 
auf die Bundesrepublik Deutschland entfallen hier-
nach insgesamt höchstens 708 900 RE oder rund 
2,6 Millionen DM. 

Solange der erwähnte Vorschlag einer Verord-
nung betreffend die Finanzierung von Werbe- und 
Aufklärungsfeldzügen für den Fleischverbrauch 
vom Rat nicht beschlossen ist, kann im einzelnen 
noch nicht gesagt werden, in welcher Weise sich 
die Bundesregierung an der Werbekampagne für 
Rindfleisch (ebenso wie für Schweinefleisch und für 
Geflügelfleisch) beteiligen wird. Es bestehen jedoch 
Pläne, die Aktion insgesamt durch die Centrale 
Marketinggesellschaft der deutschen Agrarwirt-
schaft mbH (CMA) durchführen zu lassen. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekreaärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 29) : 

Wie entwickelte sich mengenmäßig der jährliche steuerbegün-
stigte Gasölverbrauch in der Landwirtschaft seit 1968? 

Die deutsche Landwirtschaft erhält nach Maß-
gabe des Gasöl-Verwendungsgesetzes — Landwirt-
schaft (GVLwG) vom 22. Dezember 1967 eine Ver-
billigung für den von ihr verbrauchten Dieselkraft-
stoff (Gasöl). Die Höhe der Verbilligung ist maß-
geblich beeinflußt von der Höhe der auf dem Die-
selkraftstoff (DK) lastenden Mineralölsteuer. Es 
muß aber betont werden, daß es sich bei der Ver-
billigung nach dem GVLwG nicht um eine steuer-
liche Maßnahme und somit nicht um eine Steuer-
begünstigung handelt. 

Folgende Gasölmengen sind verbilligt worden: 

1968: 1 243 Millionen Liter DK 
1969: 1 260 Millionen Liter DK 
1970: 1 259 Millionen Liter DK 
1971: 1 277 Millionen Liter DK 
1972: 1 297 Millionen Liter DK 
1973: 1 315 Millionen Liter DK 
1974: 1 312 Millionen Liter DK 

Bemerkungen zu einzelnen Jahresangaben: 

— 1968: Das GVLwG trat am 1. 5. 1968 in Kraft. 
Von der genannten Menge des Jahres 
1968 wurde nur das ab 1. 5. 1968 ver-
brauchte Gasöl verbilligt, d. h. ca. 2/3 des 
Jahresverbrauchs. 

— 1972: Die Verbilligung wurde zum 1. 3. 1972 
von 32,15 DM  je  100 1 DK auf 36,15 DM 
je 100 1 DK entsprechend der Erhöhung 
der Mineralölsteuer angehoben. 

— 1973: Die Verbilligung wurde zum 1. 7. 1973 
von 36,15 DM  je  100 1 DK auf 41,15 DM 
je 100 1 DK entsprechend der Erhöhung 
der Mineralölsteuer angehoben. 

— 1974: Es handelt sich bei der Angabe um den 
voraussichtlichen Jahresverbrauch. 

Die Angaben beruhen auf der Höhe der in An-
spruch genommenen Haushaltsmittel sowie Mittei-
lungen der Länder. 

 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Gölter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2767 Fragen B 30 und 31) : 

Trifft es zu, daß die deutschen Tabakanbauer aus der jüng-
sten allgemeinen EG-Agrarpreiserhöhung um 5 % keine Preis-
verbesserungen für ihre Produkte erzielen können, weil zwar 
die sogenannten Zielpreise für Tabak erhöht worden sind, nicht 
jedoch die Prämien? 

Trifft es zu, daß die Vertragspreise für Tabak teilweise unter 
das Interventionspreisniveau abgesunken sind, und ist die Bun-
desregierung bereit, zu intervenieren? 

Zu Frage B 30: 

Seit Inkrafttreten der EG-Marktorganisation für 
Rohtabak erfolgt der Absatz deutscher Tabake nicht 
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mehr durch Versteigerungen (Einschreibungen), son-
dern auf der Basis von Anbau- und Lieferverträgen. 
In den Jahren 1970 bis 1973 konnte der Tabak in 
Höhe des Zielpreises, zum Teil auch wesentlich dar-
über, abgesetzt werden. Hierfür waren die nach der 
Marktorganisation gewährten Prämien maßgebend, 
die für deutsche Tabake, je nach Sorten verschieden, 
zur Zeit etwa zwischen 52 und 62 % des Zielpreises 
ausmachen. Bei ihren Vorschlägen für die Preisrege-
lung 1974 ist die Kommission von dem Grundsatz 
ausgegangen, daß angesichts der Weltmarktentwick-
lung und der ohnehin sehr hohen Belastung des Ge-
meinschaftshaushalts durch die Tabakprämien — sie 
betragen jährlich rund 130 Mill. RE — eine Anhe-
bung der Prämien nicht zu verantworten sei. Bis auf 
geringfügige Ausnahmen war deshalb im Frühjahr 
dieses Jahres im Ministerrat für die Ernte 1974 nur 
eine Anhebung der Zielpreise zu erreichen, die bei 
den Oktoberverhandlungen um weitere 5 % erhöht 
wurden. 

Soweit ich unterrichtet bin, haben die deutschen 
Pflanzer gegenüber ihren Vertragspartnern jedoch 
keine höheren Vertragspreise durchsetzen können. 

Zu Frage B 31: 

Die Vertragspreise für die Bezugsqualitäten bei 
Tabak sind bei den drei deutschen Sorten hart an die 
Interventionspreise herangerückt. Ich hoffe dennoch, 
daß eine Intervention von deutschem Tabak ver-
mieden werden kann. Für die Sorte Badischer 
Geudertheimer konnte ich in Brüssel eine Ausfuhr-
erstattung erreichen, um die Restmengen der Ernten 
1972 und 1973 absetzen und die Aufnahme der neuen 
Ernte ermöglichen zu können. 

Dennoch habe ich veranlaßt, daß Vorsorge für den 
Ausnahmefall einer Intervention getroffen wird. In 
den nächsten Tagen wird eine „Verordnung über die 
Durchführung der Intervention bei Rohtabak" in 
Kraft treten. Die „Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Zucker und Rohtabak" bereitet entsprechende Durch-
führungsbestimmungen vor. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift

-

liche Frage des Abgeordneten Schröder (Wilhelmi

-

nenhof) (CDU/CSU) (Drucksache 7/2767 Frage B 32) : 
Sind der Bundesregierung Absichten der Max-Planck-Gesell-

schaft bekannt, die Arbeit des Max-Planck-Instituts für Land-
arbeit und Landtechnik in Bad Kreuznach in absehbarer Zeit 
zu beenden, und ist die Bundesregierung bereit, dieses Institut 
als Bundesforschungsanstalt zu übernehmen, oder welche weite-
ren Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um die von diesem 
Institut durchgeführten Aufgaben weiterzuführen? 

Nach meiner Kenntnis gibt es noch keine Ent-
scheidungen der zuständigen Gremien der Max-
Planck-Gesellschaft über die Zukunft des Max-
Planck-Instituts für Landarbeit und Landtechnik in 
Bad Kreuznach. Falls die Max-Planck-Gesellschaft 
eine Einstellung der Arbeiten des Instituts beschlie

-

ßen sollte, wäre dessen Übernahme als Bundesfor-
schungsanstalt nur mit zusätzlichen finanziellen Auf-
wendungen des Bundes möglich, die angesichts der 
bestehenden Haushaltslage derzeit nicht aufgebracht 
werden können. Bei einer eventuellen Auflösung des 
Instituts werde ich prüfen, ob und gegebenenfalls 
welche agrarpolitisch wichtigen Forschungsarbeiten 
in die Arbeitsprogramme der landtechnischen Insti-
tute der Forschungsanstalt für Landwirtschaft Braun-
schweig-Völkenrode einbezogen werden können. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Rollmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 33) : 

Welche Mengen und Arten von Lebensmitteln sind in den ver-
gangenen Jahren in der Bundesrepublik Deutschland auf Grund 
europäischer oder nationaler Rechtsvorschriften vernichtet oder 
für den menschlichen Verzehr ungenießbar gemacht worden? 

In der Bundesrepublik Deutschland sind in den 
vergangenen Jahren aufgrund europäischer oder na-
tionaler Rechtsvorschriften keine Lebensmittel ver-
nichtet worden. 

In den Futtersektor wurden gelenkt: 

1972/73 1973/74 

1. Weichweizen 967 146 t 711 419 t 

2. a) Magermilch flüssig 2 826 160 t 2 372 600 t 

b) Magermilchpulver 22 700 t 260 100 t 
(1972) (1973) 

3. Zucker (Bienenzucker) 24 301 t 13 561 t 

davon exportiert 11 280 t 4 120 t 

In allen Fällen wurden die Maßnahmen auf Grund 
von europäischen Rechtsvorschriften durchgeführt. 
Sie dienen dazu, sicherzustellen, daß die mit Hilfe 
von Beihilfen verbilligten Rohstoffe auch tatsächlich 
der beabsichtigten Verwertung im Futtersektor zu-
geführt werden. 

Die Denaturierung von Weichweizen ist ab 
10. Februar 1974 eingestellt. 

Bezüglich der Maßnahmen auf Grund der Fisch-
marktorganisation nehme ich Bezug auf mein Ant-
wortschreiben vom 6. November 1974 Az 721-3980 
auf Ihre mündliche Anfrage vom 27. Oktober 1974 
(Drucksache 7/2720, Frage 46 B). 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift

-

lichen Fragen des Abgeordneten Böhm (Melsungen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2767 Fragen B 34 und 35) : 
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Wieviel Sendungen (Waggons oder Lastkraftwagen) mit Roggen 
aus dem Ostblock sind 1971, 1972, 1973 und 1974 über Bebra 
und Herleshausen in die Bundesrepublik Deutschland gelangt, 
und wieviel Getreideproben zur Untersuchung auf Pflanzenschutz-
mittelrückstände und Käferbesatz wurden jeweils entnommen? 

Ist gewährleistet, daß Importsendungen von Getreide aus dem 
Ostblock, denen Proben zur Untersuchung auf Pflanzenschutz-
mittelrückstände und Käferbesatz in Bebra und Herleshausen 
entnommen werden, dort solange festgehalten werden, bis das 
Ergebnis der Probenuntersuchung vorliegt? 

Zu Frage B 34: 

Nach mir vorliegenden Informationen wurde in 
den Jahren 1971 bis 1973 aus den Ostblockstaaten 
über die Einlaßstellen Bebra und Herleshausen kein 
Roggen, wohl aber Futter- und Braugerste einge-
führt. 

1974 standen, wie ich bereits vor kurzem auf an-
dere Anfragen mitgeteilt habe, rd. 3 300 t Roggen in 
Bebra und Herleshausen zur Untersuchung an. Durch 
den Pflanzenschutzdienst werden von jeder Sendung 
Mischproben gezogen, von denen 15 zur Rückstands-
untersuchung an das zuständige Lebensmittelunter-
suchungsamt weitergeleitet wurden. 

Zu Frage B 35: 

Da eine Verkäferung von Getreidepartien kurz-
fristig nachweisbar ist, ist eine längere Stornierung 
an den Einlaßstellen nicht erforderlich. Soweit durch 
Rückstandsuntersuchungen nicht duldbare Werte 
festgestellt werden, ist nach § 1 Abs. 5 der gültigen 
Höchstmengenverordnung vor Abgabe dieser Par-
tien an den Endverbraucher eine Lagerung oder Be-
handlung (z. B. Verschnitt) durch den Importeur 
möglich. Ihm werden hierfür entsprechende Auf-
lagen erteilt. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Höcherl (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 36) : 

Warum darf der Bundestag den Inhalt des Gutachtens für eine 
neue europäische Agrarpolitik nicht vor dem Erscheinen des 
Buchs des Bundesministers für Wirtschaft, Dr. Friderichs, er-
fahren? 

Herr Bundesminister Friderichs hat sich in seinem 
Buch „Mut zum Markt" auf eine interne Studie ge-
stützt, die im Bundeswirtschaftsministerium auf Ver-
anlassung des Herrn Bundeskanzlers zur Agrar-
problematik der EG aus gesamtwirtschaftlicher Sicht 
erstellt worden war. 

Die Studie ist innerhalb der Bundesregierung nicht 
erörtert worden. Sie kann daher nicht als ein ver-
abschiedetes Regierungsprogramm angesehen wer-
den, das dem Bundestag hätte zugeleitet werden 
müssen. 

Die Bundesregierung wird sich in Kürze mit einer 
Bestandsaufnahme der EG-Agrarpolitik befassen, 
und zwar aufgrund einer von mir, als dem für die 
Agrarpolitik zuständigen Ressortminister, zu erstel-
lenden Vorlage. Die Ergebnisse dieser Beratungen 

werden als deutsche Überlegungen zur Fortentwick-
lung der gemeinsamen Agrarpolitik der EG-Kom-
mission übermittelt und Grundlage für die deutsche 
Haltung bei den Verhandlungen auf Gemeinschafts-
ebene werden. Der Bundestag wird über die deut-
sche Haltung entsprechend unterrichtet werden. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Schmidt (Kempten) 
(FDP) (Drucksache 7/2767 Fragen B 37 und 38) : 

Welche statistischen Daten liegen der Bundesregierung über 
Unfälle in Haushalten vor, nimmt die Zahl der Haushaltsunfälle 
zu, und wie ist die Entwicklung bei Unfällen im Haushalt mit 
tödlichem Ausgang? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen bzw. 
vorgesehen, um Haushaltsunfällen entgegenzuwirken, und welche 
weiteren Maßnahmen hält die Bundesregierung dazu für erfor-
derlich? 

Der Bundesregierung liegen zur Zeit über Unfälle 
in Haus und Freizeit nur Hochrechnungen vor, die 
auf einer Bevölkerungsumfrage beruhen. Danach 
werden in diesem Bereich jährlich etwa 2 Millionen 
Unfälle angenommen, wobei alle, auch geringfügige, 
Verletzungen erfaßt werden. 

Auch zu den tödlichen Unfällen liegen keine ge-
nauen Zahlenangaben vor. Hochrechnungen auf-
grund von Erhebungen sechs statistischer Landes-
ämter, die etwa 70 % der Bevölkerung erfassen, er-
gaben, daß die Zahl der tödlichen Unfälle im Be-
reich Haus und Freizeit jährlich bei rund 10 000 
liegt. Über die weitere Entwicklung können eben-
falls keine Aussagen getroffen werden. 

Um einen besseren Überblick der Unfallsituation 
in Haus und Freizeit zu bekommen, hat die Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung einen 
Forschungsauftrag an die Ruhr-Universität Bochum 
vergeben. Erste Ergebnisse liegen der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Unfallforschung vor. Sie prüft 
zur Zeit weitere Möglichkeiten, wie mit vertretba-
rem wirtschaftlichem Aufwand eine repräsentative 
Erhebung der Haushaltsunfälle durchgeführt werden 
kann. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes be-
merken. 

Die Bundesregierung bemüht sich gemeinsam mit 
den Ländern, der Gewerbeaufsicht, den Berufsge-
nossenschaft und nicht zuletzt einer Reihe von pri-
vaten Organisationen, zur Unfallbekämpfung im 
häuslichen Bereich beizutragen. Eine zusammenfas-
sende Darstellung über die verschiedenen Kompe-
tenzen, Rechtsgrundlagen und Maßnahmen in die-
sem Bereich ist in den Unfallverhütungsberichten 
enthalten, die die Bundesregierung in den Jahren 
1973 und 1974 vorgelegt hat. 

Auf die Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Unfallforschung wurde bereits hingewie-
sen. 
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In technischer Hinsicht hat das Maschinenschutz-
gesetz bewirkt, daß die Sicherheit von Haushaltsge-
räten und -maschinen ständig verbessert wird. In-
zwischen sind vom Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung 39 Prüfstellen anerkannt wor-
den, die die Sicherheit von Maschinen, Sport- und 
Freizeitgeräten und Spielzeug prüfen. 

Einen weiteren wesentlichen Beitrag zur Verhü-
tung von Unfällen in Haus und Freizeit sieht die 
Bundesregierung in einer wirkungsvollen Aufklä-
rung. Sie unterstützt z. B. die Aktion „Das sichere 
Haus" und finanziert einen Fernsehfilm über die 
Sicherheit im Haushalt, der demnächst im Gemein-
schaftsprogramm der ARD gesendet werden soll. 
Auch die Unfallversicherungsträger befassen sich 
mit der Unfallverhütung im häuslichen Bereich. Sie 
haben z. B. zur Verhütung von Kinderunfällen in ho-
her Auflage Lehrerbriefe zur Unfallverhütung, Un-
fallverhütungsplakate, Comic-Hefte, die Kindern 
die Unfallverhütung in leicht faßbarer Form nahe

-

bringen, und verschiedene Unfallverhütungsfilme 
für Kinder herausgebracht. 

Ferner ist nicht zuletzt auf die Maßnahmen zur 
Unfallverhütung in den Ländern hinzuweisen. So 
sollen nach einem Beschluß der Arbeitsministerkon-
ferenz der Länder für Schwerpunkte des Unfallge-
schehens im häuslichen Bereich Gegenmaßnahmen 
entwickelt werden. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 39) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Landwirt-
schaft bei der Witwenaltersgeldversorgung im Vergleich zu den 
Arbeitnehmern benachteiligt ist, weil Witwen selbständiger Land-
wirte vor dem 60. Lebensjahr nur bei Erwerbsunfähigkeit und 
Hofübergabe oder bei früherem Altersgeldbezug des Mannes 
Witwenaltersgeld erhalten, und was gedenkt die Bundesregie-
rung zur Verbesserung dieser sozial unbefriedigenden Situation 
zu unternehmen? 

Die Witwenversorgung in der Altershilfe für 
Landwirte ist auf die in der Landwirtschaft gegebe-
nen besonderen Verhältnisse ausgerichtet. Sie ist 
Teil des berufsständischen Sicherungssystems für 
die Selbständigen in der Landwirtschaft. Demgegen-
über ist die Rentenversicherung ein allgemeines 
Sicherungssystem, das auf die sozialen Risiken der 
Unselbständigen abstellt. Insoweit erscheint es 
problematisch, einzelne Leistungen beider Systeme 
gegenüberzustellen und wertend zu vergleichen. 

Es ist richtig, daß in der Altershilfe für Land-
wirte Witwen unter 60 Jahren keinen Anspruch 
auf Altersgeld haben, wenn der verstorbene Ehe-
gatte nicht schon Altersgeld bezogen hat oder sie 
selbst nicht erwerbsunfähig sind. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, daß beim Tode eines landwirtschaft-
lichen Unternehmers die Existenzgrundlage der Fa-
milie — nämlich der Betrieb — in der Regel erhal-
ten bleibt, während die Existenzgrundlage beim 

Tode eines Arbeitnehmers — nämlich sein Arbeits

-

einkommen — in vollem Umfang wegfällt. Den be-
sonderen Verhältnissen in der Landwirtschaft wird 
dadurch Rechnung getragen, daß eine Witwe hier, 
anders als in der Rentenversicherung, die Möglich-
keit hat, nach dem Tode ihres Mannes durch Zah-
lung eigener Beiträge die etwa noch fehlenden bei-
tragsrechtlichen Voraussetzungen für ein Witwen-
altersgeld zu erfüllen; die Beiträge des Verstorbe-
nen und die Beiträge der Witwe werden zusammen-
gerechnet. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Lohmar (SPD) 
(Drucksache 7/2767 Fragen B 40 und 41): 

Treffen Informationen zu, daß auf Grund eines Kompetenz-
streits zwischen dem Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit 
und deren Hauptpersonalrat zahlreiche Stellen für die Berufs-
beratung von Abiturienten nicht besetzt werden können? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, auf die Ver-
handlungspartner innerhalb der Bundesanstalt für Arbeit einzu-
wirken, hier unverzüglich zu einer Verständigung zu kommen 
und damit die Berufsberatung für Abiturienten zu erweitern? 

Die Bundesregierung ist darüber informiert, daß 
sich die Einstellung von Nachwuchskräften für die 
Berufsberatung für Abturienten und Hochschüler 
bei der Bundesanstalt für Arbeit verzögert hat. Nach 
Mitteilung des Präsidenten der Bundesanstalt für 
Arbeit bestehen mit dem Hauptpersonalrat der Bun-
desanstalt Meinungsverschiedenheiten über Art und 
Umfang der Mitbestimmung nach dem Bundesperso

-
nalvertretungsgesetz bei der Personalauswahl und 
-einstellung. Der Hauptpersonalrat tritt dafür ein, 
daß ein Vertreter des Hauptpersonalrates unmittel-
bar an den Vorstellungsgesprächen mit den Be-
werbern teilnimmt. Der Präsident der Bundesanstalt 
sieht diese Forderung in keiner Vorschrift des Bun-
despersonalvertretungsgesetzes begründet. Nach-
dem mehrere Einigungsversuche, zuletzt auch unter 
Beteiligung des Vorstandes der Bundesanstalt fehl-
geschlagen sind, hat die Bundesanstalt im Interesse 
einer schnellen Klärung die im Bundespersonalver-
tretungsgesetz für Fälle von Meinungsverschieden-
heiten vorgesehene Einigungsstelle angerufen. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich darauf hinwei-
sen, daß die Bundesanstalt für Arbeit als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts die ihr obliegenden 
Aufgaben in Selbstverwaltung durchführt. Dies gilt 
auch für die Einstellung von Nachwuchskräften. Die 
Bundesregierung sieht sich bei dieser Situation 
außerstande, hier einzugreifen. Es ist aber zu hoffen, 
daß baldmöglichst eine befriedigende Lösung gefun-
den wird. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Höcherl (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 42) : 
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Treffen die Kostenberechnungen für die Krankenversicherung, 
einschließlich der Rentenkrankenversicherung, zu, die vom So-
zialministerium Rheinland-Pfalz kürzlich berechnet und veröffent-
licht worden sind? 

Die von Ihnen genannten Berechnungen zur 
finanziellen Entwicklung der gesetzlichen Kranken-
versicherung werden bei den Überlegungen berück-
sichtigt, die im kommenden Sozialbudget 1974 ihren 
Niederschlag finden werden. Hierin wird dargelegt, 
wie die Bundesregierung die finanzielle Entwick-
lung in diesem Bereich bis zum Jahre 1978 ein-
schätzt. 

Über das Sozialbudget 1974 wird die Bundesre-
gierung in Kürze beschließen. Ich werde Ihnen dann 
gerne ein Exemplar zuleiten. 

Ich bitte Sie daher um Ihr Verständnis, daß ich 
gegenwärtig noch keine abschließende Wertung 
des der Frage zugrunde liegenden Sachverhalts mit-
teilen kann. Vorab ist jedoch zu bemerken, daß die 
von Ihnen genannten Berechnungen einen Beitrags-
ansteig bis 1978 in einem Umfang annehmen, der 
unwahrscheinlich oder allenfalls bei pessimistischen 
Annahmen denkbar ist. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß die 
finanzielle Entwicklung der gesetzlichen Kranken-
versicherung im Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung mit besonderer Sorgfalt beobachtet 
wird. Auch die Sachverständigenkommission zur 
Weiterentwicklung der sozialen Krankenversiche-
rung beschäftigt sich auf meine Bitte hin vordring-
lich mit diesen Fragen. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 43) : 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Verringerung der Lärm-
belästigung im Bereich des Fliegerhorstes Bremgarten geeignete 
Lärmschutzmaßnahmen zu ergreifen und die Wirksamkeit dieser 
Maßnahmen durch Lärmmessungen über einen längeren Zeitraum 
zu überprüfen, und wann beabsichtigt die Bundesregierung, im 
Bereich des Fliegerhorstes Bremgarten Lärmschutzbereiche nach 
dem Gesetz zum Schutz gegen den Fluglärm vom 30. März 1971 
festzulegen? 

In Bremgarten ist bereits seit einem Jahr eine 
Lärmschutzhalle für das Flugzeug Phantom in Be-
trieb. 

Die Lärmmessung und die Berechnung der Koordi-
naten für die Lärmschutzzone des Flugplatzes Brem-
garten sind abgeschlossen. 

Das Institut für angewandte Geodäsie in Frankfurt 
transformiert zur Zeit das Berechnungsergebnis in 
das Koordinatensystem Gaus-Krüger und stellt ein 
Zeichenprogramm auf. 

Mit Hilfe des Zeichenprogramms werden die 
Lärmschutzbereiche vom Landesvermessungsamt 
Baden-Württemberg in Karten des Maßstabes 
1 : 5 000 und 1 : 50 000 eingezeichnet. 

Sofern beim Landesvermessungsamt die erforder-
lichen Grundkarten vorhanden sind, ist mit der Fest-
setzung der Lärmschutzbereiche durch Rechtsverord-
nung des Bundesministers des Innern in etwa 3 Mo-
naten zu rechnen. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 44) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, nach Abzug der belgischen 
NATO-Streitkräfte aus der Kaserne Loncin in Euskirchen diese 
Kaserne mit deutschen Einheiten zu belegen, und wenn ja, 
zu welchem Zeitpunkt? 

Die Bundeswehr hat nach der derzeitigen Planung 
grundsätzliches Interesse an der Übernahme der 
Loncin-Kaserne in Euskirchen, aus der voraussicht-
lich ab Mitte 1976 das PzBtl (2. Lanciers) verlegt 
werden soll. Solange aber von den belgischen Streit-
kräften ein verbindlicher Übergabetermin und der 
Umfang der Freigabe nicht bekanntgegeben werden, 
können weitere Überlegungen und Planungen über 
eine Stationierung von Bundeswehreinheiten weder 
weitergeführt noch abgeschlossen werden. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 45) : 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Bundeswehr energisch 
dahin gehend einzuwirken, daß im Raum Kaufbeuren/Kempten 
für einen Regionalflughafen geeignete Plätze nicht durch über-
triebene und unverständliche Sicherungs- und Sicherheitsvorstel-
lungen der Bundeswehr weiter blockiert und verhindert werden 
und damit aus der Regionalplanung ausscheiden müssen? 

Der Bundesanstalt für Flugsicherung wurden von 
der Regierung des Landes Bayern Standortvor-
schläge für die Einrichtung eines Regionalflughafens 
im Raum Kaufbeuren/Kempten zur Prüfung der Rea-
lisierbarkeit im Hinblick auf Flugsicherungs- und 
Flugsicherheitsaspekte vorgelegt. 

Zur Mitprüfung aufgerufen wurden daraufhin das 
Amt für Flugsicherung der Bundeswehr und weitere 
für den militärischen Flugbetrieb zuständige Stellen. 
Zu berücksichtigen war hier, daß je nach Standort-
wahl, bei Einrichtung eines unter Instrumentenflug-
bedingungen anfliegbaren Platzes und der damit ein-
zurichtenden Flugplatzkontrollzone, das Befliegen 
des Raumes zwischen Kaufbeuren und Memmingen 
im Rahmen des militärischen Tiefflugbetriebes 
500 Fuß (150 m) unmöglich wird. 

Durch die damit verbundene Kanalisierung ergibt 
sich ein erhöhtes Flugaufkommen nördlich und süd-
lich der Zone, durch diese Verdichtung eine erhöhte 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 132. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1974 	9015* 

Lärmbelästigung der Bevölkerung in diesen Räumen 
und ein erhöhtes Unfallrisiko. 

Durch die Verlegung einer Radarausbildungsein-
richtung aus dem Raum Huttenwang auf den Flug-
platz Kaufbeuren ist in der Zwischenzeit jedoch eine 
veränderte Situation eingetreten. Der bisher als 
Tiefflugsperrgebiet ausgewiesene Raum entspricht 
etwa dem durch die Bayerische Landesregierung als 
Position 1 vorgeschlagenen Standort. 

Ein Angebot der Bundeswehr auf zivile Mitbe-
nutzung des Flugplatzes Kaufbeuren wurde nicht 
realisiert. 

Aus der Sicht der Bundeswehr sind für die Ein-
richtung eines Regionalflughafens Lösungsmöglich-
keiten abzusehen. Die Initiative hierzu sollte jedoch 
von den zukünftigen zivilen Nutzern ausgehen. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schrift

-

lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2767 Fragen B 46 und 47) : 

Welche Entschädigungsansprüche haben Angehörige von im 
Dienst tödlich verunglückten Soldaten? 

Welche Soldaten werden von der Bundeswehr unfallversichert, 
und was würde eine derartige Versicherung für alle Soldaten 
kosten, wenn man von einem Betrag von 50 000 DM im Todes-
fall ausgehen würde? 

Beim Tode eines Soldaten besorgt die Bundeswehr 
die Bestattung. Angehörige eines Wehrpflichtigen, 
denen Aufwendungen infolge des Todes entstanden 
sind, erhalten diese bis zur Höhe von 1 200,— DM 
erstattet. Eltern, die mit dem Wehrpflichtigen in 
häuslicher Gemeinschaft gelebt haben, erhalten nach 
den Vorschriften des Soldatenversorgungsgesetzes 
ein Sterbegeld in Höhe von 3 000,— DM. Hinter-
bliebene von Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten 
erhalten, wenn sie zu seiner häuslichen Gemein-
schaft gehört haben, ein Sterbegeld in Höhe des 
Zweifachen der Dienstbezüge des letzten Monats. 

Hinterbliebenenversorgung erhalten die Ange-
hörigen verstorbener Wehrpflichtiger und Soldaten 
auf Zeit aus der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Die Beiträge zu dieser Versicherung für die Zeit des 
Wehrdienstes trägt der Bund. Die für die Entstehung 
des Anspruchs auf Witwen- und Waisenrente er-
forderliche Wartezeit gilt, wenn der Tod die Folge 
einer Wehrdienstbeschädigung ist, auch ohne Nach-
weis der sonst geforderten Beitragszeiten als er-
füllt. 

Hinterbliebene von Soldaten auf Zeit erhalten da-
neben nach den Vorschriften des Soldatenversor-
gungsgesetzes als einmalige Versorgungsleistung 
eine Übergangsbeihilfe in der Höhe, in der sie 
dem Soldaten im Zeitpunkt seines Todes zugestan-
den hätte. Witwen und Waisen von Soldaten auf 
Zeit mit einer Dienstzeit von sechs und mehr Jahren 
kann außerdem eine laufende Unterstützung ge-
währt werden, die nach Höhe und Dauer die Über-
gangsgebührnisse, die dem Soldaten zugestanden 

hätten, nicht überschreiten darf; sonstiges Einkom-
men der Hinterbliebenen ist dabei anzurechnen. 

Hinterbliebene von Berufssoldaten erhalten auf 
Grund des Soldatenversorgungsgesetzes Hinterblie-
benenversorgung nach beamtenrechtlichen Grund-
sätzen. Das Witwengeld beträgt 60 v. H., das Wai-
sengeld 30 v. H. des Unfallruhegehalts, das der 
Verstorbene im Zeitpunkt des Todes erdient hat. 
Bei mehreren Kindern darf die Hinterbliebenenver-
sorgung insgesamt den Betrag des Unfallruhegehalts 
nicht übersteigen. 

Neben vorstehenden sich aus dem Rechtsverhält-
nis und die Dienstzeit ergebenden Versorgungslei-
stungen erhalten die Hinterbliebenen nach dem 
Soldatenversorgungsgesetz Beschädigtenversorgung. 
Diese entspricht ihrem Umfang nach den für die 
Hinterbliebenen von Kriegsopfern im Bundesversor-
gungsgesetz vorgesehenen Ansprüchen. Sie bestehen 
insbesondere aus Renten zur Sicherung des Lebens-
unterhaltes, freier Krankenbehandlung und geziel-
ten Hilfsmaßnahmen im Rahmen der Kriegsopfer-
fürsorge. Beim Zusammentreffen von Witwen- und 
Waisenrenten mit Witwen- und Waisengeld von 
Hinterbliebenen von Berufssoldaten kommen zur 
Vermeidung von Doppelleistungen Kürzungen in 
Betracht. 

Bei Erfüllung bestimmter Unfalltatbestände er-
halten die Hinterbliebenen der Soldaten — unab-
hängig von ihrem Status — eine einmalige Entschä-
digung nach dem Soldatenversorgungsgesetz. Die 
Höhe der Entschädigung ist abhängig von dem im 
Einzelfall gegebenen Tatbestand sowie vom Grad 
der Verwandtschaft. Sie beträgt mindestens 5 000,—
DM, höchstens 40 000,— DM. 

Zu Ihrer Frage nach der Höhe der Kosten einer 
zusätzlichen Versicherung für alle Soldaten ist 
grundsätzlich zu bemerken, daß die im Gesetz vor-
gesehenen Versorgungsleistungen nicht durch den 
Abschluß von Versicherungen, die Leistungen mit 
gleicher Zweckbestimmung zum Gegenstand haben, 
verändert werden dürfen. Dementsprechend ist der 
Abschluß derartiger  Versicherungsverträge nach 
§ 30 Abs. 3 des Soldatengesetzes in Verbindung mit 
§ 183 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes untersagt. 
Im übrigen kommt der Abschluß einer Versicherung 
für alle Soldaten auch deshalb nicht in Betracht, weil 
der Bund bei Risiken dieser Art nach dem Prinzip 
der Selbstversicherung verfahren würde. Ich kann 
daher Ihre Frage nur dahin verstehen, in welchem 
Umfang zusätzliche Haushaltsmittel bereitgestellt 
werden müßten, um den Hinterbliebenen eines jeden 
Soldaten, der im Dienst tödlich verunglückt, den 
von Ihnen bezifferten Betrag zu gewähren. Der 
jährliche Haushaltsmehrbedarf würde ca. 13 Mil-
lionen DM betragen. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Lenders (SPD) (Drucksache 
7/2767 Frage B 48) : 
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Treffen Pressemeldungen zu, wonach das Bundesseuchengesetz 
keine Vorschriften über die Verarbeitung von Salaten enthält, und 
denkt die Bundesregierung im Hinblick auf den Verdacht, daß 
die Typhuserkrankungen durch verseuchten Kartoffelsalat ver-
ursacht worden sind, an eine schnelle Novellierung dieses Ge-
setzes? 

Das Bundes-Seuchengesetz enthält keine Vor-
schriften über die Verarbeitung einzelner Lebens-
mittel. Angesichts der Vielfalt der Lebensmittel und 
ihrer Herstellungs- und Verarbeitungsmethoden ist 
eine gesetzliche Regelung in dieser Form auch nicht 
durchführbar. 

Wohl enthält es für Personen, die in bestimmten 
Lebensmittelbetrieben arbeiten, eine Untersuchungs-
pflicht. Eine Verseuchung des Kartoffelsalats, auf 
den die Erkrankungen in Baden-Württemberg zu-
rückgeführt werden, durch Betriebsangehörige kann 
jedoch ausgeschlossen werden, nachdem unter die-
sen trotz dreimaliger Untersuchung ein Ausscheider 
nicht gefunden wurde. 

Alle Indizien sprechen vielmehr dafür, daß auch 
bei dieser Epidemie ein den Gesundheitsbehörden 
nicht bekannter Brunnen innerhalb des Lebensmit-
telbetriebes eine Rolle gespielt hat. Sie unterstrei-
chen die Dringlichkeit einer Trinkwasserverordnung, 
die Anforderungen an die Wasserqualität auch von 
Eigenversorgungsanlagen in Lebensmittelbetrieben, 
deren Untersuchung und Überwachung regeln soll. 
Einen entsprechenden Entwurf hat die Bundesregie-
rung kürzlich dem Bundesrat zugeleitet. Die Aus-
schüsse des Bundesrates werden in dieser Woche 
darüber beraten. 

Selbstverständlich wird auch anhand dieser Epi-
demie zu prüfen sein, ob die Rechtsvorschriften — 
hier vor allem das Bundes-Seuchengesetz — zweck-
mäßig und ausreichend sind. Das setzt aber eine 
Auswertung der Erfahrungen dieser Epidemie vor-
aus, die das Bundesgesundheitsamt zusammen mit 
den betroffenen Länderbehörden vornehmen wird. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Neumeister (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/2767 Frage B 49) : 

Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu den in 
jüngster Zeit bekanntgewordenen Untersuchungen britischer Wis-
senschaftler (vgl. British Medical Journal, Vol. 5931, 606-607, 
7. September 1974), wonach mit schädlichen Nebenwirkungen für 
die Neugeborenen bei unter Oxytocintropf abgewickelten Ge-
burten gerechnet werden muß? 

In der von Ihnen zitierten Arbeit wird über ein 
Verfahren in der Geburtshilfe berichtet, das seit 
1968/69 in Aberdeen/England angewendet wurde. 
Durch generelle Verabreichung von Oxytocin sollte 
in jedem Falle eine schnelle Geburt herbeigeführt 
werden. 

Zur Situation in der Bundesrepublik Deutschland 
möchte ich folgendes ausführen: 

Oxytocin enthaltene Arzneispezialitäten sind seit 
1962 in der Bundesrepublik Deutschland bekannt 

und werden seitdem in begründeten Fällen in der 
Geburtshilfe bei folgenden Indikationen angewandt: 

1. bei Ausbleiben der Wehentätigkeit nach vorzei-
tigem Blasensprung, 

2. bei Wehenschwäche, 

3. bei übertragener Schwangerschaft, 

4. bei eingetretenen Schwangerschaftskomplikatio-
nen zur vorzeitigen Geburtseinleitung. 

Bei der Anwendung ist zu beachten, daß bei der 
intravenösen Infusion sowohl die Wehentätigkeit 
als auch die kindlichen Herztöne ärztlich überwacht 
werden. Die Tropfgeschwindigkeit ist der We-
hentätigkeit und den kindlichen Herztönen anzupas-
sen. Bei Überdosierung und Herbeiführung eines zu 
schnellen Geburtsverlaufs kann es zu eine fetalen 
Anoxie (Sauerstoffmangel des Feten) und damit zu 
einer Schädigung des Neugeborenen kommen. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2767 Frage B 50) : 

Wieviel Trichinenfälle wurden an welchen Schlachthöfen in der 
Bundesrepublik Deutschland in den letzten fünf Jahren gefunden? 

Für das Jahr 1973 liegen die Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes noch nicht vor. 

In den davor liegenden 5 Jahren sind folgende 
Feststellungen getroffen worden: 

Jahr 
Anzahl der 

Trichinenfunde Land 

1968 2 Niedersachsen 

1 Baden-Württemberg 

2 Bayern 

1969 1 Nordrhein-Westfalen 

1 Hessen 

1 Bayern 

1970 3 Niedersachsen 

1 Nordrhein-Westfalen 

1 Hessen 

1 Rheinland-Pfalz 

1971 1 Bayern 

1972 1 Nordrhein-Westfalen 

1 Bayern 

Angaben über die Stellen, von denen die Trichi-
nenfunde erhoben wurden, sind in den Veröffent-
lichungen des Statistischen Bundesamtes nicht ent-
halten. 
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Zu diesem Komplex ist der Bundesgesundheitsrat 
- nicht zuletzt wegen bevorstehenden Erörterungen 

in der EWG — um ein Votum zu folgender Frage 
gebeten worden: 

Erscheint es im Interesse des Gesundheitsschut-
zes der Bevölkerung erforderlich, daß im Rah-
men der amtlichen Schlachttier- und Fleischbe-
schau weiterhin Maßnahmen gegen die Trichi-
nose des Menschen durchgeführt werden? 

Das Votum wird in Kürze erwartet. 

Anlage 44 

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftli-
chen Fragen des Abgeordneten Immer (SPD) (Druck-
sache 7/2767 Fragen B 51 und 52) : 

Inwieweit wird die Bundesregierung angesichts der bildungs-
politischen Defizite im ländlichen Raum die Aktionen der drei 
Landjugendorganisationen (EJL, RLJB,  BDL) im Rahmen des 
Bundesjugendplans in spezifischer Weise unterstützen? 

Inwieweit werden auch in Zukunft den Landjugendorganisa-
tionen für ihre spezielle Jugendbildungsarbeit im ländlichen 
Raum Zuschüsse zu den Personalkosten für die Einstellung von 
Jugendbildungsreferenten gewährt? 

Zu Frage B 51: 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der allge-
meinen Finanzplanung die Arbeit der Landjugendor

-

ganisationen auch künftig aus dem Bundesjugend-
plan unterstützen. Dies ist geboten, weil nach wie 
vor von einem bildungspolitischen Defizit für den 
ländlichen Raum ausgegangen werden muß. Hierauf 
weisen auch die Perspektiven zum Bundesjugend-
plan hin, die in Form eines Diskussionsentwurfs in-
zwischen den mit Jugendarbeit befaßten Bundes-
und Länderressorts, sowie dem Bundesjugendkura-
torium vorgelegt und auch dem Haushaltsausschuß 
und dem Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund-
heit des Bundestages zugeleitet worden sind. 

Die Diskussion über die Perspektiven wird auch 
die Probleme der Jugend auf dem Land einschließen 
sowie nach geeigneten Bildungs- und entsprechen-
den Förderungsmaßnahmen fragen müssen. Dabei 
wird zu prüfen sein, ob spezifische Sonderprogram-
me effektiver sind — was aus der Erfahrung des 
Bundesjugendplanes nicht immer gesagt werden 
kann — oder die stärkere Berücksichtigung der spe-
zifischen Probleme der Jugend auf dem Land in 
allen Sach- und Trägerbereichen der außerschuli-
schen Jugendarbeit angestrebt werden muß. 

Zu Frage B 52: 

Der Einsatz und die Finanzierung von Bildungs-
referenten aus dem Bundesjugendplan ist ein all-
gemeines, über den Arbeitsbereich der Landjugend-
organisationen hinausgehendes Problem und eben-
falls Thema der Perspektiven. Außer Frage steht, 
daß die Bildungsprobleme auf dem Land von der 
außerschulischen Jugendarbeit ohne qualifizierte 
Jugendbildungsreferenten und sonstige Mitarbeiter 
nicht erhoben werden können. Diese Mitarbeiter 

sollen, soweit sie an bundeszentraler Stelle einge-
setzt sind, auch künftig aus dem Bundesjugendplan 
gefördert werden. Überprüft werden muß jedoch die 
sachgemäße Zuordnung und Förderung des örtlich 
oder regional eingesetzten Bildungsreferenten. Da-
bei wird es nicht nur um eine differenzierte Bewer-
tung der Bildungsfelder und Förderungsebenen ge-
hen, sondern auch um eine rechtzeitige und inten-
sive Abklärung mit den betroffenen Trägern und 
mit den anderen Zuwendungsgebern, insbesondere 
den Ländern. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2767 Fragen B 54 und 55) : 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
Bundesbetriebe Bahn und Post mit gutem Beispiel vorangehen 
und sämtliche freien Ausbildungsplätze durch Einstellungen be-
setzen bzw. die Zahl der Ausbildungsplätze in den Lehrwerk-
stätten vergrößern, da im Bereich des Großraumverbands Braun-
schweig sich im Jahr 1974 ergeben hat, daß nicht alle Lehrstellen-
bewerber eine Ausbildung erhalten haben und die Lage im Jahr 
1975 noch schwieriger werden kann? 

Wie viele Auszubildende werden voraussichtlich im Jahr 1975 
dann im Bereich der Oberpostdirektion Braunschweig und des 
Gesamtbundesbereichs Großraumverband Braunschweig einge-
stellt werden im Vergleich zur Entwicklung in den Jahren 1970 
bis 1975? 

Die Nachwuchsplanung und Ausbildung im Be-
reich der Deutschen Bundesbahn fällt in den Zu-
ständigkeitsbereich des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn. Ich kann Ihnen jedoch versichern, daß 
die Deutsche Bundesbahn bemüht ist, ihr in den 
letzten Jahren vergrößertes Ausbildungsangebot — 
das Einstellungssoll betrug 1973 insgesamt 2 365 
Auszubildende, in diesem Jahr dagegen 2 691 Aus-
zubildende — auch voll zu besetzen. Wegen der un-
ter B 54 gestellten Frage nach einer Vergrößerung 
der Zahl der Ausbildungsplätze darf ich auf die Ant-
wort vom 20. 3. 1974 (Anlage 37 des Protokolls der 
89. Sitzung des Deutschen Bundestages) auf die 
schriftliche Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Jen-
ninger (Drs. 7/1816 Frage B 47) verweisen. 

_ Wegen der Zahl der Einstellungen von Auszubil-
denden bei der Deutschen Bundesbahn im Bereich 
des Großraumverbandes Braunschweig im Jahre 
1975 im Vergleich zur Entwicklung in den Jahren 
1970 bis 1975 habe ich den Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn um nähere Auskünfte gebeten. Sobald 
mir die Antwort des Vorstandes der Deutschen Bun-
desbahn vorliegt, werde ich Sie über den Inhalt un-
terrichten. 

Für den Bereich der Deutschen Bundespost ergibt 
sich folgende Situation: 

Als Auszubildende im Sinne des Berufsbildungs-
gesetzes werden bei der Deutschen Bundespost Aus-
zubildende im Fernmelde- und Elektromechaniker

-

handwerk und im Sozialversicherungsfach ausgebil-
det. Die Einstellungszahlen von Bewerbern für das 
Elektromechanikerhandwerk und das Sozialversi-
cherungsfach sind nicht rückläufig. 
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Im Folgenden wird deshalb nur der Bereich Aus-
zubildende im Fernmeldehandwerk angesprochen, 
wobei zu berücksichtigen ist, daß die Auszubilden-
den im Fernmeldehandwerk rd. 96 % aller Auszu-
bildenden ausmachen. Dieser Eigenbedarf wird im 
Rahmen einer langfristigen Personalplanung u. a. 
mit dem Ziel, jedem geeigneten Auszubildenden 
nach beendigter Ausbildung einen Arbeitsvertrag 
anzubieten, ermittelt. 

Ferner wird hierbei berücksichtigt, daß die Deut-
sche Bundespost auftragsgemäß und in ihrer Ver-
antwortung gegenüber Parlament, Regierung und 
Öffentlichkeit zu wirtschaftlichem Personaleinsatz 
verpflichtet ist. 

Notwendige Rationalisierungsmaßnahmen, abneh-
mende Investitionen im Fernmeldewesen, Rückläu-
figkeit der Abwanderung von Arbeitskräften in die 
Industrie und andere Behörden zwingen zu einer 
restriktiven Einstellungspolitik. 

Als Beitrag zur Sicherung der Ausbildungsplätze 
bildet die Deutsche Bundespost den gesamten Nach-
wuchs für den einfachen und mittleren fernmelde-
technischen Dienst selbst aus, d. h. Einstellungen 
vom Arbeitsmarkt werden nicht wahrgenommen. 
Einer Einstellung von Bewerbern für die Ausbildung 
im Fernmeldehandwerk über den Eigenbedarf hin-
aus kann aus wirtschaftlichen und sozialen Erwä-
gungen nicht zugestimmt werden. 

Es ist zu bedenken, daß die bei der Deutschen 
Bundespost über den Eigenbedarf hinaus ausgebil-
deten Fernmeldehandwerker nach beendeter Lehre 
in der Industrie oder bei anderen Behörden nicht 
mit Sicherheit eine ihrer Ausbildung voll entspre-
chende Beschäftigung finden. 

Zum Großraum Braunschweig, Bereich der Ober-
postdirektion Braunschweig, ist festzustellen: 

Die in diesem Bereich bestehenden Ausbildungs-
stätten Braunschweig, Goslar, Göttingen nahmen 
1974 insgesamt 187 Bewerber für die Ausbildung im 
Fernmeldehandwerk auf (Braunschweig 96, Goslar 
40, Göttingen 51). 

Die Einstellungszahlen der letzten Jahre — ge-
samter Bereich Braunschweig — gehen aus nachfol-
gender Übersicht hervor: 

Jahr Einstellungen 

1969 87 

1970 102 

1971 121 

1972 185 

1973 220 

1974 187 

Die Frage, wieviel Bewerber für die Ausbildung 
im Fernmeldehandwerk 1975 eingestellt werden 
können, ist Gegenstand einer z. Zt. laufenden Un-
tersuchung im Rahmen der bereits erwähnten Per-
sonalplanung. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Biechele (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Fragen B 56 und 57): 

Bis zu welchem Zeitpunkt legt die Bundesregierung das im 
Juni 1973 paraphierte Vertragswerk, das die Internationale 
Schiffahrts- und Hafenordnung für den Bodensee von 1867 er-
setzen soll, dem Bundestag zur Ratifikation vor? 

Aus welchen Teilen besteht dieses Vertragswerk, und kann 
man damit rechnen, daß die Schweiz und Osterreich dieses für 
die Ordnung auf dem Bodensee und die Reinhaltung des Bo-
densees besonders wichtige Vertragswerk zum gleichen Zeit-
punkt ratifizieren wie die Bundesrepublik Deutschland? 

Zu Frage B 56: 

Der Gesetzentwurf wurde am 7. November 1974 
dem Bundesrat gem. Artikel 76 Abs. 2 Satz 1 GG 
zugeleitet. Er wird von diesem am 19. Dezember 
1974 beraten werden. Sollte der Bundesrat keine 
Einwendungen erheben, wird der Gesetzentwurf am 
20. Dezember 1974 dem Bundestag zugeleitet wer-
den. Wegen der bekanntlich bis zum 11. Januar 
1975 dauernden Weihnachtspause des Parlaments 
könnte die 1. Lesung im Bundestag frühestens in 
der Woche ab dem 13. Januar 1975 stattfinden. 

Zu Frage B 57: 

Das Vertragswerk besteht aus den Titeln 

1. Übereinkommen über die Schiffahrt auf dem Bo-
densee und dem Zusatzprotokoll zu dem Über-
einkommen über die Schiffahrt auf dem Boden-
see vom 1. Juni 1973, 

2. Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Schiffahrt auf dem Untersee und dem 
Rhein zwischen Konstanz und Schaffhausen. 

Das Ratifikationsverfahren in der Republik Oster-
reich ist bereits abgeschlossen. Die Ratifikations-
urkunde wurde am 16. Juli 1974 bei der Öster-
reichischen Bundesregierung in Wien hinterlegt. 

In der Schweizerischen Eidgenossenschaft ist der 
Ratifizierungsprozeß angelaufen und wird voraus-
sichtlich in kurzer Zeit abgeschlossen sein. Das 
Vertragswerk braucht nicht vom Parlament behan-
delt zu werden. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Wrede (SPD) (Druck-
sache 7/2767 Fragen B 58 und 59) : 

Wann ist mit dem Erlaß einer Verordnung über bauliche 
Schutzmaßnahmen gegen Schienenverkehrslärm zu regnen, und 
welche Probleme und Schwierigkeiten stehen einem beschleu-
nigten Verordnungsentwurf entgegen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere die Situation 
von bereits eingeleiteten Planfeststellungsverfahren von Schie-
nenverkehrswegen bis zum Erlaß einer Verordnung über bau

-

liche Schutzmaßnahmen gegen Schienenverkehrslärm? 
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Zu Frage B 58: 

Die Recthsverordnung „Schienenverkehrslärm — 
Bereich Fahrweg —" wird zur Zeit unter Federfüh-
rung des Bundesministers für Verkehr entworfen. 
Mit dem Erlaß der Verordnung dürfte nach Anhö-
rung der beteiligten Kreise und Zustimmung des 
Bundesrates im nächsten Jahr zu rechnen sein. 
Schwierigkeiten ergeben sich gegenwärtig durch 
teilweise unterschiedliche Auffassungen der Sach-
verständigen bei den technisch-wissenschaftlichen 
Fragen. Außerdem ist die Rechtsverordnung „Schie-
nenverkehrslärm" von der Rechtsverordnung „Stra-
ßenverkehrslärm", für die im November 1974 die 
Anhörung der beteiligten Kreise stattfindet, zeitlich 
und materiell abhängig. 

Zu Frage B 59: 

Der Deutschen Bundesbahn und anderen Schie-
nenverkehrsträgern sind aus den Sachverständigen-
beratungen die voraussichtliche Größenordnung des 
in der künftigen Rechtsverordnung festzulegenden 
Grenzwertes der zulässigen Lärmimmissionen und 
die Methoden, wie dieser Grenzwert zu ermitteln 
sein wird, bekannt. 

Die Deutsche Bundesbahn berücksichtigt dies bei 
Planfeststellungsverfahren für neue Eisenbahnen 
oder für wesentliche Änderungen bestehender Bah-
nen. Sie ist darüber hinaus bereit, etwaige weiter-
gehende Auflagen der Rechtsverordnung durch ent-
sprechende Lärmschutzmaßnahmen nachträglich zu 
erfüllen. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Ewen (SPD) (Drucksache 
7/2767 Frage B 60) : 

Ist die Bundesregierung bereit, Industrieansiedlungen im Be-
reich der Stadt Emden dadurch zu erleichtern, daß sie im Grund-
satz der Verlegung des Emsfahrwassers zustimmt und so die Er-
richtung eines Dollarthafens durch das Land Niedersachsen er-
möglicht? 

Die Bundesregierung kann der Verlegung des 
Emsfahrwassers in den Dollart — auch im Grund-
satz — erst dann zustimmen, wenn 

1. die z. Z. laufenden Untersuchungen ergeben, daß 
keine negativen Auswirkungen auf den Dollart 
— z. B. Verlandung durch stärkeren Schlickfall — 
zu erwarten sind und 

2. die Untersuchung der Wirtschaftlichkeit dieser 
Lösung bezüglich der Unterhaltung des Emsfahr-
wassers ein positives Ergebnis ergibt und 

3. das Königreich der Niederlande dem Projekt zu-
gestimmt hat. 

Auf eine entsprechende Antwort des Parlamenta-
rischen Staatssekretärs Haar vom 14. 3. 1974 auf die 
mündlichen Fragen des Herrn Kollegen Schröder 
(Wilhelminenhof) wird hingewiesen (BT-Drucks. 
7/1766, Teil A, Nr. 93 und 94). 

Anlage 49 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Hofmann (SPD) (Druck-
sache 7/2767 Fragen B 61 und 62) : 

In welchen Orten sind die von  der  Deutschen Bundesbahn 
erwähnten „13 abgelegenen Bahnhöfe" auf der zur Stillegung 
vorgesehenen Strecke Fürth am Berg und Ebersdorf bei Coburg? 

Welche Bahnstrecken sollen nach den Vorstellungen der Deut-
schen Bundesbahn in den Landkreisen Coburg und Kronach still-
gelegt werden, und wie viele Fahrgäste werden davon betroffen? 

Zu Frage B 61: 

Wie mir der Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
(DB) auf Anfrage mitgeteilt hat, fallen bei dauern-
der Einstellung des Reisezugbetriebes der Bundes-
bahnstrecke Fürth a. Berg—Ebersdorf b. Coburg 
auch die Züge zwischen Coburg und Ebersdorf b. 
Coburg aus. Auf der Strecke sind nachstehende 12 
Schienenhaltestellen eingerichtet: 

Fürth a. Berg, Wörlsdorf-Hassenberg, Hof-Steinach, 
Leutendorf (b. Coburg), Mödlitz, Weidhausen (b. 
Coburg), Sonnefeld, Frohnlach, Ebersdorf b. Coburg, 
Grub am Forst, Creidlitz, Coburg. 

Von der Bundesbahndirektion Nürnberg wurde 
irrtümlich die Haltestelle Ebersdorf b. Coburg zwei-
mal gezählt, weil die Strecken Coburg Ebersdorf 
und Ebersdorf—Fürth am Berg auf verschiedenen 
Fahrplanblättern dargestellt sind. 

Zu Frage B 62: 

Die DB hat beantragt, den Reisezugbetrieb der 
Strecke Kronach—Nordhalben für dauernd einzu-
stellen. Nach den Angaben der DB werden 464 Rei-
sende (Quotient aus Reisenden-km durch Strecken-  
km) im werktäglichen Durchschnitt befördert. 

Darüber hinaus hat die DB kürzlich das Verfah-
ren gemäß Bundesbahngesetz auf dauernde Einstel-
lung des Reisezugbetriebes der Strecke Creidlitz-
Rossach eingeleitet. Ein Stillegungsantrag liegt dem 
Bundesminister für Verkehr zur Genehmigung nach 
§ 14 Abs. 3 lit. d) Bundesbahngesetz noch nicht vor. 
Nach den Angaben der DB werden 513 Reisende 
(Quotient aus Reisenden-km durch Strecken-km) 
im werktäglichen Durchschnitt auf dieser Strecke 
befördert. 

Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Druck-
sache 7/2767 Fragen B 63 und 64) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung derzeit die Möglichkeiten 
zur baldigen Inangriffnahme und Verwirklichung einer Hoch-
leistungsschnellbahn (HSB)-Versuchsanlage im Donauried in 
Bayern, und wann ist mit einer endgültigen Entscheidung be-
züglich dieses Standorts zu rechnen? 

Welchen Stand haben Überlegungen für einen Alternativstand-
ort der HSB-Versuchsanlage (insbesondere in Niedersachsen) 
erreicht? 
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Zu Frage B 63: 

Im Auftrag des Bundesministers für Verkehr er-
arbeitet der Baustab der Deutschen Bundesbahn z. Z. 
die Unterlagen, die dem Planfeststellungsverfahren 
des 1. Bauabschnittes zugrunde gelegt werden sol-
len. Der Grunderwerb ist parallel dazu unter Ein-
schaltung einer landwirtschaftlichen Siedlungs- und 
Beratungsgesellschaft vorgeklärt worden. Es liegen 
zahlreiche Angebote vor. Schließlich hat ein ökolo-
gisches, sozio-ökonomisches und lärmtechnisches 
Gutachten, das auf Wunsch und im Einvernehmen 
mit der Regierung von Schwaben in Auftrag gegeben 
wurde, inzwischen insgesamt die Verträglichkeit der 
Versuchsanlage mit der Situation im Donauried be-
stätigt und wertvolle Hinweise für die Einpassung 
der Anlage gegeben. Eine endgültige Entscheidung 
der Bundesregierung ist erst möglich, wenn die Re-
gierung von Schwaben das Raumordnungsverfahren 
abgeschlossen hat. Das wird in Kürze der Fall sein. 

Zu Frage B 64: 

Die umfassenden Standortuntersuchungen der 
Bundesregierung weisen das Gebiet Lüchow-Dan-
nenberg als günstigste Alternative zum Donauried 
aus. Zusammen mit der Regierung des Landes Nie-
dersachsen, die besonders aus wirtschaftspolitischen 
Gründen Interesse zeigt, wurde die in diesem Ge-
biet mögliche Planung näher konkretisiert. Die Un-
tersuchungen haben gezeigt, daß die Errichtung der 
Versuchsanlage dort — vorbehaltlich der Ereignisse 
eines Raumordnungsverfahrens — durchführbar ist. 

Anlage 51 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/2767 Frage B 65) : 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Deutsche Bundesbahn 
einzuwirken, daß diese davon absieht, für die durch die Kies-
aufschüttungen für den umstrittenen geplanten Rangierbahnhof 
München-Nord entstandene sogenannte Drei-Seen-Platte im Mün-
chener Norden nunmehr von der Stadt München jährlich eine 
Pacht in höhe von 197 000 DM zu verlangen? 

Die Deutsche Bundesbahn ist nach § 28 Bundes-
bahngesetz zu kaufmännischer Wirtschaftsführung 
verpflichtet und muß aus ihrem Grundbesitz den 
bestmöglichen Nutzen ziehen. Da die Verpachtung 
von Grundstücken in die alleinige Zuständigkeit der 
Deutschen Bundesbahn fällt, bestehen im übrigen 
für die Bundesregierung keine Möglichkeiten, we-
gen der Pachtzahlungen an die Stadt München auf 
die Deutsche Bundesbahn einzuwirken. 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn mitteilt, ist sie 
grundsätzlich bereit, das Gelände, das zu der sog. 
Drei-Seen-Platte im Münchner Norden gehört, an die 
Stadt München zu veräußern. 

Anlage 52 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 
7/2767 Frage B 66) : 

Wie wird sich nach den der Bundesregierung vorliegenden 
Informationen der Bedarf an neu zu errichtenden Parkhäusern in 
Ballungsgebieten in den nächsten drei Jahren entwickeln, und 
wie wird dabei der Anteil privater und öffentlicher Bauherren 
sein? 

Die gemeindliche und regionale Verkehrsplanung 
und damit die Feststellung des Bedarfs an Parkhäu-
sern ist Sache der Gemeinden. Der Bundesregierung 
liegen keine Informationen über den zukünftigen 
Bedarf an Parkhäusern in Ballungssgebieten vor, zu-
mal im allgemeinen Parkeinrichtungen nicht aus 
Bundesmitteln gefördert werden können. 

Nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(GVFG) können aus Bundesfinanzhilfen lediglich 
Parkeinrichtungen für den Übergang vom Kraftfahr-
zeug zum öffentlichen Nahverkehrsmittel („park and 
ride") gefördert werden (vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 4 
GVFG). 

Da hierfür bisher Förderungsanträge, die sich auf 
Parkhäuser beziehen, nur ausnahmsweise gestellt 
worden sind, kann man annehmen, daß der Bedarf 
an Übergangsparkhäusern nicht groß ist. 

Anlage 53 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2767 Frage B 67) : 

Ist der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen be-
reit, den Einwohnern und Fremdenverkehrsbetrieben bzw. Frem-
denverkehrseinrichtungen der früheren Gemeinden Streitberg 
und Muggendorf, die zu einer neuen Gemeinde mit dem neuen 
Namen Wiesenttal zusammengeschlossen wurde, zu gestatten, 
als postalische Anschrift 8551 Muggendorf bzw. 8551 Streitberg 
oder hilfsweise zumindest 8551 Wiesenttal-Muggendorf bzw. 8551 
Wiesenttal-Streitberg zu verwenden, um diese bekannten Orts-
namen wegen der Auswirkung auf den Fremdenverkehr deutlich 
machen zu können? 

Die Deutsche Bundespost trifft bei jedem Zusam-
menschluß von Gemeinden im Zuge der kommu-
nalen Neugliederungen alle notwendigen organisa-
torischen Maßnahmen, um eine reibungslose Post-
versorgung auch nach der Neuordnung sicherzu-
stellen. Jede neugebildete kommunale Verwaltungs-
einheit muß dazu als einheitlicher postalischer Ver-
sorgungsbereich behandelt und für jede Gemeinde 
eine einheitliche postamtliche Ortsbezeichnung in 
Übereinstimmung mit dem von der zuständigen Lan-
desregierung bestimmten Gemeindenamen sowie 
eine einheitliche Postleitzahl festgesetzt werden. 
Für die früher selbständigen Gemeinden, die als 
Ortsteile in größeren Gemeinden aufgegangen sind, 
bedeutet das eine Änderung des bisherigen post-
amtlichen Namens, vielfach auch eine Änderung der 
Postleitzahl. Soweit mehrere Zustellpostanstalten 
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notwendig sind, werden diese durch arabische Zif-
fern unterschieden. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auf das Schrei-
ben der Oberpostdirektion Nürnberg 11-1 a 1252-2 
vom 31. 8. 1972 Bezug nehmen. Ergänzend möchte 
ich darauf hinweisen, daß wirtschaftliche und son-
stige Interessen der Fremdenverkehrsorte von der 
postalischen Regelung keineswegs beeinträchtigt 
zu werden brauchen. Bezeichnungen wie z. B. „8551 
Wiesenttal" oder „8553 Ebermannstadt 2" sind nur 
Anschriften für Postsendungen, die das Sortieren 
und Befördern von Sendungen im Postbetrieb er-
leichtern und beschleunigen — im Interesse der 
Postkunden. Es liegt bei den Einwohnern, Frem-
denverkehrsbetrieben usw., auf Briefbogen, Werbe-
mitteln usw. klar zwischen der Ortsangabe des Ab-
senders und der Nur-Postanschrift zu trennen. Gäste 
und Kunden können sich dann leicht an der Orts-
angabe orientieren. Viele recht bedeutende Orte 
müssen z. B. einen anderen Namen als Bahnstation 
angeben, weil sie keinen Bahnhof haben. Auch die 
zahllosen Postfachinhaber werden am schnellsten 
bedient, wenn ihre Postanschrift nur die Postfach-
nummer und keine Straßenangabe enthält; trotzdem 
können jedoch Besucher oder Interessenten das 
wirkliche Domizil leicht den zusätzlichen Angaben 
entnehmen. 

Ich habe durchaus Verständnis für die Gründe, 
die in manchen Fällen für den Wunsch nach Erhal-
tung der alten Gemeindenamen in der Anschrift gel-
tend gemacht werden. Die postalische Anschrift 
kann ihren Zweck optimal jedoch nur erfüllen, wenn 
sie in der Bestimmungsortsangabe von allen für die 
Leitung der Sendungen nicht erforderlichen Namen 
oder Zusätzen freigehalten wird. Die von Ihnen 
vorgeschlagene Sonderregelung würde den Bestre-
bungen der Deutschen Bundespost, im Zuge der 
kommunalen Neugliederungen überall einheitliche 
postamtliche Bezeichnungen einzuführen, wider-
sprechen und betrieblich und wirtschaftlich uner-
wünschte Folgen haben; dies um so mehr, als ein 
solches Zugeständnis zu einer Vielzahl von Beru-
fungen führen würde, die in ihrer Konsequenz die 
erforderliche organisatorische Einheitlichkeit der 
postalischen Versorgungseinheiten schwerwiegend 
beeinträchtigen würde. Ich darf deshalb um Ver-
ständnis bitten, daß Ihrem Vorschlag, auch Gemein-
deteilnamen als postamtliche Namen zuzulassen, 
leider nicht entsprochen werden kann. 

Anlage 54 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/2767 Frage B 68) : 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß der verwahrloste 
Zustand des leerstehenden alten Postamts in Bad Soden/Taunus 
dem Ansehen der Deutschen Bundespost schweren Schaden zu-
fügt, wobei die stadtplanerischen Vorhaben der Stadt gestört 
werden, und welche Kosten entstehen der Deutschen Bundes-
post, wenn sie das alte Postamt nicht an die Stadt verkauft, 
sondern weiterhin behält? 

Die deutsche Bundespost hat der Stadt Bad Soden 
wiederholt mitgeteilt, daß auf dem für Dienstzwecke 
entbehrlichen Postgrundstück in Bad Soden (Taunus), 
Kronsberger Straße 6, ein Wohngebäude errichtet 
werden sollte. Sie hat sich gleichzeitig bereiterklärt, 
der Stadt das für eine Straßenverbreiterung benö-
tigte Grundstück im Austausch gegen ein anderes 
für Wohnzwecke geeignetes Grundstück zu überlas-
sen. 

Der Deutschen Bundespost ist es unverständlich, 
daß die Stadt trotz ihres gesetzlichen Vorkaufsrechts, 
der Erschließung von weiteren Neubaugebieten und 
voraussichtlich weiterem Geländezuwachs im Rah-
men der bevorstehenden Gebietsreform gegen den 
Tauschvorschlag stets nur das Argument anführt, ihr 
stünden keine Ersatzgrundstücke zur Verfügung. 

Aus Gründen der Wohnungsfürsorge braucht die 
Deutsche Bundespost dringend ein Wohngrundstück 
in Bad Soden, da es günstig im unmittelbaren Ein-
zugsgebiet des Großraumes Frankfurt-Höchst liegt. 
Die Stadt Bad Soden müßte bei Ausschöpfung der ihr 
gegebenen Möglichkeiten in der Lage sein, ein Er-
satzgrundstück zu beschaffen, zumal hinsichtlich der 
Lage des Tauschgrundstücks keine besonderen For-
derungen gestellt werden. Von einer Störung stadt-
planerischer Vorhaben kann bei dieser Sachlage 
nicht gesprochen werden. 

Das auf dem Grundstück befindliche Gebäude be-
findet sich äußerlich in keinem besonders guten Zu-
stand. Im Hinblick auf die schwierige Finanzlage der 
Deutschen Bundespost ist es aber nicht vertretbar, 
an dem in jedem Fall zum Abbruch bestimmten Ge-
bäude noch bauliche Unterhaltungs- und Außenan-
stricharbeiten ausführen zu lassen. 

Der Deutschen Bundespost entstehen für das Post-
grundstück folgende unmittelbare laufende Kosten: 
Grundsteuer (bisher keine Anforderungen), 

Müllabfuhr (36,40 DM/jährlich), 

Kanalgebühren (319,80 DM/jährlich), 

Wassergebühr (1,40 DM/jährlich) und 

Straßenreinigung (etwa 2 Arbeitsstunden wöchent-
lich durch Postbedienstete ca. 11,04 DM je Arbeits-
stunde und Person). 

Anlage 55 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Wende (SPD) (Drucksache 
7/2767 Frage B 69) : 

Kann die Bundesregierung auf die Deutsche Bundespost dahin 
gehend einwirken, daß Gemeinden, deren Alarmanlagen für 
den Katastrophenfall nicht durch Sirenen, sondern durch Funk 
ausgelöst werden, von der Funkgebühr befreit werden? 

Mit dem Ziel, das reibungslose Miteinander aller 
Bedarfsträger zu ermöglichen, übernimmt die Deut-
sche Bundespost im Zusammenhang mit der Geneh-
migung von Funkanlagen und deren Verbindungen 
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mit anderen Fernmeldeanlagen eine Reihe von Auf-
gaben, die hohe Kosten verursachen. Zu diesen 
Aufgaben zählen u. a. die Unterhaltung der Funk-
meßdienste zur Behebung gegenseitiger Störungen, 
vorausschauende Maßnahmen zur Verhinderung von 
Störungen und die Vertretung der Ansprüche deut-
scher Bedarfsträger auf internationaler Ebene. Zur 
Abgeltung dieser Leistungen werden für die Geneh-
migung zum Errichten und Betreiben von Funkanla-
gen und deren Verbindung mit anderen Fernmelde

-

anlagen, wie sie zur Alarmierung im Feuer- oder 
Katastrophenfall benutzt werden, Gebühren erhoben. 
Bei aller Anerkennung der besonderen Leistungen 
der Gemeinden ist es nicht gerechtfertigt und für die 
Deutsche Bundespost auch nicht vertretbar, auf lei-
stungsgerechte Gebühren zu verzichten. 

Die Deutsche Bundespost hat als Sondervermögen 
des Bundes (§ 3 PostVerwG) einen eigenen Haus-
halt, für dessen Ausgleich in Einnahmen und Aus-
gaben sie zu sorgen hat. 

Da die Aufgaben der Gemeinden auf dem Gebiet 
der Alarmierung im Feuer- oder Katastrophenfall 
in keinem sachlichen Zusammenhang mit den Dien-
sten der Deutschen Bundespost stehen, käme ein 
Gebührenverzicht einem seitens der Deutschen Bun-
despost an die Gemeinden gezahlten Zuschuß gleich. 
Derartige Hilfen zu gewähren ist jedoch nicht Auf-
gabe der Deutschen Bundespost, die den auf dein 
Gebiete des Post- und Fernmeldewesens an sie ge-
stellten Aufgaben nicht gerecht werden kann, wenn 
sie auf die ihr zustehenden und für sie notwendigen 
Einnahmen verzichtet. 

Anlage 56 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 70) : 

Ist die Bundesregierung bereit, darüber Aufklärung zu geben, 
daß sie den Bundestag über die Gründe, warum dem General-
superintendenten Helbig die Einreise in die DDR verweigert 
worden ist, falsch informiert hat, und hat sie gegebenenfalls in-
zwischen der Öffentlichkeit gegenüber diese Falschinformation 
korrigiert und den richtigen Sachverhalt dargestellt? 

Mir ist nicht bekannt, worauf Sie die Behauptung 
stützen, daß der Herr Bundesminister Egon Franke 
den Bundestag in der Fragestunde am 25. Septem-
ber 1974 über die Gründe, warum dem General-
superintendenten Helbig die Einreise in die DDR 
verweigert worden ist, falsch informiert habe. Kon-
krete Tatsachen, die Sie zu einem solchen Vorwurf 
berechtigen würden, geben Sie weder an, noch lie-
gen solche vor; denn Gründe für die Einreisever-
weigerung sind dem Beauftragten des Senats von 
Berlin auf entsprechende Anfragen von seiten der 
DDR bis heute noch nicht mitgeteilt worden. Der 
Herr Bundesminister Egon Franke hat in der o. g. 
Fragestunde seine Erklärungen auf einen Tatbe-
stand gestützt, der ihm von Berliner Behörden mit-
geteilt und inzwischen in einem Brief des Herrn 
Generalsuperintendenten Helbig auch schriftlich  

bestätigt worden ist. Ich erlaube mir daher, auf die 
damaligen Ausführungen des Herrn Bundesministers 
Bezug zu nehmen. 

Im übrigen widerhole ich, daß sich dieses Problem 
im Interesse des Generalsuperintendenten Helbig 
nicht für eine Ausbreitung in der Öffentlichkeit 
eignet. 

Anlage 57 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Benz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/2767 Fragen B 71 und 72) : 

Was waren die Gründe für die Vergabe der Studie  „Analyse 
 und Darstellung der Möglichkeiten künftiger wirtschafts- und 

gesellschaftspolitischer Entwicklungen im Hinblick auf den Ver-
brauch an elektrischer Energie und die Bedarfsdeckung" an das 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut des Deutschen 
Gewerkschaftsbunds in Düsseldorf zum Preis von 261 582 DM 
durch das Bundesforschungsministerium, wann liegen die Zwi-
schenberichte vor, und zu welchem Zeitpunkt rechnet das Bun-
desforschungsministerium mit der Veröffentlichung des Gutach-
tens? 

Wieviel Gutachten und Studien wurden in den letzten fünf 
Jahren von der Bundesregierung an das Wirtschaftswissenschaft-
liche Institut des Deutschen Gewerkschaftsbunds, Düsseldorf, 
oder an andere dem DGB nahestehende Forschungsinstitute, 
nach Sachgegenstand, Auftraggeber und Auftragssumme geglie-
dert, vergeben? 

Zu Frage B 71: 

Die in der Anfrage genannte Studie „Analyse und 
Darstellungen der Möglichkeiten künftiger wirt-
schafts- und gesellschaftspolitischer Entwicklungen 
im Hinblick auf den Verbrauch an elektrischer Ener-
gie" ist Teil einer größeren Untersuchung mit dem 
Titel „künftiger Bedarf an elektrischer Energie in 
Abhängigkeit von wirtschafts- und gesellschaftspoli-
tischen Entwicklungen und dessen Deckung, ins-
besondere mit Hilfe der  Kernenergie".  Die Bearbei-
tung der Gesamtthematik erfolgt in interdisziplinä-
rer Zusammenarbeit mehrerer Arbeitsgruppen. Dem 
Wirschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes fällt dabei die Auf-
gabe zu, signifikante Parameter zur Beschreibung 
von Wirtschaftsentwicklungen einerseits und der Le-
bensbedingungen der Bevölkerung andererseits auf-
zuzeigen und auf dieser Grundlage sowie unter Be-
rücksichtigung der Anregungen der gesamten Ar-
beitsgruppe einen realistischen Rahmen für die Pro-
gnose künftiger Entwicklungen besonders im Hin-
blick auf den elektrischen Energiesektor und die 
Rolle der Kernenergie zu erstellen. Die Gesamtthe-
matik wurde bereits in Antworten des BMWi und 
des BMF vom 17. 7. 1972 und 24. 10. 1972 auf Kleine 
Anfragen zur Energieversorgung angesprochen. 

Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Insti-
tut (WSI) hat bereits seit langem in dem Arbeits-
kreis, in dem die Untersuchung der Gesamtthematik 
abgestimmt wird, mitgewirkt und aufgrund der An-
regungen und Wünsche der übrigen Teilnehmer 
auch eigene Untersuchungen durchgeführt, bevor im 
Herbst 1973 ein Antrag an WSI mit abgestimmter 
Aufgabenstellung vergeben wurde. 
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Das Arbeitsprogramm des Instituts gliedert sich 
in drei Phasen. Der 1. Zwischenbericht über die Tä-
tigkeit des Instituts wurde Ende 1973 vorgelegt. Die 
Ergebnisse aller in den Phasen I bis II von WSI 
durchgeführten Rechnungen wurden dem BMFT im 
April 1974 zugeleitet. Ein weiterer Zwischenbericht 
wurde zur 8. Besprechung des Arbeitskreises am 
8. 11. 1974 vorgelegt; er wird noch bis Ende des Jah-
res vervollständigt werden, sobald Ergebnisse kom-
plementärer Untersuchungen zu WSI von Firma 
Prognos (Basel) vorliegen. 

Die vorläufigen Abschlußberichte der verschiede-
nen Arbeitsgruppen werden im Frühjahr 1975 vorlie-
gen. Der zusammenfassende Bericht über die Ge-
samtstudie ist im Sommer 1975 vorgesehen. 

Zu Frage B 72: 

Die Bundesregierung hat außer der genannten 
Studie keine weiteren Gutachteraufträge an das 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut 
(WSI) vergeben. Ich weise die Unterstellung zurück, 
die Bundesregierung benutze Studien und Gutachten 
als Instrumente der Alimentierung nahestehenden 
Institutionen. Es ist grundsätzlich unannehmbar, aus 
dem politischen Standort von Institutionen oder Wis-
senschaftlern Zweifel an der fachlichen Qualifikation 
abzuleiten. Die Bundesregierung lehnt es auch ab, 
über den politischen Standort ihrer Auftragnehmer 
Recherchen anzustellen und über einen Proporz Re-
chenschaft abzulegen. 

Anlage 58 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/2767 Frage B 73) : 

Trifft die Meldung der „Zeit" vom 4. Oktober 1974 zu, Mit-
glieder des Deutschen Entwicklungsdienstes unterstützen als 
Mentoren die rechtswidrige Besetzung eines landwirtschaftlichen 
Betriebs in Equador, wobei die Besetzer sich jeder Wiederher-
stellung des rechtmäßigen Zustands mit Waffengewalt wider-
setzen wollen, und wie haben — bejahendenfalls — Bundes-
regierung und Deutscher Entwicklungsdienst darauf reagiert? 

Nach übereinstimmenden Berichten der Deutschen 
Botschaft in Quito und des Deutschen Entwicklungs-
dienstes haben Entwicklungshelfer oder hauptamt-
liche Mitarbeiter des Deutschen Entwicklungsdien-
stes keine rechtswidrigen Aktionen in Equador un-
terstützt. Zu dem von der „Zeit" erwähnten Fall, der 
seit über drei Jahren die Gerichte und die zustän-
dige Agrarreformbehörde beschäftigt, wurde inzwi-
schen in letzter Instanz festgestellt, daß die gewalt-
lose Landnahme der Bevölkerung mit dem equado-
rianischen Agrarreformgesetz in Einklang steht. 

Der Deutsche Entwicklungsdienst hat die erwähn-
ten Vorgänge stets sorgfältig beobachtet und ge-
meinsam mit dem Projektträger darauf geachtet, daß 
keine Entwicklungshelfer in den Konflikt einbezo-
gen wurden. Die Bundesregierung sieht deshalb 
keine Veranlassung, besondere Maßnahmen zu 
treffen. 
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